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Stefan Schiman 

Handelspolitische Spannungen trüben das 
Konjunkturklima ein 

Handelspolitische Spannungen trüben das Konjunkturklima ein 
Die Wirtschaft der USA überwand im II. Quartal 2014 den Rückgang, der zu Jahresbeginn verzeichnet worden war. Zuletzt ging die 
hohe Arbeitslosigkeit in einigen EU-Ländern etwas zurück. In Großbritannien setzte sich die Expansion im II. Quartal 2014 fort, in 
Spanien gewann der Aufschwung an Kraft. Die handelspolitischen Spannungen mit Russland dämpfen das Konjunkturklima in 
Deutschland und Österreich, die heimische Ausfuhr nach Russland verringerte sich im ersten Jahresdrittel bereits markant. Der pri-
vate Konsum bleibt in Österreich träge, die Nachfrage nach langlebigen Gütern schwach. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt ent-
spannte sich bisher nicht. 

Trade Tensions Darkening Economic Climate 
The US economy overcame the slowdown registered at the beginning of the year in the second quarter of 2014. The high unem-
ployment rates in some EU countries have declined slightly recently. The UK experienced continuing expansion in the second 
quarter of 2014, and Spain saw the upswing gain traction. Trade tensions with Russia are weighing on the economic climate in 
Germany and Austria, with Austrian exports to Russia already dropping markedly in the first four months of this year. Private con-
sumption remains sluggish in Austria; demand for consumer durables is weak. The labour market situation has not yet eased. 

Kontakt: 
Stefan Schiman, MSc: WIFO, 1030 Wien, Arsenal, Objekt 20, Stefan.Schiman@wifo.ac.at 

JEL-Codes: E32, E66 • Keywords: Konjunkturbericht 

Der Konjunkturbericht entsteht jeweils in Zusammenarbeit aller Mitarbeiter des WIFO. Zu den Definitionen siehe "Methodische Hin-
weise und Kurzglossar", in diesem Heft und http://www.wifo.ac.at/wwadocs/form/WIFO-Konjunkturberichterstattung-Glossar.pdf • 
Abgeschlossen am 7. August 2014. 

Wissenschaftliche Assistenz: Christine Kaufmann (Christine.Kaufmann@wifo.ac.at), Martha Steiner (Martha.Steiner@wifo.ac.at) 
  

Nach dem wetterbedingten Investitionseinbruch in den USA im I. Quartal 2014 zog 
das Wachstum im II. Quartal nach ersten Schätzungen wieder an. Angesichts der 
stabilen Konjunkturlage und der relativ guten Arbeitsmarktsituation wird die Noten-
bank das Anleihenkaufprogramm im Oktober 2014 beenden. In China stützt die Re-
gierung die Konjunktur wieder mit zusätzlichen Investitionen und lockerte die Kredit-
vergabebestimmungen, um das Wachstumsziel von 7,5% zu erreichen. Die britische 
Wirtschaft behielt im II. Quartal dank des starken Dienstleistungssektors den Wachs-
tumspfad bei (+0,8% gegenüber dem Vorquartal), die Industrieproduktion blieb al-
lerdings schwach. In Spanien gewann der Aufschwung im II. Quartal an Kraft (+0,6% 
gegenüber dem Vorquartal), die Arbeitslosenquote ging weiter leicht zurück. Auch 
in anderen EU-Ländern mit hoher Arbeitslosigkeit verringerte sie sich etwas. 

In Deutschland und Österreich trübte sich das Konjunkturklima ein: Der deutsche ifo-
Geschäftsklimaindex gab vor dem Hintergrund der zunehmenden handelspoliti-
schen Spannungen wiederholt nach. Laut WIFO-Konjunkturtest verschlechterte sich 
die Einschätzung der österreichischen Unternehmen insbesondere in der Sachgüter-
erzeugung und in der Bauwirtschaft. Der Außenhandel belebte sich im ersten Jah-
resdrittel nicht, nicht zuletzt wegen des markanten Rückganges der Exporte nach 
Russland. Auch der private Konsum und die Ausgaben für langlebige Güter lösten 
sich bisher nicht aus der Stagnation. Einzig in der Tourismuswirtschaft verbesserte sich 
die Lage seit den Wintermonaten, da nicht konsumierte Winterurlaube im Frühsom-
mer teilweise nachgeholt wurden. Mit 1,9% war die Inflationsrate im Juni stabil. Die 
saisonbereinigte Arbeitslosenquote lag im Juli bei 8,5%. 
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1. USA: Konjunktur im II. Quartal 2014 wieder schwungvoller 
In den USA wuchs das reale BIP gemäß der ersten Schätzung im II. Quartal 2014 um 
1,0% gegenüber dem Vorquartal. Damit kehrte die Wirtschaft auf den Wachstums-
pfad zurück, den sie im I. Quartal 2014 wegen des strengen Winters und der damit 
verbundenen Investitionsschwäche vorübergehend verlassen hatte. Die Konjunktur 
dürfte im Winterhalbjahr aber weniger schwach ausgefallen sein als erwartet, die 
Veränderungsrate wurde für das IV. Quartal 2013 und das I. Quartal 2014 nach oben 
revidiert (von +0,7% bzw. 0,7% auf +0,9% bzw. 0,5%). 

Seit Anfang 2014 verringert die Notenbank ihre Anleihenkäufe schrittweise von 
85 Mrd. $ auf derzeit 25 Mrd. $ pro Monat. Laut einem neuen Zeitplan werden sie im 
Oktober 2014 beendet. Dieser Ausblick soll zwar die Planungssicherheit der Markt-
teilnehmer erhöhen; die Finanzmärkte dürften aber wegen der Unsicherheit über 
den Zeitpunkt der ersten Zinssatzanhebung im Jahr 2015 volatil bleiben. Im Juni be-
trug die Inflationsrate unverändert 2,1%, die Kerninflationsrate verringerte sich auf 
1,9%. Der schwungvolle Rückgang der Arbeitslosenquote hielt im Juli nicht an, die 
saisonbereinigte Arbeitslosenquote betrug 6,2%, nachdem sie im Juni auf 6,1% ge-
sunken war. 

2. Träger Konjunkturverlauf in China 
Das reale BIP stieg in China laut staatlichem Statistikamt im II. Quartal 2014 um 2% 
gegenüber dem Vorquartal bzw. um 7,5% gegenüber dem Vorjahr. Gestützt wurde 
dieser im Vergleich mit den letzten Jahren verhaltene Zuwachs durch neue öffentli-
che Investitionen in die Schieneninfrastruktur und den sozialen Wohnbau. Darüber 
hinaus hatte eine Lockerung der Bestimmungen zur Relation zwischen Kreditvolumen 
und Bankeinlagen eine starke Kreditexpansion zur Folge. Der von Markit erstellte Ein-
kaufsmanagerindex erhöhte sich von 50,7 Punkten im Juni auf 51,7 Punkte im Juli. 

Aufgrund der Nachfrageausfälle infolge der Mehrwertsteuererhöhung im April 2014 
war der von der japanischen Regierung herausgegebene Konjunkturindex einge-
brochen. Der Verkauf langlebiger Konsumgüter war zwar im Juni weiterhin rückläu-
fig; die für den privaten Verbrauch relevanten Vorlaufindikatoren wie das Konsum-
entenvertrauen und die Absatzprognosen verbesserten sich aber, nachdem sie vor 
der Steuererhöhung über Monate hinweg gesunken waren. Die Auftragseingänge 
für Maschinenlieferungen gingen aber spürbar zurück. 

3. EU: Hohe Arbeitslosenquoten sinken langsam  
In den letzten Monaten sank die Arbeitslosenquote in einigen EU-Ländern, die auf-
grund der Wirtschaftskrise mit hoher und steigender Arbeitslosigkeit konfrontiert wa-
ren: In Spanien geht die Quote seit September 2013 zurück, sie war mit 24,5% im Juni 
2014 aber weiterhin eine der höchsten in der EU. In Portugal hält der Abwärtstrend 
seit Mai 2013 an, im Juni lag der Wert bei 14,1%. Leicht rückläufig, aber weiterhin 
hoch war die Arbeitslosenquote im Juni 2014 auch in Kroatien (16,3%), der Slowakei 
(13,8%), Italien (12,3%), Irland (11,8%), Bulgarien (11,6%), Litauen (10,5%) und Slowe-
nien (10,1%). 

Die Inflationsrate dürfte im Juli im Euro-Raum nach vorläufigen Schätzungen auf 0,4% 
weiter gesunken sein, nachdem sie bereits im Mai und Juni mit jeweils 0,5% äußerst 
gering gewesen war. 

In Spanien dürfte der Aufschwung an Dynamik gewonnen haben: Nach ersten 
Schätzungen nahm das reale BIP im II. Quartal 2014 gegenüber dem Vorquartal um 
0,6% zu. Seit dem ersten geringfügigen Zuwachs im III. Quartal 2013 (+0,1%) erhöhten 
sich die Raten somit kontinuierlich (IV. Quartal 2013 +0,2%, I. Quartal 2014 +0,4%). 

Die Fed wird ihre Anleihen-
käufe im Oktober 2014 be-
enden. 

Das Konsumentenvertrauen 
verbessert sich in Japan 
wieder. 

In Spanien gewann der Auf-
schwung an Kraft, in Großbri-
tannien setzte er sich fort. 
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Abbildung 1: Internationale Konjunktur 

Saisonbereinigt, 2010 = 100, gleitende Dreimonatsdurchschnitte 
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Nachdem die reale Wirtschaftsleistung bereits in den vier Quartalen zuvor um 0,7% 
bzw. 0,8% gegenüber der Vorperiode gestiegen war, setzte sich der Aufschwung in 
Großbritannien im II. Quartal 2014 mit unverändertem Tempo fort (+0,8%). Aufgrund 
der trägen Erholung nach der Finanzmarktkrise 2008 übertraf das reale BIP erst jetzt 
das Niveau vom I. Quartal 2008. In Deutschland wurde der Vorkrisenhöchstwert be-
reits im I. Quartal 2011, in Österreich und in den USA im II. Quartal 2011 übertroffen, in 
Japan erst im I. Quartal 2014, im Durchschnitt des Euro-Raumes wurde dieses Niveau 
bisher noch nicht erreicht. Charakteristisch für die Entwicklung in Großbritannien ist 
die anhaltende Schwäche der Industrieproduktion, die 2009 eingebrochen war. 
Somit wird der Aufschwung überproportional vom Dienstleistungssektor getragen. 
Die Bauwirtschaft schrumpfte nach einem Zuwachs im Vorquartal nun etwas. 

4. Deutschland: Optimismus nimmt ab 
Die deutsche Binnenwirtschaft folgt einem Expansionspfad, der Ausblick für den Au-
ßenhandel trübt sich dagegen ein, wie die aktuellen Konjunkturindikatoren zeigen: 
Der GfK-Konsumklimaindex setzte im Juli, vor dem Hintergrund sinkender Arbeitslosig-
keit und steigender Kaufkraft, seinen Aufwärtstrend fort. Der ifo-Geschäftsklimaindex, 
ein wichtiger Vorlaufindikator für die deutsche, aber auch für die österreichische 
Volkswirtschaft, sank hingegen im Juli zum dritten Mal in Folge. Der Rückgang ist 
Ausdruck zunehmender Unsicherheit vor allem der Industrieunternehmen, die bereits 
im Vorfeld der nunmehr beschlossenen handelspolitischen Sanktionsmaßnahmen 
gegen Russland deutlich zugenommen haben dürfte: Drei Viertel der Interviews, auf 
denen die aktuellen Umfragewerte basieren, wurden vor der Verschärfung der 
Sanktionen der USA (und später der EU) durchgeführt. Insbesondere im verarbeiten-
den Gewerbe trübte sich die Stimmung ein, die Dienstleistungen sind nicht davon 
betroffen, das Baugewerbe und der Handel in geringerem Maß. Die saisonbereinig-
ten Auftragseingänge verringerten sich im verarbeitenden Gewerbe im Juni emp-
findlich (3,2% gegenüber Mai nach vorläufiger Schätzung), nachdem sie schon im 
Vormonat um 1,6% gesunken waren. 

5. Spannungen mit Russland dämpfen Österreichs Außenhandel 
Der Warenaußenhandel entwickelte sich in den ersten vier Monaten des Jahres 2014 
anhaltend schwach, der Wert der Warenexporte stieg im Vorjahresvergleich um nur 
1,8%. Damit war die Außenhandelsdynamik bisher kaum höher als in den zwei Jah-
ren zuvor, als die Konjunktur schwach gewesen war (Warenexporte +1,5% bzw. 
+1,8%). Im Gegensatz zum Vorjahr nahmen aber die Warenimporte heuer geringfü-
gig zu (Jänner bis April +1,3% gegenüber dem Vorjahr); das könnte auf eine Konsoli-
dierung der Binnennachfrage hindeuten. 

Der Außenhandel verlor nicht zuletzt aufgrund des Einbruches der Exporte nach 
Russland an Schwung. War die Ausfuhr nach Russland im I. Quartal 2014 noch um 
4,4% unter dem Vorjahresniveau gelegen, so blieb sie im Zeitraum Jänner bis April 
2014 bereits um 11,7% darunter. Unter den wichtigsten Warengruppen brach der Ex-
port von Eisen und Stahl (SITC 67), von Arbeitsmaschinen für besondere Zwecke 
(SITC 72) und von Maschinen, Apparaten und Geräten für verschiedene Zwecke 
(SITC 74) am stärksten ein. Russland ist mit einem Anteil von 2,8% (Stand 2013) der 
zehntgrößte Zielmarkt heimischer Warenexporte. Die Ausfuhr in die konjunkturstarken 
Länder Großbritannien (+13,2%), Tschechien (+6,1%), Ungarn (+6,1%) und Polen 
(+4,4%) nahm im ersten Jahresdrittel 2014 zu. Gegenüber Frankreich ergaben sich 
durch Sondereffekte im pharmazeutischen Bereich abermals kräftige Ausfuhrsteige-
rungen. Nach einer empfindlichen Abschwächung seit 2011 zog das Wachstum der 
Exporte nach China nun wieder an (Jänner bis April +13,5%). 

5.1 Stimmung in Industrie und Bauwirtschaft trübt sich ein 
Die Unsicherheiten aufgrund der Ukraine-Krise schlugen sich im WIFO-Konjunkturtest 
zwar noch nicht im selben Ausmaß nieder wie im deutschen ifo-Index, erste Anzei-
chen einer Eintrübung der Stimmung waren im Juli aber zu verzeichnen: Die seit An-

Der ifo-Geschäftsklimaindex 
für Deutschland sank zuletzt 
deutlich. 

Österreichs Eisen-, Stahl- und 
Maschinenlieferungen nach 
Russland gingen im ersten 
Jahresdrittel 2014 deutlich 
zurück. 

Die verbesserte Zuversicht im 
Tourismus stützt die Stimmung 
im Dienstleistungssektor. 
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fang des Jahres optimistische Einschätzung der Exportaufträge (Anteil der Industrie-
unternehmen, die ihre Aufträge als "ausreichend" oder "mehr als ausreichend" ein-
schätzen) verschlechterte sich im Juli auf 59%, nachdem sie bis Juni 2014 auf 62% 
gestiegen war. Der Vorkrisenhöchstwert betrug 78% (Juni 2007), der Rezessionstiefst-
wert 30% (Juli 2009). Auch andere Indikatoren der Sachgütererzeugung wie die Ein-
schätzung der aktuellen Lage und die Produktionserwartungen ließen im Juli nach. 
In der Herstellung von Vorprodukten trübte sich die Einschätzung der aktuellen Lage 
weiter ein, in der Konsumgüterproduktion sowie in der Bauwirtschaft sogar deutlich. 
In der Bauwirtschaft gab das Konjunkturklima spürbar nach, nur im Höhepunkt der 
Wirtschaftskrise 2009 war es schlechter gewesen als im Juli 2014. Im Dienstleistungs-
bereich ist die Stimmung, ähnlich wie in der deutschen ifo-Umfrage, besser als in den 
anderen Sektoren, die Indikatoren stagnieren aber lediglich. Die nach dem schwa-
chen Winter verbesserte Stimmung im Bereich Beherbergung und Gastronomie fes-
tigte sich. 

Die Stimmungseintrübung in der heimischen Wirtschaft ist auch an der Entwicklung 
des WIFO-Frühindikators abzulesen: Im Juli sank er zum vierten Mal in Folge. Der 
Rückgang betraf fast alle Teilkomponenten. Insbesondere die Vertrauensindikatoren 
für die Sachgüterindustrie und das Konsumentenvertrauen verschlechterten sich 
gegenüber dem Vormonat spürbar. Somit mehren sich die Anzeichen für einen 
Rückschlag in der Konjunkturdynamik.  

 

Abbildung 2: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests 

Indizes der aktuellen Lagebeurteilung und der unternehmerischen Erwartungen, 
saisonbereinigt 

Sachgütererzeugung 

 

Bauwirtschaft 

 

Q: WIFO-Konjunkturtest. Angaben in Indexpunkten (Prozentpunkten) zwischen +100 und 100. Werte über 
0 zeigen insgesamt positive, Werte unter 0 negative Erwartungen an. 
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5.2 Privater Konsum kraftlos 
Die Konsumentenstimmung ist in Österreich, gemessen am Konsumklimaindikator der 
Europäischen Kommission, anhaltend gedämpft. Seit Dezember 2013 hat sich das 
Konsumentenvertrauen nahezu nicht verändert, weiterhin überwiegen die pessimisti-
schen gegenüber den optimistischen Einschätzungen. Auch die Bereitschaft zum 
Kauf der konjunkturreagiblen langlebigen Konsumgüter (wie etwa neue Kfz oder 
Möbel) folgte in der ersten Jahreshälfte 2014 keiner merklichen Aufwärtstendenz. Die 
Kfz-Neuzulassungen liegen (abgesehen vom steuerbedingten Anstieg im Februar 
aufgrund der Vorziehkäufe vor der Anhebung der Normverbrauchsabgabe) merk-
lich unter dem Vorjahresergebnis. Die Einzelhandelsumsätze (ohne Kfz-Handel) dürf-
ten, getragen von einer stabilen Entwicklung im Lebensmittelbereich, im 1. Halbjahr 
leicht zugenommen haben (nominell +1,2%, real +0,3% gegenüber dem Vorjahr). 

5.3 Lebhafter Frühsommertourismus nach schwachem Winter 
Im Mai und Juni 2014 machten deutlich mehr Gäste Urlaub in Österreich als im Vor-
jahr (+6,1%). Die Zahl der Übernachtungen nahm kräftig zu (+4,7%), wegen der rück-
läufigen Aufenthaltsdauer aber weniger stark als die der Gäste. Sowohl heimische 
(+5,4%) als auch ausländische Reisende (+4,3%) übernachteten häufiger in Öster-
reich. Die Nachfrage der deutschen Gäste, der größten Gruppe unter den ausländi-
schen Reisenden, nahm in den ersten zwei Monaten der Sommersaison 2014 erheb-
lich zu, nachdem sie im Winter aufgrund des milden Wetters spürbar gesunken war. 
Am stärksten weiteten tschechische, italienische, ungarische und belgische Gäste 
ihre Nächtigungen in Österreich aus, schwedische und russische Gäste schränkten 
ihre Aufenthalte ein. Der insgesamt kräftige Anstieg ist zum Teil eine Folge der Ausfäl-
le im Wintertourismus, da das Urlaubsbudget vielfach fix geplant ist und ein verhin-
derter Winterurlaub im Sommer "nachgeholt" wird. 

5.4 Inflationsrate höher als in den anderen Euro-Ländern 
Die Inflationsrate betrug im Juni 2014 laut Verbraucherpreisindex 1,9% und war damit 
etwas höher als im Vormonat (Mai 1,8%). Die Anhebung der Verbrauchsabgaben im 
März 2014 trug etwa ¼ Prozentpunkt zur aktuellen Teuerungsrate bei, die adminis-
trierten Preise 0,1 Prozentpunkt. Die stärksten preistreibenden Faktoren waren Gast-
ronomie- und Tourismusdienstleistungen (Restaurants und Cafés, Beherbergung, 
Pauschalreisen), alkoholische Getränke und Tabak sowie Wohnungsmieten und Tele-
fongebühren. Die Energiepreise lagen im Juni um 1,6% unter dem Niveau des Vor-
jahres. 

Gemessen am Harmonisierten Verbraucherpreisindex war die Inflationsrate im Juni 
aufgrund unterschiedlicher Gewichtungen zwar etwas niedriger (1,7%), wie schon in 
den Vormonaten jedoch die höchste im Euro-Raum. Das Inflationsdifferential 
(+1,2 Prozentpunkte gegenüber dem Durchschnitt des Euro-Raumes, +0,7 Prozent-
punkte gegenüber Deutschland) geht überwiegend auf den stärkeren heimischen 
Preisauftrieb im Dienstleistungsbereich zurück. Auf Nahrungsmittel (einschließlich Al-
kohol und Tabak) entfielen 0,4 Prozentpunkte des Inflationsunterschiedes zum Durch-
schnitt des Euro-Raumes, auf industrielle Güter (ohne Energie) 0,2 Prozentpunkte. Der 
Bereich Restaurants und Cafés trug 0,2 Prozentpunkte zum Inflationsdifferential ge-
genüber dem gesamten Euro-Raum bei, Telefonie 0,2 Prozentpunkte, Beherbergung 
und medizinische Dienstleistungen jeweils 0,1 Prozentpunkt. Grundsätzlich entspricht 
die derzeit in Österreich herrschende Inflationsdynamik zwar dem geldpolitisch er-
wünschten Maß, angesichts der geringen Dynamik der Realwirtschaft liegt sie aber 
wohl am oberen Rand der Toleranzspanne. 

5.5 Arbeitsmarktlage entspannt sich nicht 
Die Lage auf dem Arbeitsmarkt bleibt weiterhin angespannt: Die saisonbereinigte 
Arbeitslosenquote betrug im Juli 2014 nach ersten Schätzungen 8,5% und war damit 
um 0,5 Prozentpunkte höher als im Februar 2014. Zwar dürfte sich die starke Aufwärts-
tendenz des 1. Halbjahres im Juli abgeschwächt haben; auch im Vorjahresvergleich 
war der Anstieg der Zahl der Arbeitslosen im Juli 2014 (+11,6%) etwas geringer als im 
Juni und Mai (+16,2% bzw. +15,5%). Die Zahl der offenen Stellen war im Juli allerdings 

Teilweise wurden Winterur-
laube, die wegen des war-
men Wetters ausgefallen wa-
ren, im Frühjahr nachgeholt. 

Gastronomie- und Touris-
musdienstleistungen, alkoho-
lische Getränke und Tabak 
sowie Wohnen und Telefonie 
verteuerten sich merklich. 

Die saisonbereinigte Arbeits-
losenquote betrug im Juli 
8,5%. 
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um 5,2% geringer als im Vorjahr, sodass kurzfristig keine Verbesserung der Arbeits-
marktsituation zu erwarten ist. Indes nahm die Beschäftigung im Juli weiter zu. 

  

Abbildung 3: Wirtschaftspolitische Eckdaten 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1), in 1.000, saisonbereinigt 

 

Entwicklung in den 
letzten 12 Monaten 

 
 Jul 

 

Arbeitslosenquote, in % der unselbständigen Erwerbspersonen, saisonbereinigt 

 

 

 
 Jul 

 

Inflationsrate, in % 
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Effektiver Wechselkurs, real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 
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Sekundärmarktrendite für 10-jährige Bundesanleihen, in % 
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Q: Arbeitsmarktservice Österreich, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, OeNB, 
Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Prä-
senzdiener, ohne in der Beschäftigungsstatistik erfasste Arbeitslose in Schulung. 
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Methodische Hinweise und Kurzglossar 
Die laufende Konjunkturberichterstattung gehört zu den wichtigsten Produkten des WIFO. Um die Lesbar-
keit zu erleichtern, werden ausführliche Erläuterungen zu Definitionen und Fachbegriffen nach Möglich-
keit nicht im analytischen Teil gebracht, sondern im vorliegenden Glossar zusammengefasst. 

Rückfragen: Astrid.Czaloun@wifo.ac.at, Christine.Kaufmann@wifo.ac.at, Maria.Riegler@wifo.ac.at, Martha.Steiner@wifo.ac.at   

 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem 
Vorquartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte berei-
nigt. Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unter-
schiedliche Zahl von Arbeitstagen in der Periode ausgelöst 
werden (etwa Ostern). Im Text wird auf "saison- und arbeitstä-
gig bereinigte Veränderungen" Bezug genommen. 
Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr 
. . ." beschreibt hingegen eine Veränderung gegenüber der 
gleichen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unberei-
nigte Zeitreihen. 
Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwick-
lung liefert genauere Informationen über den aktuellen Kon-
junkturverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten 
unterliegen allerdings zusätzlichen Revisionen, da die Saison-
bereinigung auf statistischen Methoden beruht.  

Wachstumsüberhang 
Der Wachstumsüberhang bezeichnet den Effekt der Dynamik 
im unterjährigen Verlauf (in saisonbereinigten Zahlen) des vo-
rangegangenen Jahres  0t  auf die Veränderungsrate des 

Folgejahres  1t . Er ist definiert als die Jahresveränderungsrate 

des Jahres 1t , wenn das BIP im Jahr 1t  auf dem Niveau des 

IV. Quartals des Jahres 0t  (in saisonbereinigten Zahlen) bleibt. 

Durchschnittliche Veränderungsraten 
Die Zeitangabe bezieht sich auf Anfangs- und Endwert der 
Berechnungsperiode: Demnach beinhaltet die durchschnittli-
che Rate 2005/2010 als 1. Veränderungsrate jene von 2005 
auf 2006, als letzte jene von 2009 auf 2010. 

Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um 
Preiseffekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nominell 
ausgewiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens 
angeführt. 

Produzierender Bereich 
Diese Abgrenzung schließt die NACE-2008-Abschnitte B, C 
und D (Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, Her-
stellung von Waren, Energieversorgung) ein und wird hier im 
internationalen Vergleich verwendet. 

Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Verbraucherprei-
se gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisindex (VPI) 
ist ein Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte 
Verbraucherpreisindex (HVPI) ist die Grundlage für die ver- 
 

gleichbare Messung der Inflation in der EU und für die Bewer-
tung der Preisstabilität innerhalb der Euro-Zone (siehe auch 
http://www.statistik.at/). 
Die Kerninflation als Indikator der Geldpolitik ist nicht eindeutig 
definiert. Das WIFO folgt der gängigen Praxis, für die Kerninfla-
tion die Inflationsrate ohne die Gütergruppen unverarbeitete 
Nahrungsmittel und Energie zu verwenden. So werden knapp 
87% der im österreichischen Warenkorb für den Verbraucher-
preisindex (VPI 2010) enthaltenen Güter und Dienstleistungen 
in die Berechnung der Kerninflation einbezogen. 

WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionstest 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von 
rund 1.500 österreichischen Unternehmen zur Einschätzung 
ihrer aktuellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Der WIFO-
Investitionstest ist eine halbjährliche Befragung von Unterneh-
men zu ihrer Investitionstätigkeit (http://www.konjunkturtest. 
at). Die Indikatoren sind Salden zwischen dem Anteil der posi-
tiven und jenem der negativen Meldungen an der Gesamt-
zahl der befragten Unternehmen. 

Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung re-
gistrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Unselbstän-
digen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslo-
senbestand und unselbständig Beschäftigten (gemessen in 
Standardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrie-
rungen bei AMS und Hauptverband der österreichischen So-
zialversicherungsträger. 
Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Perso-
nen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Arbeitsplatz 
suchen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche 
mindestens 1 Stunde selbständig oder unselbständig gearbei-
tet hat. Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und 
Lehrlinge zählen zu den Erwerbstätigen, nicht hingegen Prä-
senz- und Zivildiener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der 
Arbeitslosen an allen Erwerbspersonen (Arbeitslose plus Er-
werbstätige). Datenbasis: Umfragedaten von privaten Haus-
halten (Mikrozensus). 

Begriffe im Zusammenhang mit der 
österreichischen Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in 
AMS-Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berechnung 
der Arbeitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im 
Zähler berücksichtigt. 
Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Be-
schäftigten" zählen auch Personen, die Kinderbetreuungsgeld 
beziehen, sowie Präsenzdiener mit aufrechtem Beschäfti-
gungsverhältnis. Zieht man deren Zahl ab, so erhält man die 
Zahl der "unselbständig aktiv Beschäftigten". 
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Kennzahlen zur Wirtschaftslage 
Der Tabellensatz "Kennzahlen zur Wirtschaftslage" bietet monatlich einen Überblick über die wichtigsten 
Indikatoren zur Entwicklung der österreichischen und internationalen Wirtschaft. Die Daten werden 
unmittelbar vor Redaktionsschluss aus der Volkswirtschaftlichen Datenbank des WIFO abgefragt. Täglich 
aktuelle Informationen enthalten die "WIFO-Wirtschaftsdaten" auf der WIFO-Website 
(http://www.wifo.ac.at/daten). 
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Internationale Konjunkturindikatoren 
Übersicht 1: Standardisierte Arbeitslosenquote 

 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Jänner Februar März April Mai Juni 
 In % der Erwerbspersonen, saisonbereinigt 

              
OECD insgesamt   7,9   7,9   7,9   7,9   7,7   7,6   7,4   7,6   7,6   7,5   7,4   7,4   7,3 

USA   8,9   8,1   7,3   7,2   7,0   6,7   6,2   6,6   6,7   6,7   6,3   6,3   6,1 
Japan   4,6   4,3   4,0   4,0   3,9   3,6   3,6   3,7   3,6   3,6   3,6   3,5   3,7 
Kanada   7,4   7,3   7,1   7,1   7,0   7,0   7,0   7,0   7,0   6,9   6,9   7,0   7,1 
EU   9,6   10,4   10,8   10,8   10,7   10,5   10,3   10,6   10,5   10,4   10,3   10,3   10,2 

Euro-Raum   10,1   11,3   11,9   12,0   11,9   11,7   11,6   11,8   11,7   11,7   11,6   11,6   11,5 
Deutschland   6,0   5,5   5,3   5,3   5,2   5,2   5,1   5,2   5,2   5,2   5,1   5,1   5,1 
Frankreich   9,2   9,8   10,3   10,3   10,2   10,2   10,1   10,2   10,2   10,2   10,1   10,1   10,2 
Italien   8,4   10,7   12,2   12,3   12,5   12,5   12,5   12,6   12,6   12,4   12,5   12,6   12,3 
Spanien   21,4   24,8   26,1   26,2   25,8   25,3   24,7   25,5   25,2   25,1   24,9   24,7   24,5 
Niederlande   4,4   5,3   6,7   7,0   7,0   7,2   7,0   7,1   7,3   7,2   7,2   7,0   6,8 
Belgien   7,3   7,7   8,4   8,5   8,5   8,4   8,5   8,4   8,4   8,4   8,5   8,5   8,5 
Österreich   4,2   4,4   4,9   5,0   5,0   4,9   4,9   5,0   4,9   4,9   4,8   4,9   5,0 
Portugal   12,9   15,8   16,4   16,0   15,3   14,9   14,3   15,0   14,9   14,8   14,6   14,3   14,1 
Finnland   7,8   7,7   8,1   8,1   8,3   8,4   8,7   8,4   8,4   8,4   8,5   8,7   8,8 
Griechenland   17,9   24,5   27,5   27,8   27,6   27,3   .   27,2   27,3   27,3   27,3   .   . 
Irland   14,7   14,7   13,1   12,8   12,2   12,1   11,9   12,1   12,1   12,0   11,9   11,9   11,8 
Luxemburg   4,8   5,1   5,9   5,9   6,1   6,2   6,3   6,2   6,2   6,2   6,2   6,3   6,3 
Slowakei   13,7   14,0   14,2   14,3   14,1   13,9   13,9   13,9   13,9   13,8   13,9   13,9   13,8 

Großbritannien   8,0   7,9   7,5   7,5   7,1   6,7   .   6,8   6,7   6,6   6,5   .   . 
Schweden   7,8   8,0   8,0   7,9   8,0   8,1   8,0   8,2   8,1   8,0   8,1   7,8   8,0 
Dänemark   7,6   7,5   7,0   7,0   6,9   6,8   6,4   6,9   6,9   6,5   6,4   6,4   6,5 

Schweiz   4,1   4,2   4,4   4,7   4,1   4,8   .   .   .   .   .   .   . 
Norwegen   3,3   3,2   3,5   3,5   3,5   3,4   .   3,5   3,5   3,3   3,4   3,2   . 
Polen   9,7   10,1   10,4   10,3   10,1   9,9   9,6   10,0   9,9   9,8   9,7   9,6   9,5 
Ungarn   11,0   10,9   10,2   10,1   9,2   8,0   .   8,2   7,9   7,9   8,0   8,1   . 
Tschechien   6,7   7,0   6,9   6,9   6,7   6,6   6,2   6,7   6,6   6,6   6,3   6,2   6,1 

Q: Eurostat, OECD. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
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Übersicht 2: Verbraucherpreise 
 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Jänner Februar März April  Mai Juni 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Verbraucherpreisindex              
OECD insgesamt  + 2,9  + 2,2  + 1,6  + 1,7  + 1,5  + 1,5  + 2,1  + 1,6  + 1,4  + 1,5  + 2,0  + 2,1  + 2,2 

USA  + 3,1  + 2,1  + 1,5  + 1,5  + 1,2  + 1,4  + 2,1  + 1,6  + 1,1  + 1,6  + 2,0  + 2,2  + 2,1 
Japan  – 0,3  – 0,0  + 0,4  + 0,9  + 1,4  + 1,5  + 3,6  + 1,4  + 1,5  + 1,6  + 3,4  + 3,7  + 3,6 
Kanada  + 2,9  + 1,5  + 0,9  + 1,2  + 0,9  + 1,4  + 2,2  + 1,5  + 1,1  + 1,6  + 2,0  + 2,3  + 2,4 

Harmonisierter VPI              
EU  + 3,1  + 2,6  + 1,5  + 1,5  + 1,0  + 0,8  + 0,7  + 0,9  + 0,8  + 0,6  + 0,8  + 0,6  + 0,7 

Euro-Raum  + 2,8  + 2,5  + 1,3  + 1,4  + 0,8  + 0,6  + 0,6  + 0,8  + 0,7  + 0,5  + 0,7  + 0,5  + 0,5 
Deutschland  + 2,5  + 2,1  + 1,6  + 1,7  + 1,3  + 1,0  + 0,9  + 1,2  + 1,0  + 0,9  + 1,1  + 0,6  + 1,0 
Frankreich  + 2,3  + 2,2  + 1,0  + 1,1  + 0,8  + 0,9  + 0,8  + 0,8  + 1,1  + 0,7  + 0,8  + 0,8  + 0,6 
Italien  + 2,9  + 3,3  + 1,3  + 1,1  + 0,7  + 0,5  + 0,4  + 0,6  + 0,4  + 0,3  + 0,5  + 0,4  + 0,2 
Spanien  + 3,1  + 2,4  + 1,5  + 1,3  + 0,2  + 0,0  + 0,2  + 0,3  + 0,0  – 0,2  + 0,3  + 0,2  + 0,0 
Niederlande  + 2,5  + 2,8  + 2,6  + 2,8  + 1,3  + 0,4  + 0,3  + 0,8  + 0,4  + 0,1  + 0,6  + 0,1  + 0,3 
Belgien  + 3,4  + 2,6  + 1,2  + 1,2  + 0,9  + 1,0  + 0,8  + 1,1  + 1,0  + 0,9  + 0,9  + 0,8  + 0,7 
Österreich  + 3,6  + 2,6  + 2,1  + 2,0  + 1,4  + 1,5  + 1,6  + 1,5  + 1,5  + 1,4  + 1,6  + 1,5  + 1,7 
Portugal  + 3,6  + 2,8  + 0,4  + 0,4  + 0,1  – 0,1  – 0,2  + 0,0  – 0,1  – 0,4  – 0,1  – 0,3  – 0,3 
Finnland  + 3,3  + 3,2  + 2,2  + 2,1  + 1,8  + 1,6  + 1,1  + 1,9  + 1,6  + 1,3  + 1,3  + 1,0  + 1,1 
Griechenland  + 3,1  + 1,0  – 0,9  – 0,8  – 2,2  – 1,3  – 1,7  – 1,4  – 0,9  – 1,5  – 1,6  – 2,1  – 1,5 
Irland  + 1,2  + 1,9  + 0,5  + 0,2  + 0,2  + 0,2  + 0,4  + 0,3  + 0,1  + 0,3  + 0,4  + 0,4  + 0,5 
Luxemburg  + 3,7  + 2,9  + 1,7  + 1,7  + 1,2  + 1,0  + 1,2  + 1,5  + 0,8  + 0,8  + 0,9  + 1,4  + 1,2 
Slowakei  + 4,1  + 3,7  + 1,5  + 1,4  + 0,5  – 0,1  – 0,1  – 0,0  – 0,1  – 0,2  – 0,2  – 0,0  – 0,1 

Großbritannien  + 4,5  + 2,8  + 2,6  + 2,7  + 2,1  + 1,8  + 1,7  + 1,8  + 1,8  + 1,7  + 1,7  + 1,5  + 1,9 
Schweden  + 1,4  + 0,9  + 0,4  + 0,7  + 0,3  – 0,0  + 0,3  + 0,2  + 0,1  – 0,3  + 0,3  + 0,1  + 0,5 
Dänemark  + 2,7  + 2,4  + 0,5  + 0,2  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,8  + 0,3  + 0,2  + 0,5  + 0,3  + 0,4 

Schweiz  + 0,1  – 0,7  + 0,1  + 0,4  + 0,2  – 0,0  + 0,1  + 0,2  – 0,2  – 0,1  + 0,1  + 0,2  – 0,1 
Norwegen  + 1,2  + 0,4  + 2,0  + 2,9  + 2,1  + 1,9  + 1,6  + 2,1  + 1,9  + 1,8  + 1,5  + 1,6  + 1,8 
Polen  + 3,9  + 3,7  + 0,8  + 0,9  + 0,6  + 0,6  + 0,3  + 0,6  + 0,7  + 0,6  + 0,3  + 0,3  + 0,3 
Ungarn  + 3,9  + 5,7  + 1,7  + 1,6  + 0,7  + 0,4  – 0,1  + 0,8  + 0,3  + 0,2  – 0,2  + 0,0  – 0,1 
Tschechien  + 2,1  + 3,5  + 1,4  + 1,2  + 1,1  + 0,3  + 0,2  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,2  + 0,5  + 0,0 
Q: Statistik Austria, OECD. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 

Übersicht 3: Saisonbereinigte Konjunkturindikatoren für die Sachgütererzeugung in der EU 
 2011 2012 2013 2014 
 III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Salden aus positiven und negativen Meldungen, in % der befragten Unternehmen 

              
Auftragsbestände  – 6  – 13  – 16  – 18  – 25  – 32  – 29  – 32  – 27  – 19  – 15  – 14  – 14 
Exportauftragsbestände  – 6  – 13  – 17  – 17  – 24  – 29  – 27  – 26  – 25  – 18  – 14  – 14  – 16 
Fertigwarenlager  + 4  + 7  + 8  + 7  + 9  + 7  + 6  + 7  + 7  + 4  + 4  + 4  + 6 
Produktionserwartungen  + 10  – 0  + 4  + 3  – 3  – 7  – 2  + 1  + 4  + 11  + 11  + 12  + 12 
Verkaufspreiserwartungen  + 11  + 6  + 8  + 6  – 1  + 3  + 3  – 2  + 1  + 1  + 4  + 0  + 1 
Q: Europäische Kommission (DG-ECFIN). • Rückfragen: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at 

Übersicht 4: Dreimonatszinssatz 
 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Jänner Februar März April Mai Juni 
 In % 

              
USA   0,4   0,4   0,3   0,3   0,2   0,2   0,3   0,2   0,3   0,2   0,2   0,3   0,3 
Japan   0,1   0,1   0,1   0,1   0,1   0,1   0,1   0,1   0,1   0,1   0,1   0,1   0,1 
Kanada   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2 
              
Euro-Raum   1,4   0,6   0,2   0,2   0,2   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,2 
              
Großbritannien   0,9   0,8   0,5   0,5   0,5   0,5   0,5   0,5   0,5   0,5   0,5   0,6   0,6 
Schweden   1,7   1,3   0,9   0,9   0,9   0,7   0,6   0,7   0,7   0,7   0,7   0,7   0,6 
Dänemark   1,4   0,6   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,4 
Schweiz   0,1   0,1   0,0   0,0   0,0   0,0   0,0   0,0   0,0   0,0   0,0   0,0   0,0 
Norwegen   2,9   2,2   1,8   1,7   1,7   1,7   1,8   1,6   1,7   1,7   1,8   1,8   1,8 
Polen   4,6   4,9   3,0   2,7   2,7   2,7   2,7   2,7   2,7   2,7   2,7   2,7   2,7 
Ungarn   6,6   7,7   4,3   4,0   3,3   3,1   2,8   3,0   3,0   3,3   2,9   2,5   2,9 
Tschechien   1,2   1,0   0,5   0,5   0,4   0,4   0,4   0,4   0,4   0,4   0,4   0,4   0,3 
Q: OECD. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 

Übersicht 5: Sekundärmarktrendite 
 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Jänner Februar März April Mai Juni 
 In % 

              
USA   2,8   1,8   2,3   2,7   2,7   2,8   2,6   2,8   2,7   2,7   2,7   2,5   2,6 
Japan   1,1   0,8   0,7   0,8   0,6   0,6   0,6   0,7   0,6   0,6   0,6   0,6   0,6 
Kanada   2,8   1,9   2,3   2,6   2,6   2,5   2,4   2,5   2,4   2,5   2,4   2,3   2,3 
Euro-Raum   4,3   3,0   3,0   3,2   3,2   3,1   2,5   3,2   3,1   2,9   2,6   2,5   2,3 

Deutschland   2,6   1,5   1,6   1,7   1,7   1,6   1,4   1,8   1,6   1,5   1,5   1,3   1,3 
Frankreich   3,3   2,5   2,2   2,4   2,3   2,3   1,9   2,4   2,3   2,2   2,0   1,8   1,7 
Italien   5,4   5,5   4,3   4,5   4,2   3,6   3,1   3,9   3,7   3,4   3,2   3,1   2,9 
Spanien   5,4   5,8   4,6   4,5   4,2   3,6   2,9   3,8   3,6   3,3   3,1   2,9   2,7 
Niederlande   3,0   1,9   2,0   2,2   2,1   1,9   1,7   2,1   1,9   1,8   1,9   1,7   1,6 
Belgien   4,2   3,0   2,4   2,6   2,5   2,4   2,0   2,5   2,4   2,3   2,2   2,0   1,8 
Österreich   3,3   2,4   2,0   2,2   2,1   2,0   1,7   2,1   2,0   1,9   1,8   1,6   1,7 
Portugal   10,2   10,5   6,3   6,8   6,1   4,9   3,7   5,2   4,9   4,4   3,8   3,7   3,5 
Finnland   3,0   1,9   1,9   2,1   2,0   1,9   1,7   2,0   1,9   1,9   1,8   1,7   1,6 
Irland   9,6   6,2   3,8   3,9   3,6   3,2   2,7   3,4   3,2   3,0   2,9   2,7   2,4 
Luxemburg   2,9   1,8   1,9   2,2   2,1   1,9   1,6   2,1   1,9   1,8   1,7   1,6   1,4 
Griechenland   15,7   22,5   10,1   10,2   8,6   7,6   6,2   8,2   7,7   6,9   6,2   6,4   5,9 

Großbritannien   2,9   1,7   2,0   2,3   2,4   2,4   2,3   2,5   2,4   2,3   2,3   2,3   2,3 
Schweden   2,6   1,6   2,1   2,4   2,4   2,3   1,9   2,4   2,2   2,2   2,1   1,9   1,8 
Dänemark   2,7   1,4   1,7   1,9   1,9   1,7   1,5   1,9   1,7   1,6   1,6   1,5   1,4 
Schweiz   1,5   0,6   0,9   1,1   1,1   1,0   0,8   1,0   0,9   0,9   0,9   0,8   0,7 
Norwegen   3,1   2,1   2,6   2,9   2,9   2,9   2,7   3,0   2,8   2,9   2,9   2,7   2,6 
Q: OeNB, OECD. Rendite langfristiger staatlicher Schuldverschreibungen. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 



KENNZAHLEN ZUR WIRTSCHAFTSLAGE  
 

526 WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(8), S. 524-536 WIFO 

Wechselkurse 
Übersicht 6: Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro 

 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli 
 Fremdwährung je Euro 

             
Dollar   1,39   1,29   1,33   1,32   1,36   1,37   1,37   1,38   1,38   1,37   1,36   1,35 
Yen  111,02  102,62  129,66  131,05  136,66  140,77  140,03  141,48  141,62  139,74  138,72  137,72 
Schweizer Franken   1,23   1,21   1,23   1,23   1,23   1,22   1,22   1,22   1,22   1,22   1,22   1,22 
Pfund Sterling   0,87   0,81   0,85   0,85   0,84   0,83   0,81   0,83   0,83   0,82   0,80   0,79 
Schwedische Krone   9,03   8,71   8,65   8,68   8,86   8,86   9,05   8,87   9,03   9,03   9,09   9,23 
Dänische Krone   7,45   7,44   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46   7,47   7,46   7,46   7,46 
Tschechische Krone   24,59   25,15   25,99   25,85   26,70   27,44   27,45   27,40   27,45   27,44   27,45   27,46 
Lettischer Lats   0,71   0,70   0,70   0,70   0,70   .   .   .   .   .   .   . 
Litauische Litas   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45 
Ungarischer Forint  279,31  289,32  296,94  298,04  297,56  308,06  305,94  311,49  307,37  304,58  305,87  309,81 
Polnischer Zloty   4,12   4,18   4,20   4,25   4,18   4,18   4,17   4,20   4,19   4,18   4,14   4,14 
Neuer Rumänischer Leu   4,24   4,46   4,42   4,44   4,45   4,50   4,43   4,49   4,46   4,42   4,39   4,41 
Bulgarischer Lew   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96 
Chinesischer Renminbi   9,00   8,11   8,17   8,11   8,29   8,36   8,54   8,53   8,60   8,57   8,47   8,39 
             
Effektiver Wechselkursindex Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Nominell  + 0,2  – 1,5  + 1,7  + 2,7  + 2,5  + 2,3  + 2,2  + 3,0  + 2,7  + 2,3  + 1,4   . 

Industriewaren  + 0,1  – 1,7  + 1,8  + 2,9  + 2,7  + 2,5  + 2,3  + 3,1  + 2,9  + 2,4  + 1,5   . 
Real  + 0,6  – 1,6  + 2,0  + 2,9  + 2,6  + 2,7   .  + 3,3  + 3,0  + 2,8   .   . 

Industriewaren  + 0,5  – 1,7  + 2,1  + 3,0  + 2,6  + 2,8   .  + 3,4  + 3,1  + 2,8   .   . 
Q: OeNB. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
 
Weltmarkt-Rohstoffpreise 
Übersicht 7: HWWI-Index 

 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Auf Dollarbasis  + 28,6  – 2,8  – 2,0  + 1,9  + 0,9  – 2,8  + 5,4  – 4,1  + 0,0  + 4,6  + 4,9  + 6,7  – 0,2 

Ohne Energierohstoffe  + 18,3  – 12,8  – 5,3  – 7,1  – 6,0  – 7,8  – 0,2  – 9,0  – 5,5  – 0,1  + 0,0  – 0,6  + 0,3 
Auf Euro-Basis  + 22,5  + 5,2  – 5,1  – 3,7  – 3,9  – 6,3  + 0,4  – 6,2  – 6,3  – 1,4  – 0,9  + 3,5  – 3,5 

Ohne Energierohstoffe  + 12,6  – 5,5  – 8,3  – 12,2  – 10,4  – 11,1  – 4,9  – 11,0  – 11,3  – 5,8  – 5,4  – 3,5  – 3,0 
Nahrungs- und Genussmittel  + 23,1  + 2,9  – 13,8  – 25,5  – 21,6  – 11,2  – 1,9  – 9,7  – 6,6  + 0,0  – 1,6  – 4,1  – 7,2 
Industrierohstoffe  + 8,8  – 8,9  – 5,8  – 5,3  – 5,1  – 11,0  – 6,3  – 11,5  – 13,4  – 8,2  – 7,2  – 3,3  – 1,3 
Energierohstoffe  + 25,1  + 7,8  – 4,4  – 1,9  – 2,5  – 5,3  + 1,5  – 5,2  – 5,2  – 0,5  + 0,1  + 4,9  – 3,6 
Rohöl  + 25,6  + 9,0  – 4,0  – 1,2  – 2,2  – 4,8  + 2,3  – 4,7  – 4,5  + 0,3  + 0,9  + 5,7  – 3,4 

Q: Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut. Jahreswerte auf Basis von Monatswerten berechnet. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 
 

Kennzahlen für Österreich 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 
Übersicht 8: Bruttowertschöpfung und Verwendung des Bruttoinlandsproduktes 

 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2012 2013 2014 
        IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen             
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei  – 6,5  – 2,8  + 13,9  – 8,0  – 1,4  + 0,0  + 0,0  – 3,2  + 0,2  + 5,7  – 7,2  – 4,0  + 0,5 
Bergbau, Herstellung von Waren  – 12,2  + 7,6  + 8,3  + 1,1  + 1,3  + 2,5  + 4,0  + 0,6  – 1,9  + 0,8  + 2,2  + 4,3  + 0,8 
Energie-, Wasserversorgung; 
Abfallentsorgung  + 1,7  – 3,8  + 2,1  + 9,7  + 8,7  + 4,0  – 1,0  + 11,7  + 10,9  + 10,6  + 6,9  + 6,5  + 3,8 
Bauwesen  – 9,6  – 3,0  + 0,4  + 0,8  + 0,3  + 1,2  + 1,3  + 2,4  + 0,6  – 0,6  + 0,5  + 0,8  + 1,2 
Handel  – 0,7  + 2,2  + 1,3  – 1,7  – 1,4  + 1,0  + 2,0  – 2,1  – 5,1  – 1,8  + 0,4  + 0,6  + 1,3 
Verkehr  – 8,9  – 3,1  + 1,9  – 1,0  – 0,6  + 0,5  + 0,5  – 0,4  – 1,0  – 1,4  – 0,4  + 0,4  + 0,4 
Beherbergung und Gastronomie  – 1,2  + 1,1  + 0,5  + 1,6  – 2,3  – 0,9  + 1,8  – 0,6  – 0,0  – 6,8  – 2,8  – 1,1  – 6,6 
Information und Kommunikation  – 4,1  – 1,8  + 6,3  – 1,5  – 2,0  – 1,0  + 1,0  – 1,0  – 2,7  – 2,3  – 0,9  – 2,2  – 4,0 
Kredit- und Versicherungswesen  + 2,6  – 3,4  + 3,5  + 2,7  – 0,1  + 2,8  + 0,3  + 9,0  + 0,2  – 0,5  – 1,2  + 1,0  + 3,3 
Grundstücks- und Wohnungswesen  – 1,2  + 3,2  + 2,5  + 1,7  + 0,7  + 1,6  + 1,6  + 1,3  + 0,7  + 0,5  + 0,7  + 0,8  + 1,0 
Sonstige wirtschaftliche 
Dienstleistungen1)  – 5,2  + 3,5  + 4,4  + 0,8  + 0,3  + 1,5  + 2,0  + 1,5  – 2,0  – 0,5  + 1,0  + 2,3  + 0,5 
Öffentliche Verwaltung, Unterricht, 
Gesundheits- und Sozialwesen  + 0,2  + 0,9  + 0,3  + 1,3  + 1,2  + 1,0  + 0,8  + 1,4  + 1,3  + 1,2  + 1,1  + 1,1  + 1,5 
Sonstige Dienstleistungen2)  – 0,2  + 0,8  + 0,7  + 1,1  + 1,5  + 1,0  + 0,7  + 0,6  + 1,1  + 2,0  + 1,5  + 1,5  + 0,5 
              
Wertschöpfung der Wirtschafts-
bereiche  – 4,2  + 1,8  + 3,2  + 0,8  + 0,5  + 1,4  + 1,7  + 1,2  – 0,7  + 0,2  + 0,8  + 1,6  + 0,5 
Gütersteuern  – 0,2  + 0,8  + 0,1  + 2,1  – 0,2   .   .  + 2,3  + 1,1  – 0,7  – 0,5  – 0,8  – 1,2 
Gütersubventionen  – 1,3  – 3,1  + 4,6  + 6,3  + 4,4   .   .  + 2,9  + 3,6  + 5,9  + 6,0  + 1,9  + 2,5 
              
Bruttoinlandsprodukt  – 3,8  + 1,8  + 2,8  + 0,9  + 0,3  + 1,4  + 1,7  + 1,3  – 0,5  – 0,1  + 0,5  + 1,3  + 0,3 
              
Verwendung des Bruttoinlandsproduktes             
Konsumausgaben insgesamt  + 0,9  + 1,5  + 0,7  + 0,4  + 0,3  + 0,9  + 1,1  – 0,8  – 0,3  – 0,3  + 1,1  + 0,7  + 0,6 

Private Haushalte  + 0,9  + 2,0  + 0,8  + 0,5  – 0,2  + 0,8  + 1,0  – 1,1  – 0,9  – 0,7  + 0,4  + 0,5  + 0,3 
Staat  + 0,7  + 0,2  + 0,3  + 0,2  + 1,6  + 1,3  + 1,2  + 0,2  + 1,4  + 0,8  + 3,0  + 1,3  + 1,4 

Bruttoinvestitionen3)  – 11,2  + 0,9  + 12,2  – 1,2  – 6,1  + 3,9  + 4,1  + 7,1  – 15,6  – 6,9  – 1,7  – 2,6  + 3,1 
Bruttoanlageinvestitionen  – 7,8  – 1,4  + 8,5  + 1,6  – 0,7  + 2,5  + 2,1  – 0,1  – 3,2  – 0,8  – 0,3  + 0,8  + 0,5 

Ausrüstungen  – 10,8  + 2,1  + 14,3  + 2,1  – 3,4  + 4,0  + 3,0  – 2,1  – 7,0  – 1,3  – 2,4  – 2,6  – 2,7 
Bauten  – 7,1  – 3,9  + 2,5  + 2,5  + 1,2  + 1,2  + 1,3  + 1,4  + 0,9  – 0,3  + 0,9  + 2,8  + 4,0 

              
Inländische Verwendung4)  – 2,0  + 1,3  + 3,2  – 0,0  – 1,0  + 1,5  + 1,7  + 1,0  – 3,0  – 2,2  + 0,6  + 0,6  + 1,6 
Exporte  – 15,6  + 9,4  + 6,6  + 1,2  + 2,7  + 3,8  + 5,3  + 0,4  + 2,2  + 3,7  + 2,2  + 2,7  + 1,8 
Importe  – 13,6  + 9,1  + 7,6  – 0,3  + 0,5  + 4,3  + 5,6  – 0,2  – 1,9  + 0,0  + 2,3  + 1,5  + 4,2 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2014 und 2015: WIFO-Prognose.  1) ÖNACE 2008, Abschnitte M bis N.  2) ÖNACE 2008, Abschnitte R bis U.  3) Einschließlich 
Vorratsveränderung und Nettozugang an Wertsachen.  4) Einschließlich statistischer Differenz. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
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Übersicht 9: Einkommen und Produktivität 
 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2012 2013 2014 
        IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Nominell              
Bruttonationaleinkommen  – 3,0  + 4,3  + 4,1  + 2,7  + 1,9  + 3,1  + 3,7  + 3,5  + 1,4  + 1,6  + 2,1  + 2,5  + 2,1 

Arbeitnehmerentgelte  + 0,9  + 2,1  + 3,9  + 4,1  + 2,8  + 3,0  + 3,5  + 3,8  + 2,9  + 2,8  + 2,7  + 2,9  + 3,0 
Betriebsüberschuss und 
Selbständigeneinkommen  – 7,0  + 4,7  + 6,4  + 0,5  + 1,0  + 3,4  + 3,7  + 3,0  – 0,9  + 0,9  + 1,6  + 2,4  + 0,2 

Abschreibungen  + 2,5  + 2,7  + 3,6  + 4,3  + 3,4  + 3,0  + 2,5  + 4,5  + 4,1  + 3,5  + 3,2  + 3,0  + 2,8 
Nettonationaleinkommen  – 4,0  + 4,6  + 4,2  + 2,3  + 1,6  + 3,2  + 4,0  + 3,3  + 0,8  + 1,2  + 1,9  + 2,4  + 2,0 
Verfügbares Nettonational-
einkommen  – 4,2  + 4,6  + 4,3  + 2,3  + 1,3  + 3,2  + 3,9  + 3,4  + 0,5  + 0,7  + 1,6  + 2,4  + 2,0 
              
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen)            
Bruttonationaleinkommen  – 4,0  + 2,2  + 1,0  + 0,3  + 0,5   .   .  + 1,0  – 0,2  – 0,1  + 0,7  + 1,5  + 1,2 
Abschreibungen  + 1,3  + 0,8  + 1,8  + 2,2  + 2,0   .   .  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,0  + 1,8  + 1,7 
Nettonationaleinkommen  – 4,9  + 2,5  + 0,8  – 0,1  + 0,2   .   .  + 0,7  – 0,7  – 0,5  + 0,5  + 1,5  + 1,1 
Verfügbares Nettonational-
einkommen  – 5,1  + 2,5  + 0,8  – 0,1  – 0,1   .   .  + 0,8  – 1,0  – 1,0  + 0,2  + 1,5  + 1,0 
              
Gesamtwirtschaftliche Produktivität              
BIP real pro Kopf (Erwerbstätige)  – 2,9  + 1,0  + 1,0  – 0,5  – 0,4  + 0,4  + 0,7  + 0,5  – 1,0  – 0,7  – 0,3  + 0,3  – 1,1 
              
BIP nominell Mrd. €   276,23   285,17   299,24   307,00   313,07   322,93   334,46   78,69   75,01   77,07   80,32   80,67   76,16 

Pro Kopf (Bevölkerung) in €   33.115   34.106   35.673   36.434   36.930   37.940   39.132   9.324   8.871   9.099   9.465   9.493   8.943 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2014 und 2015: WIFO-Prognose. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at  

Zahlungsbilanz 
Übersicht 10: Leistungsbilanz und Kapitalbilanz 

 2009 2010 2011 2012 2013 2012 2013 2014 
      II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. 
 Mrd. € 

              
Leistungsbilanz  + 7,49  + 9,74  + 4,90  + 7,33  + 8,45  + 0,58  + 1,18  + 2,55  + 4,25  + 1,14  + 0,43  + 2,62  + 2,33 

Güter  – 2,44  – 3,18  – 7,50  – 7,16  – 3,80  – 1,35  – 1,55  – 1,94  – 0,99  + 0,00  – 1,73  – 1,08  – 1,19 
Dienstleistungen  + 12,68  + 13,18  + 13,63  + 14,10  + 15,40  + 1,92  + 2,64  + 3,66  + 6,63  + 2,23  + 2,95  + 3,60  + 5,60 
Einkommen  – 1,12  + 1,57  + 0,74  + 2,50  – 0,75  + 0,62  + 0,68  + 0,75  – 0,26  – 0,24  – 0,05  – 0,20  – 0,99 
Laufende Transfers  – 1,63  – 1,83  – 1,97  – 2,11  – 2,41  – 0,61  – 0,59  + 0,07  – 1,12  – 0,85  – 0,74  + 0,30  – 1,08 

Vermögensübertragungen  + 0,10  + 0,18  – 0,39  – 0,43  – 0,43  – 0,09  – 0,09  – 0,10  – 0,14  – 0,10  – 0,07  – 0,13  – 0,11 
              
Kapitalbilanz  – 9,94  – 3,38  – 3,63  – 7,43  – 5,53  – 2,04  – 2,55  – 2,53  – 2,89  – 2,22  + 0,24  – 0,67  – 2,46 

Direktinvestitionen im Ausland  – 8,18  + 12,56  – 23,36  – 14,76  – 10,46  – 2,47  – 2,95  – 5,45  – 4,73  + 0,94  – 4,57  – 2,11  – 4,69 
Eigenkapital  – 7,85  – 3,24  – 12,32  – 5,58  – 5,54  – 0,61  – 1,46  – 1,80  – 1,44  + 0,26  – 3,31  – 1,05  + 0,44 

Direktinvestitionen in Österreich  + 8,04  – 19,97  + 12,92  + 2,22  + 8,57  – 2,72  + 2,75  + 2,02  + 2,76  + 0,64  + 4,86  + 0,31  + 3,35 
Eigenkapital  + 3,13  + 1,18  + 7,42  + 1,58  + 4,01  – 0,24  – 0,24  + 2,00  + 0,16  + 0,41  + 3,22  + 0,22  – 0,34 

Ausländische Wertpapiere  – 3,15  – 6,46  + 8,10  + 11,08  – 2,40  + 6,41  + 0,45  + 2,87  – 1,38  – 1,97  + 0,80  + 0,15  – 4,63 
Anteilspapiere  – 4,38  – 7,36  + 1,08  – 3,56  – 3,13  + 1,09  – 1,94  – 0,71  – 2,12  + 0,17  – 0,94  – 0,25  – 0,89 
Verzinsliche Wertpapiere  + 1,23  + 0,91  + 7,02  + 14,64  + 0,73  + 5,32  + 2,39  + 3,58  + 0,74  – 2,14  + 1,73  + 0,40  – 3,73 

Inländische Wertpapiere  – 3,89  – 0,49  + 7,90  – 5,40  + 4,60  – 0,89  – 2,99  + 1,82  + 2,29  + 2,52  + 3,50  – 3,71  – 1,43 
Anteilspapiere  + 0,07  – 0,26  – 0,08  + 0,65  + 1,75  + 0,09  + 0,47  + 0,27  + 0,69  – 0,38  + 0,62  + 0,82  + 1,78 
Verzinsliche Wertpapiere  – 3,96  – 0,22  + 7,98  – 6,06  + 2,85  – 0,98  – 3,46  + 1,55  + 1,60  + 2,89  + 2,89  – 4,53  – 3,22 

Sonstige Investitionen  – 5,69  + 12,25  – 9,23  – 2,23  – 9,24  – 2,97  + 0,40  – 4,94  – 3,64  – 4,62  – 4,81  + 3,82  + 4,59 
Finanzderivate  + 0,54  – 0,19  + 0,76  + 2,60  + 3,81  + 1,00  + 0,06  + 1,18  + 1,63  + 0,53  + 0,63  + 1,02  + 0,37 
Offizielle Währungsreserven  + 2,37  – 1,10  – 0,73  – 0,94  – 0,40  – 0,41  – 0,27  – 0,04  + 0,18  – 0,26  – 0,18  – 0,14  – 0,03 

Statistische Differenz  + 2,35  – 6,54  – 0,88  + 0,52  – 2,48  + 1,55  + 1,46  + 0,08  – 1,23  + 1,17  – 0,60  – 1,83  + 0,24 
Q: OeNB. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at  

Tourismus 
Übersicht 11: Übernachtungen 

 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Jänner Februar März April Mai Juni 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
In allen Unterkunftsarten  + 0,9  + 4,0  + 1,2  + 1,7  + 3,5  – 6,5  + 9,2  – 3,1  – 8,9  – 6,9  + 22,4  – 6,9  + 13,7 
Inländische Reisende  + 0,8  + 1,9  – 0,6  + 0,6  + 0,3  – 3,9  + 5,7  – 1,0  + 0,3  – 11,5  + 7,6  + 4,5  + 5,6 
Ausländische Reisende  + 0,9  + 4,8  + 1,9  + 2,2  + 5,0  – 7,1  + 11,1  – 3,6  – 11,3  – 5,6  + 30,5  – 13,5  + 18,1 

Aus Deutschland  – 1,6  + 4,7  + 2,5  + 2,0  + 5,6  – 11,8  + 14,5  – 3,0  – 17,7  – 14,6  + 50,6  – 26,6  + 29,0 
Aus den Niederlanden  – 1,9  + 5,5  – 2,7  – 1,0  + 6,3  – 3,5  + 2,3  – 12,9  – 13,6  + 34,0  + 15,4  – 8,9  + 4,1 
Aus Italien  – 0,2  – 3,2  – 4,8  – 1,8  – 3,1  – 0,4  + 15,2  + 5,6  – 8,9  – 0,9  + 11,6  + 29,2  + 8,6 
Aus der Schweiz  + 12,6  + 6,6  + 0,4  + 0,2  + 0,1  – 1,9  + 8,5  + 3,8  – 3,7  – 6,3  + 18,6  – 8,2  + 17,0 
Aus Großbritannien  – 4,6  + 2,5  + 5,2  + 10,0  + 2,3  – 6,9  + 11,0  – 3,0  + 0,5  – 20,5  + 24,7  + 3,3  + 1,6 
Aus den USA  – 3,2  + 6,9  + 6,3  + 8,0  + 10,1  + 0,5  + 12,9  + 6,7  + 3,0  – 6,1  + 20,9  + 13,4  + 9,0 
Aus Japan  + 6,2  + 16,1  – 1,2  – 0,9  – 1,7  – 7,4  – 1,8  – 4,3  – 20,2  + 0,7  – 8,7  – 5,8  + 6,3 

Q: Statistik Austria. • Rückfragen: Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at, Susanne.Markytan@wifo.ac.at 

Übersicht 12: Zahlungsströme im internationalen Tourismus 
 2009 2010 2011 2012 2013 2012 2013 2014 
      II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. 
 Mio. € 

              
Exporte   15.375   15.705   16.187   16.661   17.044   2.900   4.474   3.210   6.365   2.790   4.607   3.282   6.047 

Einnahmen i. e. S.   13.896   14.027   14.267   14.706   15.139   2.368   3.910   2.787   5.958   2.259   4.057   2.865   5.662 
Personentransport   1.479   1.678   1.920   1.955   1.905   532   564   423   407   531   550   417   385 

Importe   9.143   9.291   9.232   9.664   9.580   2.602   3.635   1.659   1.714   2.541   3.549   1.776   1.783 
Ausgaben i. e. S.   7.744   7.717   7.531   7.825   7.738   2.120   3.130   1.215   1.279   2.056   3.052   1.351   1.361 
Personentransport   1.399   1.574   1.701   1.839   1.842   482   505   444   435   485   497   425   422 

Saldo   6.232   6.414   6.955   6.997   7.464   298   839   1.551   4.651   249   1.058   1.506   4.264 
Ohne Personentransport   6.152   6.310   6.736   6.881   7.401   248   780   1.572   4.679   203   1.005   1.514   4.301 

Q: OeNB, WIFO. • Rückfragen: Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at, Susanne.Markytan@wifo.ac.at 
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Übersicht 13: Umsätze und Nächtigungen in der laufenden Saison 
 Sommersaison 2013 Mai bis Juni 2014 
 Umsätze Übernachtungen Umsätze1) Übernachtungen2) 
 Insgesamt Aus dem 

Inland 
Aus dem 
Ausland 

Insgesamt Aus dem 
Inland 

Aus dem 
Ausland 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
         
Wien  + 4,5  + 4,1  + 5,3  + 3,9  + 2,9  + 4,9  + 6,9  + 4,4 
Niederösterreich  – 3,0  – 3,2  – 2,3  – 5,0  + 5,6  + 6,5  + 6,4  + 6,6 
Burgenland  – 2,4  – 3,1  – 2,7  – 4,3  + 5,2  + 5,2  + 7,0  – 0,4 
Steiermark  + 5,0  + 3,4  + 2,2  + 5,6  + 5,8  + 5,5  + 3,5  + 10,3 
Kärnten  + 0,1  – 1,2  – 3,1  – 0,1  + 3,1  + 3,0  + 6,3  + 0,4 
Oberösterreich  – 1,5  – 2,6  – 2,0  – 3,3  + 7,5  + 6,8  + 8,0  + 5,2 
Salzburg  + 4,3  + 2,3  + 0,3  + 3,0  + 1,6  + 2,3  + 4,2  + 1,5 
Tirol  + 3,3  + 2,0  + 2,0  + 2,1  + 5,2  + 5,2  + 1,7  + 5,7 
Vorarlberg3)  + 2,7  + 1,9  + 0,7  + 2,1  + 5,3  + 5,2  + 5,4  + 5,2 
         
Österreich3)  + 2,7  + 1,2  – 0,3  + 1,8  + 4,6  + 4,7  + 5,4  + 4,3 
Q: Statistik Austria, WIFO. Wintersaison: 1. November bis 30. April, Sommersaison: 1. Mai bis 31. Oktober.  1) Schätzung.  2) Juni 2014: Hochrechnung.  
3) Umsätze ohne, Nächtigungen einschließlich Kleinwalsertal. • Rückfragen: Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at, Susanne.Markytan@wifo.ac.at  

Übersicht 14: Hauptergebnisse des Tourismus-Satellitenkontos (TSA) 
 2000 2009 2010 2011 2012 
 Mio. € 

Touristische Nachfrage      
Ausgaben von ausländischen Reisenden   11.882   14.973   15.295   15.764   16.175 

Übernachtende Reisende   10.414   12.365   12.888   13.097   13.484 
Bei Tagesbesuchen   1.468   2.608   2.406   2.667   2.691 

Ausgaben von inländischen Reisenden   10.554   14.083   13.955   14.422   15.363 
Urlaubsreisende   8.717   11.787   12.027   12.359   13.123 

Übernachtende Reisende1)   5.303   7.329   7.427   7.577   7.931 
Bei Tagesbesuchen   3.414   4.458   4.601   4.782   5.191 

Geschäftsreisende   1.837   2.296   1.928   2.063   2.240 
Übernachtende Reisende   1.055   1.409   1.260   1.361   1.487 
Bei Tagesbesuchen   782   888   667   702   753 

Ausgaben bei Aufenthalten in Wochenendhäusern und Zweitwohnungen   87   109   104   102   103 
Gesamtausgaben (Urlaubs- und Geschäftsreisende, einschließlich Verwandten- und Bekanntenbesuche)   22.523   29.166   29.354   30.288   31.642 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2000 bis 2011: endgültig (revidiert), 2012: vorläufig. Zur Methodik siehe die WIFO-Publikationen http://www.wifo.ac.at/wwa/ 
pubid/21031 bzw. http://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/47138.  1) Einschließlich Aufwendungen im Zuge von Kuraufenthalten. • Rückfragen: 
Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at, Susanne. Markytan@wifo.ac.at   

Übersicht 15: Die volkswirtschaftliche Bedeutung von Tourismus und Freizeitwirtschaft 
 2000 2009 2010 2011 2012 2000 2009 2010 2011 2012 

Tourismus-Satellitenkonto Mio. € Anteile am BIP in % 
Direkte Wertschöpfung des Tourismus laut TSA           

Ohne Dienst- und Geschäftsreisen   10.211   13.867   14.719   15.473   16.918   4,9   5,0   5,2   5,2   5,5 
Einschließlich Dienst- und Geschäftsreisen   11.107   14.960   15.544   16.463   17.943   5,3   5,4   5,5   5,5   5,8 

           
TSA-Erweiterungen Mio. € Beitrag zum BIP in % 
Direkte und indirekte Wertschöpfung            

Tourismus (ohne Dienst- und Geschäftsreisen)   15.980   20.757   21.187   21.804   22.713   7,7   7,5   7,4   7,3   7,4 
Freizeitkonsum der Inländer am Wohnort   14.517   20.322   21.317   22.188   22.821   7,0   7,4   7,5   7,4   7,4 
Tourismus und Freizeitwirtschaft in Österreich   30.497   41.079   42.504   43.992   45.534   14,6   14,9   14,9   14,7   14,8 

Q: Statistik Austria, WIFO. 2000 bis 2011: endgültig (revidiert), 2012: vorläufig. • Rückfragen: Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at, Susanne.Markytan 
@wifo.ac.at 
 

Außenhandel 
Übersicht 16: Warenexporte 

 2013 2014 2013 2014 2011 2012 2013 2014 2014 
  Mai1)  Mai1)    Mai1) Jänner Februar März April Mai 
 Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Insgesamt   125,8   52,8   100,0   100,0  + 11,3  + 1,5  + 1,8  + 1,5  + 1,1  + 1,8  + 5,0  + 0,3  – 0,9 
              
Intra-EU 28   86,7   36,6   68,9   69,3  + 9,8  – 0,7  + 1,6  + 2,0  – 0,4  + 1,6  + 8,2  + 0,4  – 0,1 

Intra-EU 15   65,6   27,8   52,2   52,7  + 9,1  – 0,9  + 1,6  + 2,2  – 1,4  + 1,3  + 9,8  – 0,3  + 1,3 
Deutschland   37,9   16,0   30,1   30,3  + 10,2  – 0,5  + 0,1  + 1,5  – 1,1  + 0,8  + 2,2  + 1,5  + 3,9 
Italien   8,2   3,4   6,5   6,5  + 9,0  – 9,6  – 2,6  – 0,5  – 0,5  – 2,3  + 2,0  + 0,8  – 2,7 

13 neue EU-Länder   21,1   8,8   16,8   16,6  + 12,1  – 0,1  + 1,5  + 1,4  + 2,9  + 2,8  + 3,1  + 2,6  – 4,2 
MOEL 5   16,9   7,1   13,4   13,5  + 13,2  – 0,7  + 1,8  + 4,3  + 2,3  + 2,4  + 5,0  + 8,9  + 2,9 

Ungarn   3,9   1,7   3,1   3,2  + 12,9  – 2,3  + 4,4  + 6,3  + 4,3  + 4,4  + 6,7  + 10,0  + 5,9 
Tschechien   4,4   1,9   3,5   3,5  + 14,9  – 6,1  – 1,9  + 3,6  + 0,4  + 2,1  + 6,0  + 12,8  – 3,3 

Baltikum   0,5   0,2   0,4   0,3  + 28,0  + 13,4  + 8,2  – 6,7  + 8,2  – 15,1  – 0,7  – 0,5  – 21,1 
Extra-EU 28   39,1   16,2   31,1   30,7  + 15,1  + 6,6  + 2,4  + 0,2  + 4,5  + 2,1  – 1,9  – 0,0  – 2,8 

Extra-EU 15   60,2   25,0   47,8   47,3  + 14,0  + 4,1  + 2,1  + 0,6  + 3,9  + 2,3  – 0,2  + 0,9  – 3,3 
Westbalkanländer   1,1   0,4   0,9   0,8  + 11,7  – 1,1  – 2,2  – 6,1  + 3,5  – 14,2  – 12,3  – 4,3  – 0,5 
GUS   5,1   1,9   4,0   3,7  + 11,7  + 9,9  + 8,5  – 7,3  + 0,5  – 4,3  + 3,6  – 16,4  – 16,1 
Industrieländer in Übersee   11,6   5,1   9,2   9,6  + 23,7  + 8,0  + 1,7  + 4,3  + 5,6  + 2,5  + 7,3  + 2,2  + 4,0 

USA   7,1   3,1   5,6   6,0  + 28,9  + 8,5  + 1,9  + 4,5  + 4,8  + 0,5  + 7,0  + 3,8  + 6,3 
OPEC   2,7   1,1   2,1   2,1  + 4,8  + 15,9  + 10,2  + 3,4  + 13,2  – 13,7  – 3,5  + 26,8  + 2,1 
NOPEC   10,2   4,1   8,1   7,8  + 12,1  + 4,4  – 0,9  + 1,2  + 3,2  + 6,4  – 2,0  + 3,1  – 4,1 

              
Agrarwaren   9,0   3,8   7,2   7,2  + 12,1  + 3,8  + 4,2  + 2,2  + 2,1  + 3,8  + 2,6  + 0,8  + 1,7 
Roh- und Brennstoffe   7,3   2,9   5,8   5,5  + 12,4  + 3,2  – 13,2  – 5,9  – 8,5  – 6,9  – 2,9  – 5,7  – 5,5 
Industriewaren   109,5   46,0   87,1   87,2  + 11,2  + 1,1  + 2,8  + 1,9  + 1,6  + 2,2  + 5,8  + 0,6  – 0,8 

Chemische Erzeugnisse   16,7   7,4   13,2   13,9  + 10,2  + 5,4  + 1,2  + 5,6  – 5,5  – 1,3  + 26,9  + 6,3  + 0,4 
Bearbeitete Waren   27,5   11,8   21,9   22,4  + 13,3  – 1,1  – 2,3  + 1,5  + 1,6  + 1,1  + 5,8  – 1,9  + 0,9 
Maschinen, Fahrzeuge   49,3   20,5   39,2   38,9  + 11,4  + 1,9  + 4,9  + 0,6  + 3,9  + 1,9  – 0,5  – 0,9  – 0,9 
Konsumnahe Fertigwaren   14,6   5,7   11,6   10,8  + 8,1  – 0,8  + 5,6  + 4,9  + 4,4  + 7,9  + 4,4  + 9,2  – 1,4 

Q: Statistik Austria. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert.  1) Kumuliert. • Rückfragen: Irene.Langer@wifo.ac.at, Gabriele.Wellan 
@wifo.ac.at 
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Übersicht 17: Warenimporte 
 2013 2014 2013 2014 2011 2012 2013 2014 2014 
  Mai1)  Mai1)    Mai1) Jänner Februar März April Mai 
 Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Insgesamt   130,7   54,1   100,0   100,0  + 15,3  + 0,7  – 1,0  + 1,3  + 0,9  + 7,8  – 0,3  – 1,4  + 0,2 
              
Intra-EU 28   93,2   38,4   71,3   71,0  + 13,7  – 0,4  – 0,7  + 0,9  – 1,4  + 3,9  + 3,2  – 1,9  + 0,9 

Intra-EU 15   74,5   30,8   57,0   56,9  + 12,1  – 1,1  – 0,8  + 1,2  – 1,7  + 4,0  + 3,5  – 1,6  + 1,6 
Deutschland   49,0   20,2   37,5   37,3  + 11,6  – 0,9  – 1,1  + 1,9  + 0,9  + 4,3  + 4,9  – 1,2  + 0,8 
Italien   8,0   3,4   6,1   6,2  + 10,9  – 3,7  – 2,5  + 3,0  + 1,2  + 2,3  + 1,6  + 0,5  + 9,2 

13 neue EU-Länder   18,6   7,6   14,2   14,1  + 20,8  + 2,4  – 0,1  – 0,0  – 0,4  + 3,7  + 1,9  – 3,0  – 2,1 
MOEL 5   16,3   6,7   12,4   12,5  + 20,8  + 2,5  + 0,2  + 1,1  + 1,6  + 5,4  + 2,4  – 2,3  – 1,3 

Ungarn   3,7   1,6   2,9   2,9  + 16,7  + 2,9  – 0,8  + 5,9  + 3,3  – 3,7  + 6,3  + 8,4  + 15,7 
Tschechien   5,3   2,3   4,0   4,2  + 16,5  + 0,3  + 7,5  + 5,9  + 5,7  + 14,4  + 10,3  + 3,3  – 3,9 

Baltikum   0,1   0,1   0,1   0,1  + 15,9  – 2,8  + 5,9  + 5,2  + 12,2  + 8,2  – 2,7  + 8,5  + 0,6 
Extra-EU 28   37,5   15,7   28,7   29,0  + 19,6  + 3,7  – 1,7  + 2,3  + 6,3  + 18,0  – 8,5  – 0,4  – 1,6 

Extra-EU 15   56,2   23,3   43,0   43,1  + 20,0  + 3,3  – 1,2  + 1,5  + 4,2  + 12,9  – 5,1  – 1,3  – 1,7 
Westbalkanländer   0,8   0,3   0,6   0,6  + 23,4  – 0,0  + 10,9  + 13,9  + 7,7  + 11,3  + 30,7  + 5,5  + 15,4 
GUS   5,7   2,3   4,4   4,3  + 39,9  + 13,2  – 12,5  + 4,0  + 58,5  + 1,7  + 3,6  – 18,4  – 14,6 
Industrieländer in Übersee   7,6   3,7   5,8   6,8  + 13,9  + 4,3  + 3,8  + 9,7  + 36,9  + 46,1  – 21,9  + 4,3  + 3,9 

USA   4,3   2,3   3,3   4,2  + 15,4  + 9,3  + 5,0  + 18,9  + 70,9  + 80,8  – 30,7  + 14,0  + 6,2 
OPEC   2,7   0,8   2,1   1,5  + 40,8  + 23,8  – 7,5  – 24,4  – 48,1  + 12,2  – 34,6  – 65,5  + 22,4 
NOPEC   12,4   5,2   9,5   9,6  + 14,4  + 1,0  + 2,0  + 3,3  + 1,4  + 2,2  + 4,4  + 2,6  + 6,1 

              
Agrarwaren   9,6   4,0   7,3   7,4  + 11,1  + 5,4  + 3,2  + 4,3  – 0,2  + 12,7  + 4,0  + 5,3  – 0,1 
Roh- und Brennstoffe   20,7   8,0   15,8   14,9  + 24,4  + 5,5  – 12,4  – 4,5  – 0,3  – 1,0  – 3,1  – 13,1  – 4,5 
Industriewaren   100,4   42,1   76,8   77,8  + 13,8  – 0,7  + 1,4  + 2,2  + 1,2  + 9,1  – 0,1  + 0,3  + 1,1 

Chemische Erzeugnisse   17,0   7,8   13,0   14,5  + 11,9  + 1,8  + 3,3  + 10,4  + 15,0  + 34,8  – 12,1  + 16,7  + 4,5 
Bearbeitete Waren   19,8   8,4   15,2   15,4  + 19,1  – 5,6  – 2,3  + 1,6  + 0,9  + 3,7  + 5,7  – 2,4  + 0,3 
Maschinen, Fahrzeuge   43,2   17,8   33,1   33,0  + 12,9  + 0,9  + 2,8  + 0,7  – 0,2  + 4,3  + 1,0  – 5,8  + 5,0 
Konsumnahe Fertigwaren   18,3   7,4   14,0   13,6  + 9,4  + 0,3  + 1,0  + 1,6  – 2,3  + 3,4  + 6,0  + 0,9  – 0,4 

Q: Statistik Austria. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert.  1) Kumuliert. • Rückfragen: Irene.Langer@wifo.ac.at, Gabriele.Wellan 
@wifo.ac.at 
 

Zinssätze 
Übersicht 18: Kurz- und langfristige Zinssätze 

 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli 

Geld- und Kapitalmarktzinssätze In % 
Basiszinssatz   0,6   0,4   0,1   0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1 
Taggeldsatz   0,9   0,2   0,1   0,1   0,1   0,1   0,2   0,2   0,2   0,3   0,2   0,1   0,0 
Dreimonatszinssatz   1,4   0,6   0,2   0,2   0,2   0,2   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,2   0,2 
Sekundärmarktrendite              

Benchmark   3,3   2,4   2,0   1,8   2,2   2,1   2,0   1,7   1,9   1,8   1,6   1,7   1,5 
Insgesamt   2,6   1,5   1,1   0,9   1,1   1,3   1,2   1,1   1,2   1,2   1,1   1,0   1,0 

              
Sollzinssätze der inländischen Kreditinstitute            
An private Haushalte              

Für Konsum: 1 bis 5 Jahre   4,7   4,4   4,4   4,5   4,5   4,3   4,4   .   4,5   4,6   4,4   .   . 
Für Wohnbau: Über 10 Jahre   5,0   3,9   3,6   3,5   3,6   3,4   3,4   .   3,5   3,2   3,2   .   . 

An nichtfinanzielle Unternehmen              
Bis 1 Mio. €: Bis 1 Jahr   2,9   2,4   2,2   2,3   2,2   2,2   2,3   .   2,3   2,3   2,3   .   . 
Über 1 Mio. €: Bis 1 Jahr   2,5   1,9   1,7   1,7   1,7   1,7   1,7   .   1,7   1,8   1,8   .   . 

An private Haushalte und nichtfinanzielle Unternehmen           
In Yen   1,5   1,4   1,4   1,4   1,3   1,5   1,5   .   1,4   1,7   1,6   .   . 
In Schweizer Franken   1,5   1,4   1,5   1,5   1,5   1,5   1,5   .   1,5   1,5   1,5   .   . 

              
Habenzinssätze der inländischen Kreditinstitute            
Einlagen von privaten Haushalten             

Bis 1 Jahr   1,6   1,3   0,7   0,7   0,6   0,7   0,6   .   0,6   0,6   0,6   .   . 
Über 2 Jahre   2,5   2,2   1,6   1,5   1,5   1,6   1,5   .   1,5   1,4   1,4   .   . 

Spareinlagen von privaten Haushalten             
Bis 1 Jahr   1,7   1,3   0,7   0,7   0,6   0,6   0,6   .   0,6   0,6   0,5   .   . 
Über 2 Jahre   2,5   2,1   1,5   1,5   1,4   1,5   1,4   .   1,4   1,4   1,4   .   . 

Q: OeNB, EZB. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
 

Landwirtschaft 
Übersicht 19: Landwirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 

 Ø 1994/ 
1996 

2009 2010 2011 2012 2013 Ø 1994/ 
1996 

2009 2010 2011 2012 2013 

Produktionswert  Mio. €, zu Erzeugerpreisen Mio. €, zu Herstellungspreisen 
Pflanzliche Erzeugung   2.219   2.435   2.771   3.267   3.233   2.931   2.669   2.434   2.767   3.266   3.227   2.926 
Tierische Erzeugung   2.733   2.750   2.840   3.188   3.308   3.428   2.921   2.838   2.921   3.233   3.359   3.486 
Übrige Produktion   469   588   607   650   653   663   469   588   607   650   653   663 

Erzeugung des landwirtschaftlichen 
Wirtschaftsbereichs   5.422   5.773   6.218   7.106   7.194   7.023   6.059   5.860   6.295   7.150   7.238   7.075 
Bruttowertschöpfung Landwirtschaft   2.289   2.192   2.544   3.041   2.953   2.758   2.927   2.279   2.621   3.085   2.998   2.810 
Nettowertschöpfung Landwirtschaft   .   .   .   .   .   .   1.635   689   1.001   1.413   1.265   1.026 
             

 1.000 Jahresarbeitseinheiten Veränderung gegen das Vorjahr in % 
             
Arbeitseinsatz in der Landwirtschaft   189,8   131,7   129,5   127,3   125,6   123,7   .  – 1,0  – 1,7  – 1,7  – 1,4  – 1,5 
             

 Real, Ø 1994/1996 = 100 Nominell, Ø 1994/1996 = 100 
             
Faktoreinkommen je Jahresarbeitseinheit   99,7   106,7   125,8   147,0   136,6   127,2   99,6   127,0   151,9   181,2   171,3   162,5 
             

 Erwerbstätige zu Vollzeitäquivalenten 
(Jahresarbeitseinheiten) 

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 

             
Anteil der Landwirtschaft in %   5,9   3,8   3,7   3,6   3,5   3,4   1,9   0,9   1,0   1,1   1,1   1,0 
Q: Eurostat, NewCronos Datenbank, Statistik Austria, Bundesanstalt für Agrarwirtschaft, WIFO-Berechnungen. 2013: vorläufig; Stand Jänner 2014. • 
Rückfragen: Dietmar.Weinberger@wifo.ac.at 
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Übersicht 20: Markt- und Preisentwicklung 
 Ø 1994/ 

1996 
2010 2011 2012 2013 2013 2014 2014 

     II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Jänner Februar März April 
 1.000 t Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Marktentwicklung              
Milchanlieferung   2.278,0   2.781,1   2.904,4   2.964,2   2.933,1  – 2,9  – 0,8  + 2,2  + 5,1  + 4,2  + 5,5  + 5,5   . 
Marktleistung Getreide1)   .   2.405,3   2.752,1   2.425,4   2.350,0   .   .   .   .   .   .   .   . 
Marktleistung Schlachtrinder   212,2   210,3   212,7   208,3   207,7  + 0,3  + 5,5  – 2,0  + 2,8  + 6,1  + 2,9  – 0,7  – 11,7 
Marktleistung Schlachtkälber   14,5   9,5   11,3   10,4   9,1  – 29,4  – 10,0  – 1,1  + 4,9  – 0,9  + 6,7  + 9,7  + 31,8 
Marktleistung Schlachtschweine   429,9   505,6   501,1   493,2   489,9  – 0,8  + 1,5  – 2,2  – 1,5  – 5,5  – 3,7  + 5,1  – 4,3 
Marktleistung Schlachthühner   69,1   86,9   81,1   78,5   80,5  + 4,5  + 3,8  + 3,8  + 0,6  – 0,7  + 12,9  – 6,5   . 
              

 € je t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Erzeugerpreise (ohne Umsatzsteuer)             
Milch (4% Fett, 3,3% EE)   311,5   309,0   345,2   329,4   367,1  + 7,5  + 20,6  + 24,1  + 21,3  + 22,5  + 21,0  + 20,3  + 15,6 
Qualitätsweizen2)   .   159,6   205,6   209,5   185,9  + 14,8  – 38,4  – 31,0  – 22,2  – 18,5  – 20,1  – 27,5  – 21,9 
Jungstiere (R3)3)   .   3.210,0   3.577,5   3.884,2   3.832,5  + 0,8  – 5,1  – 5,8  – 5,4  – 4,7  – 5,9  – 5,7  – 6,9 
Schweine (Kl. E.)3)   .   1.377,5   1.512,5   1.704,2   1.723,3  – 0,6  + 3,5  – 4,3  – 5,0  – 3,6  – 6,0  – 5,3  – 2,4 
Hühner bratfertig   .   2.012,5   2.061,7   2.174,2   2.348,3  + 12,3  + 8,7  – 0,7  – 0,0  – 2,9  + 1,7  + 1,3  – 0,4 
Q: Agrarmarkt Austria, Statistik Austria, Bundesanstalt für Agrarwirtschaft, WIFO-Berechnungen.  1) Wirtschaftsjahr (Juli bis Juni); Körnermais: Oktober bis 
September.  2) Ab Juli 2012 vorläufig bzw. A-Konto-Zahlungen.  3) € je t Schlachtgewicht. • Rückfragen: Dietmar.Weinberger@wifo.ac.at  

Herstellung von Waren 
Übersicht 21: Produktion, Beschäftigung und Auftragslage 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Dezem-

ber 
Jänner Februar März April Mai 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Produktionsindex (arbeitstägig bereinigt)             
Insgesamt  + 6,9  – 0,4  + 0,7  + 0,4  + 0,6  + 0,9  + 3,7  + 1,2  + 5,8  + 4,8  + 1,1  + 1,2  – 0,7 

Vorprodukte  + 6,4  – 0,4  – 0,3  – 1,0  + 1,0  – 0,1  + 4,4  – 0,5  + 5,8  + 4,9  + 2,9  + 1,2  + 3,0 
Kfz  + 13,9  – 0,0  + 7,7  + 9,2  + 8,1  + 12,5  + 13,9  + 7,0  + 17,9  + 19,3  + 6,3  – 2,5  – 0,4 
Investitionsgüter  + 10,4  + 1,7  + 0,2  + 1,6  – 4,4  + 3,2  + 4,1  + 6,6  + 6,4  + 4,4  + 2,1  + 2,4  + 1,2 
Konsumgüter  + 1,0  – 2,2  + 1,7  + 2,8  + 2,3  + 0,6  + 0,4  + 2,3  – 1,6  + 3,3  – 0,3  + 0,8  – 6,7 

Langlebige  + 2,5  – 2,8  + 4,3  + 11,1  + 4,0  + 2,9  – 1,2  + 2,3  – 6,7  + 7,7  – 4,2  – 6,9  – 14,2 
Nahrungs- und Genussmittel  + 3,0  + 0,1  + 2,0  + 0,8  + 2,9  + 1,5  + 1,3  + 4,5  + 1,0  + 2,6  + 0,3  + 5,8  – 5,6 
Andere Kurzlebige  – 4,1  – 6,0  – 1,6  – 1,4  – 0,5  – 3,6  + 0,4  – 2,9  – 1,9  + 0,1  + 2,7  – 0,7  – 0,2 

              
Beschäftigte  + 2,6  + 1,7  + 0,1  + 0,4  – 0,1  – 0,1  – 1,0  – 0,1  – 1,0  – 1,1  – 0,8  – 0,9   . 
Geleistete Stunden  + 2,5  + 1,1  + 0,1  – 0,0  + 1,2  + 1,0  – 0,5  + 1,4  – 2,7  + 0,6  + 0,7  – 1,6   . 
Produktion je Beschäftigte/-n  + 4,2  – 2,1  + 0,6  + 0,0  + 0,6  + 1,0  + 4,7  + 1,4  + 6,9  + 5,9  + 1,9  + 2,1   . 
Produktion (unbereinigt) 
je geleistete Stunde  + 3,6  – 1,3  + 0,5  + 0,4  + 0,5  + 0,8  + 3,3  + 2,9  + 3,9  + 4,2  + 2,0  + 2,9   . 
              
Auftragseingänge  + 7,7  + 1,5  + 0,8  – 1,7  + 2,7  + 4,7  – 0,8  + 12,5  + 0,9  – 0,3  – 2,9  – 0,8   . 

Inland  + 7,0  – 0,2  + 2,0  – 8,0  + 3,2  + 7,2  – 8,0  + 9,7  – 8,0  + 6,3  – 18,0  + 4,7   . 
Ausland  + 7,9  + 2,1  + 0,5  + 0,4  + 2,6  + 3,8  + 1,6  + 13,3  + 4,1  – 2,2  + 3,0  – 2,6   . 

Auftragsbestand  + 10,9  + 3,1  – 0,6  – 1,5  + 0,6  + 2,1  + 1,7  + 3,2  + 2,4  + 2,7  + 0,2  + 0,2   . 
Inland  – 8,3  – 7,5  + 4,2  + 4,1  + 6,8  + 9,3  + 4,3  + 11,4  + 5,8  + 7,6  – 0,1  + 0,9   . 
Ausland  + 16,1  + 5,3  – 1,6  – 2,6  – 0,5  + 0,8  + 1,2  + 1,7  + 1,7  + 1,7  + 0,2  + 0,1   . 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: Elisabeth.Neppl-Oswald@wifo.ac.at  
Übersicht 22: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests für die Sachgütererzeugung 

 2011 2012 2013 2014 
 III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV.Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Anteil der Unternehmen mit "ausreichenden" oder "mehr als ausreichenden" Auftragsbeständen in %, 

saisonbereinigt 
               
Auftragsbestände 75 70 71 72 67 64 63 61 60 63 67 68 65 
Exportauftragsbestände 66 64 63 64 59 55 55 55 54 58 61 61 59 
   

 Überhang der Meldungen von zu großen Lagerbeständen (+) bzw. von zu kleinen Lagerbeständen (–) 
in Prozentpunkten, saisonbereinigt 

               
Fertigwarenlager (aktuell) 6 10 7 10 11 12 10 9 7 8 9 7 10 
              

 Überhang positiver bzw. negativer Meldungen in Prozentpunkten, saisonbereinigt 
               
Produktion in den nächsten 3 Monaten 9  – 4 3 3 2 1 2 5 2 8 9 6 4 
Verkaufspreise in den nächsten 3 Monaten 13 6 10 9 2 4 5 4 1 2 6 0 0 
Q: WIFO-Konjunkturtest. • Rückfragen: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at  

Bauwirtschaft 
Übersicht 23: Produktion 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März April 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Produktionswert              
Hoch- und Tiefbau1)  + 2,7  + 5,8  + 2,4  – 2,3  + 1,0  + 6,8  + 6,6  + 0,6  + 13,7  + 15,7  – 11,5  + 17,8  + 6,2 

Hochbau  + 7,3  + 8,0  + 3,3  – 1,6  + 2,4  + 6,4  + 8,5  + 1,2  + 12,5  + 15,4  – 9,5  + 22,1  + 7,1 
Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 5,4  + 11,7  + 8,1  + 2,9  + 5,9  + 9,0  + 2,0  + 1,9  + 16,4  + 23,0  – 22,5  + 18,1  + 10,6 

Tiefbau  – 2,9  + 3,6  + 0,7  – 4,4  – 2,1  + 7,1  + 2,7  – 1,2  + 16,4  + 17,0  – 16,8  + 10,5  + 5,8 
Bauwesen insgesamt2)  + 9,3  + 5,3  – 0,2  – 2,2  – 0,4  + 2,2  – 2,6  – 2,2  + 5,9  – 0,3  – 12,5  + 4,5  – 4,4 

Baunebengewerbe  + 6,7  + 6,3  + 2,1  + 1,7  + 2,6  + 2,6  – 11,8  – 1,3  + 4,0  – 12,1  – 16,5  – 7,4  – 17,1 
              
Auftragsbestände  + 12,4  + 6,7  – 0,7  – 5,1  + 3,0  + 5,5  + 8,8  + 5,8  + 7,3  + 10,2  + 8,5  + 7,9  + 8,9 
Auftragseingänge  + 11,5  + 2,2  + 1,9  + 3,9  + 5,6  + 6,2  + 7,4  + 7,4  + 15,2  + 33,4  – 9,9  + 7,0  + 7,7 
Q: Statistik Austria.  1) Wert der technischen Gesamtproduktion nach dem Güteransatz (GNACE), charakteristische Produktion ohne Nebenleistungen. 
 2) Wert der abgesetzten Produktion nach dem Aktivitätsansatz (ÖNACE 2008), einschließlich Bauhilfsgewerbe, nach dem Schwerpunkt der Tätigkeit 
des Bauunternehmens. • Rückfragen: Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 
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Übersicht 24: Preise und Arbeitsmarkt 
 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Dezem-

ber 
Jänner Februar März April Mai 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Baupreisindex1)              
Hoch- und Tiefbau  + 3,2  + 2,6  + 1,3  + 1,3  + 1,1  + 1,1  + 1,4   .   .   .   .   .   . 

Hochbau  + 2,8  + 2,6  + 2,5  + 2,6  + 2,5  + 2,4  + 2,5   .   .   .   .   .   . 
Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 2,8  + 2,6  + 2,4  + 2,5  + 2,4  + 2,3  + 2,3   .   .   .   .   .   . 

Tiefbau  + 3,5  + 2,6  – 0,1  + 0,0  – 0,5  – 0,5  + 0,2   .   .   .   .   .   . 
              
Arbeitsmarkt              
Beschäftigung Hoch- und Tiefbau  + 1,5  – 0,2  – 1,0  + 0,2  + 2,0  – 3,1  + 1,0  – 3,2  – 1,0  + 0,3  + 3,2  – 3,9  – 4,3 
Arbeitslose  – 8,6  + 6,4  + 12,5  + 14,8  + 21,3  + 9,3  – 3,3  + 5,1  + 0,7  – 2,1  – 11,4  + 16,8  + 22,4 
Offene Stellen  – 8,2  – 14,9  – 7,6  – 7,5  – 6,5  – 8,9  – 8,9  – 10,5  – 14,7  – 7,0  – 7,5  – 19,4  – 14,2 
Q: Statistik Austria, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich.  1) 1996 = 100. • Rückfragen: 
Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 

 

Binnenhandel 
Übersicht 25: Umsätze und Beschäftigung 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Dezem-

ber 
Jänner Februar März April Mai 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Nettoumsätze nominell  + 4,9  + 0,0  – 2,0  – 1,6  – 1,2  – 1,0  + 0,4  + 1,6  – 1,4  + 3,7  – 0,9  + 0,0  – 2,3 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   + 8,1  – 3,9  – 0,5  – 0,7  + 0,6  + 5,2  + 4,9  + 9,3  + 0,2  + 15,9  + 0,1  – 2,1  – 3,8 
Großhandel ohne Kfz-Handel  + 5,3  + 0,1  – 4,1  – 3,2  – 3,4  – 3,7  – 0,6  + 0,5  – 3,0  + 1,6  – 0,5  – 1,8  – 4,1 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  + 2,5  + 1,8  + 1,4  + 1,0  + 2,7  + 1,5  + 0,3  + 0,9  + 0,8  + 2,4  – 1,9  + 4,7  + 1,7 

              
Nettoumsätze real  – 0,4  – 1,9  – 2,1  – 2,3  – 0,6  – 0,3  + 0,9  + 1,8  – 1,0  + 4,3  – 0,3  + 0,2  – 2,2 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   + 6,5  – 5,3  – 0,9  – 1,5  + 0,7  + 5,7  + 4,1  + 9,4  – 0,4  + 15,2  – 0,8  – 2,6  – 4,3 
Großhandel ohne Kfz-Handel  – 1,7  – 1,8  – 3,4  – 3,3  – 1,9  – 1,8  + 0,8  + 1,9  – 1,7  + 3,2  + 1,1  – 0,8  – 3,0 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  – 1,1  – 0,6  – 0,2  – 0,8  + 1,3  + 0,2  – 0,6  – 0,7  – 0,3  + 1,6  – 2,7  + 3,8  + 0,7 

              
Beschäftigte1)  + 1,2  + 1,1  – 0,5  – 0,5  – 0,6  – 0,7  + 0,2  – 0,6  + 0,1  + 0,0  + 0,4  + 0,3  – 0,3 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   + 1,1  + 0,8  – 1,3  – 1,2  – 1,4  – 1,3  – 0,4  – 0,9  – 0,4  – 0,7  – 0,2  – 0,4  – 0,9 
Großhandel ohne Kfz-Handel  + 1,1  + 1,7  – 0,8  – 0,6  – 1,1  – 1,2  – 0,2  – 1,3  – 0,4  – 0,5  + 0,2  – 0,3  + 0,1 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  + 1,3  + 0,8  – 0,2  – 0,2  – 0,3  – 0,2  + 0,6  – 0,1  + 0,5  + 0,6  + 0,6  + 0,7  – 0,3 

Q: Statistik Austria; ÖNACE 2008.  1) Beschäftigtenverhältnisse der unselbständig und selbständig Beschäftigten. • Rückfragen: Martina.Agwi@ 
wifo.ac.at 

 

Verkehr 
Übersicht 26: Güter- und Personenverkehr 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Dezem-

ber 
Jänner Februar März April Mai 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Güterverkehr              
Straße (in tkm)  + 2,8  – 5,0   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Neuzulassungen Lkw (Nutzlast 1 t 
und darüber)  + 10,9  + 1,2  + 3,3  – 2,3  + 9,3  + 13,0  + 11,9  + 30,9  – 3,6  + 14,0  + 21,6  + 2,5  – 2,8 
Bahn (in tkm)  + 2,4  – 5,6   .  – 7,8  + 4,0   .   .   .   .   .   .   .   . 

Inlandverkehr  – 5,1  – 10,1   .  – 14,8  + 3,2   .   .   .   .   .   .   .   . 
Ein- und Ausfuhr  + 5,6  – 5,5   .  – 8,5  + 0,9   .   .   .   .   .   .   .   . 
Transit  + 6,3  + 0,4   .  + 1,8  + 12,3   .   .   .   .   .   .   .   . 

              
Personenverkehr              

Bahn (Personenkilometer)   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Luftverkehr (Passagiere)  + 5,8  + 4,4   .  – 1,6  – 0,5   .   .   .   .   .   .   .   . 
Neuzulassungen Pkw  + 8,4  – 5,7  – 5,1  – 7,1  – 3,8  + 2,6  + 1,6  + 13,1  – 13,6  + 30,2  – 4,4  – 5,1  – 7,2 

Q: Statistik Austria, ÖBB. • Rückfragen: Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 

 

Bankenstatistik 
Übersicht 27: Einlagen und Kredite 

 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2012 2013 2014 
        IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. 
 Veränderung der Endstände gegen das Vorjahr in % 

              
Einlagen insgesamt  + 11,7  + 6,8  + 1,2  + 0,8  + 2,9  + 2,3  + 2,3  + 2,3  + 1,3  + 0,3  + 1,2  + 2,3  + 0,5 

Spareinlagen  + 4,5  + 6,3  + 2,3  – 1,7  + 0,5  – 0,5  – 2,9  – 0,5  – 2,1  – 2,8  – 2,7  – 2,9  – 2,5 
Termineinlagen  + 51,5  + 13,1  – 25,2  + 5,6  + 0,8  – 16,4  + 4,5  – 16,4  – 16,8  – 11,6  – 3,3  + 4,5  + 21,1 
Sichteinlagen  + 10,4  + 7,1  + 15,2  + 2,9  + 8,4  + 13,7  + 9,0  + 13,7  + 12,4  + 9,1  + 8,5  + 9,0  – 0,6 
Fremdwährungseinlagen  + 32,3  – 28,5  – 12,3  + 24,7  – 5,5  + 7,0  + 5,3  + 7,0  + 11,7  – 5,1  + 1,7  + 5,3  + 1,5 

Direktkredite an inländische 
Nichtbanken  + 3,6  + 7,4  – 1,3  + 2,9  + 2,7  + 0,0  – 1,2  + 0,0  – 0,4  – 0,8  – 1,1  – 1,2  – 0,4 
Q: OeNB. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
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Arbeitsmarkt 
Übersicht 28: Saisonbereinigte Arbeitsmarktindikatoren 

 2012 2013 2014 2014 
 IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen die Vorperiode in % 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  + 0,1  + 0,1  + 0,2  + 0,1  + 0,2  + 0,4  + 0,1  + 0,1  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 0,0 
Arbeitslose  + 2,4  + 2,9  + 2,2  + 4,3  + 2,0  + 1,7  + 5,3  + 0,8  + 1,7  + 2,1  + 1,9  + 1,2  + 0,5 
Offene Stellen  – 3,8  – 4,9  – 3,5  + 0,8  + 1,4  – 0,2  – 0,2  + 1,1  + 0,6  – 0,6  + 0,3  – 1,8  – 3,6 
Arbeitslosenquote              

In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen   7,2   7,4   7,5   7,8   7,9   8,0   8,4   8,0   8,1   8,3   8,4   8,5   8,6 
In % der Erwerbspersonen 
(laut Eurostat)   4,5   4,9   4,8   5,0   5,0   4,9   4,9   4,9   4,9   4,8   4,9   5,0   . 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Eurostat, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Personen, 
die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener, ohne Arbeitslose in Schulung mit Beihilfen zur Deckung des Lebensunterhaltes. • Rückfragen: 
Christoph.Lorenz@wifo.ac.at 

 

Übersicht 29: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen 
 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 In 1.000 

              
Unselbständig Beschäftigte   3.422   3.465   3.483   3.553   3.474   3.448   3.505   3.444   3.472   3.476   3.499   3.540   3.595 

Männer   1.823   1.847   1.853   1.904   1.847   1.814   1.874   1.806   1.843   1.856   1.870   1.895   1.922 
Frauen   1.599   1.619   1.630   1.648   1.628   1.634   1.631   1.638   1.630   1.620   1.629   1.645   1.673 

              
Ausländer   489   527   557   580   558   568   588   569   574   572   586   605   613 

              
Herstellung von Waren   574   583   583   592   582   577   582   576   579   581   580   585   597 
Bauwesen   245   248   247   273   245   216   259   208   239   255   259   263   269 
Private Dienstleistungen   1.578   1.602   1.615   1.648   1.607   1.617   1.616   1.621   1.612   1.596   1.611   1.641   1.677 
Öffentliche Dienstleistungen1)   858   868   877   875   884   885   886   885   886   886   886   885   888 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte2)   3.323   3.370   3.392   3.463   3.385   3.358   3.416   3.353   3.384   3.389   3.410   3.450   3.508 

Männer   1.812   1.836   1.843   1.895   1.838   1.804   1.864   1.796   1.833   1.848   1.860   1.884   1.913 
Frauen   1.511   1.534   1.548   1.568   1.547   1.554   1.553   1.558   1.550   1.541   1.550   1.567   1.595 

              
Arbeitslose   247   261   287   260   315   349   293   357   319   308   291   282   286 

Männer   139   148   165   138   181   217   162   226   187   171   160   154   154 
Frauen   108   112   122   122   134   132   132   131   132   137   130   128   132 

              
Personen in Schulung   63   67   74   66   76   82   78   84   83   83   79   73   65 
              
Offene Stellen   32   29   26   28   24   24   29   25   27   28   30   29   27 
              

 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
              
Unselbständig Beschäftigte  + 61,5  + 43,7  + 17,5  + 15,6  + 14,4  + 24,9  + 22,7  + 29,1  + 23,2  + 24,3  + 13,0  + 30,9  + 12,1 

Männer  + 36,8  + 23,6  + 6,6  + 7,2  + 5,1  + 16,2  + 9,7  + 17,7  + 18,8  + 9,7  + 3,0  + 16,3  + 3,3 
Frauen  + 24,7  + 20,1  + 10,9  + 8,4  + 9,3  + 8,7  + 13,1  + 11,3  + 4,4  + 14,6  + 10,0  + 14,6  + 8,7 

              
Ausländer  + 37,7  + 38,1  + 29,7  + 30,5  + 28,0  + 33,4  + 32,7  + 36,5  + 30,5  + 33,6  + 29,2  + 35,4  + 32,3 

              
Herstellung von Waren  + 10,4  + 9,7  + 0,0  – 3,2  – 2,3  – 0,9  + 0,1  – 0,6  – 0,6  – 0,8  – 1,4  + 2,4  – 1,1 
Bauwesen  + 3,7  + 2,7  – 0,9  + 2,2  – 3,0  + 5,5  – 1,4  + 4,4  + 10,2  – 1,6  – 2,6  + 0,2  – 6,0 
Private Dienstleistungen  + 41,0  + 23,9  + 12,2  + 10,0  + 13,3  + 12,9  + 16,2  + 17,1  + 6,1  + 19,5  + 9,9  + 19,2  + 12,5 
Öffentliche Dienstleistungen1)  + 7,8  + 10,4  + 9,0  + 8,8  + 8,9  + 9,6  + 10,2  + 10,8  + 8,4  + 9,9  + 9,7  + 11,2  + 9,9 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte2)  + 63,3  + 47,2  + 21,2  + 19,2  + 18,2  + 28,7  + 26,2  + 32,9  + 26,8  + 27,7  + 16,6  + 34,3  + 15,2 

Männer  + 36,9  + 23,7  + 7,2  + 7,6  + 5,5  + 16,6  + 10,5  + 18,1  + 19,2  + 10,5  + 4,0  + 17,0  + 4,0 
Frauen  + 26,4  + 23,5  + 14,0  + 11,5  + 12,7  + 12,1  + 15,7  + 14,7  + 7,6  + 17,2  + 12,6  + 17,3  + 11,2 

              
Arbeitslose  – 4,1  + 13,9  + 26,6  + 30,4  + 33,4  + 30,3  + 37,6  + 30,3  + 29,1  + 34,4  + 39,0  + 39,3  + 29,9 

Männer  – 6,0  + 9,3  + 16,8  + 17,8  + 19,4  + 14,3  + 21,9  + 14,8  + 11,0  + 20,2  + 22,9  + 22,6  + 17,7 
Frauen  + 1,9  + 4,7  + 9,7  + 12,6  + 14,0  + 16,0  + 15,7  + 15,6  + 18,1  + 14,2  + 16,1  + 16,7  + 12,2 

              
Personen in Schulung  – 10,0  + 3,4  + 6,9  + 5,9  + 5,9  + 7,0  + 1,5  + 6,5  + 6,9  + 2,8  + 0,8  + 0,9  + 1,1 
              
Offene Stellen  + 1,3  – 2,9  – 3,0  – 3,5  – 1,7  – 0,2  + 0,7  – 0,2  + 0,6  – 0,5  + 1,5  + 1,2  – 1,5 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Eurostat, WIFO-Berechnungen.  1) ÖNACE 2008, Ab-
schnitte O bis Q.  2) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener, ohne Arbeitslose in Schulung mit Beihilfen zur Deckung 
des Lebensunterhaltes. • Rückfragen: Christoph.Lorenz@wifo.ac.at  

 

Übersicht 30: Arbeitslosenquote und Stellenandrang 
 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 In % der unselbständigen Erwerbspersonen 

              
Arbeitslosenquote   6,7   7,0   7,6   6,8   8,3   9,2   7,7   9,4   8,4   8,1   7,7   7,4   7,4 

Männer   7,1   7,4   8,2   6,8   8,9   10,7   7,9   11,1   9,2   8,4   7,9   7,5   7,4 
Frauen   6,3   6,5   7,0   6,9   7,6   7,5   7,5   7,4   7,5   7,8   7,4   7,2   7,3 

Unter 25-Jährige (in % der 
Arbeitslosen insgesamt)   15,7   15,5   14,9   15,7   14,7   13,9   13,9   13,6   13,9   13,9   13,8   13,9   14,5 
              
Stellenandrang (Arbeitslose je 
100 offene Stellen)   764   886   1.089   922   1.284   1.423   1.016   1.453   1.175   1.112   971   971   1.071 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: Christoph.Lorenz 
@wifo.ac.at 
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Preise und Löhne 
Übersicht 31: Verbraucherpreise und Großhandelspreise 

 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Harmonisierter VPI  + 3,5  + 2,6  + 2,1  + 2,0  + 1,7  + 1,5  + 1,6  + 1,5  + 1,4  + 1,6  + 1,5  + 1,7  + 1,7 
Verbraucherpreisindex  + 3,3  + 2,4  + 2,0  + 1,8  + 1,6  + 1,6  + 1,8  + 1,5  + 1,7  + 1,7  + 1,8  + 1,9  + 1,8 

Ohne Saisonwaren  + 3,3  + 2,6  + 1,9  + 1,8  + 1,5  + 1,6  + 1,8  + 1,5  + 1,7  + 1,7  + 1,8  + 1,9  + 1,9 
Nahrungsmittel, alkoholfreie 
Getränke  + 4,2  + 3,2  + 3,5  + 3,4  + 2,9  + 2,6  + 1,9  + 2,7  + 2,4  + 2,1  + 2,0  + 1,7  + 1,9 
Alkoholische Getränke, Tabak  + 4,1  + 2,4  + 3,5  + 4,0  + 3,9  + 3,6  + 3,8  + 3,5  + 3,5  + 3,5  + 4,0  + 3,9  + 4,1 
Bekleidung und Schuhe  + 3,0  + 1,3  + 0,7  + 0,3  + 1,5  – 0,6  + 0,2  – 1,4  – 0,2  + 0,3  – 0,2  + 0,4  + 0,5 
Wohnung, Wasser, Energie  + 3,2  + 3,2  + 2,4  + 2,2  + 1,9  + 1,5  + 1,8  + 1,5  + 1,6  + 1,7  + 1,7  + 1,9  + 1,6 
Hausrat und laufende 
Instandhaltung  + 1,6  + 2,3  + 1,9  + 1,6  + 1,5  + 1,6  + 0,8  + 1,8  + 1,4  + 0,8  + 0,6  + 0,8  + 0,9 
Gesundheitspflege  + 2,0  + 1,5  + 3,0  + 3,5  + 2,6  + 2,0  + 2,4  + 2,0  + 1,9  + 2,3  + 2,4  + 2,5  + 2,5 
Verkehr  + 5,6  + 2,6  – 0,3  – 0,3  – 1,4  – 0,2  + 0,8  – 0,6  + 0,3  + 0,7  + 0,7  + 0,8  + 0,6 
Nachrichtenübermittlung  + 0,9  – 0,1  + 1,3  + 0,0  + 1,9  + 5,8  + 5,4  + 5,8  + 6,0  + 5,9  + 4,6  + 5,6  + 5,7 
Freizeit und Kultur  + 2,0  + 1,0  + 1,8  + 1,3  + 1,4  + 0,8  + 1,8  + 0,9  + 0,5  + 1,7  + 1,6  + 1,9  + 2,2 
Erziehung und Unterricht  + 4,0  + 4,4  + 4,3  + 4,9  + 3,2  + 3,4  + 2,3  + 4,4  + 2,3  + 2,2  + 2,4  + 2,4  + 2,6 
Restaurants und Hotels  + 3,5  + 2,7  + 3,2  + 3,0  + 3,0  + 2,8  + 2,9  + 2,9  + 3,0  + 2,5  + 2,9  + 3,3  + 3,2 
Verschiedene Waren und 
Dienstleistungen  + 3,2  + 2,8  + 1,7  + 1,6  + 1,2  + 1,7  + 1,7  + 1,6  + 1,8  + 1,8  + 1,8  + 1,7  + 1,5 

              
Großhandelspreisindex  + 8,3  + 2,4  – 1,1  – 1,9  – 2,2  – 2,0  – 1,3  – 2,3  – 1,9  – 1,3  – 1,5  – 1,1  – 1,3 

Ohne Saisonprodukte  + 8,6  + 2,3  – 1,2  – 2,0  – 2,3  – 2,0  – 1,2  – 2,2  – 1,9  – 1,2  – 1,3  – 1,0  – 1,3 
Q: Statistik Austria. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 

 

Übersicht 32: Tariflöhne 
 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Jänner Februar März April Mai Juni 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Beschäftigte  + 2,0  + 3,3  + 2,6  + 2,5  + 2,4  + 2,4  + 2,5  + 2,3  + 2,2  + 2,7  + 2,7  + 2,5  + 2,4 

Ohne öffentlichen Dienst  + 2,2  + 3,4  + 3,1  + 3,0  + 2,9  + 2,8  + 2,6  + 2,8  + 2,7  + 2,8  + 2,8  + 2,5  + 2,5 
Arbeiter  + 2,3  + 3,6  + 3,4  + 3,2  + 3,1  + 2,9  + 2,6  + 2,9  + 2,8  + 2,9  + 2,9  + 2,5  + 2,5 
Angestellte  + 2,2  + 3,4  + 2,9  + 2,8  + 2,8  + 2,7  + 2,6  + 2,8  + 2,7  + 2,8  + 2,7  + 2,6  + 2,6 
Bedienstete              

Öffentlicher Dienst  + 1,1  + 2,6  + 0,7  + 0,5  + 0,5  + 1,0  + 2,3  + 0,3  + 0,3  + 2,3  + 2,3  + 2,3  + 2,3 
Verkehr  + 1,2  + 2,8  + 2,9  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7 

Q: Statistik Austria. • Rückfragen: Martin.Keppelmueller@wifo.ac.at 

 

Übersicht 33: Effektivverdienste 
 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März April 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Gesamtwirtschaft1)              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 3,9  + 4,0  + 2,9  + 2,9  + 2,8  + 2,9  + 3,1   .   .   .   .   .   . 
Lohn- und Gehaltssumme, netto  + 3,5  + 2,9   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Pro-Kopf-Einkommen der unselbständig Beschäftigten           

Brutto  + 1,8  + 2,4  + 2,1  + 2,1  + 2,1  + 2,2  + 2,1   .   .   .   .   .   . 
Netto  + 1,4  + 1,3   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Netto real2)  – 1,8  – 1,1   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

              
Sachgütererzeugung              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 5,6  + 4,8  + 2,7  + 3,0  + 2,5  + 2,9  + 2,8  + 2,7  + 2,7  + 2,3  + 3,3  + 2,8  + 2,3 
Pro-Kopf-Einkommen der unselbständig Beschäftigten           

Einschließlich Sonderzahlungen  + 2,9  + 3,0  + 2,5  + 2,6  + 2,6  + 2,9  + 3,8  + 2,7  + 2,9  + 3,4  + 4,4  + 3,7  + 3,2 
Stundenverdienste der Arbeiter, pro Kopf            

Einschließlich Sonderzahlungen  + 3,4  + 2,9  + 2,8  + 2,9  + 2,0  + 2,7  + 3,7  + 4,6  + 1,3  + 3,8  + 3,8  + 3,4  + 3,5 
Ohne Sonderzahlungen  + 3,1  + 3,1  + 2,9  + 2,8  + 2,4  + 2,6  + 3,6  + 4,1  + 1,3  + 3,8  + 3,5  + 3,5  + 3,9 

              
Bauwesen              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 3,7  + 4,3  + 2,1  + 1,4  + 2,2  + 2,6  – 6,4  + 1,3  + 4,7  – 7,9  – 7,1  – 4,3  – 5,3 
Pro-Kopf-Einkommen der unselbständig Beschäftigten           

Einschließlich Sonderzahlungen  + 1,5  + 2,5  + 2,1  + 1,3  + 2,2  + 2,5  + 4,8  + 1,5  + 4,4  + 4,2  + 4,4  + 5,8  + 8,5 
Stundenverdienste der Arbeiter, pro Kopf            

Einschließlich Sonderzahlungen  + 2,1  + 3,0  + 2,8  + 2,5  + 2,3  + 3,1  + 4,7  + 3,2  + 3,9  + 5,2  + 4,2  + 4,9  + 5,4 
Ohne Sonderzahlungen  + 2,2  + 3,4  + 3,2  + 3,1  + 2,6  + 3,3  + 5,2  + 2,9  + 3,8  + 5,6  + 4,5  + 5,4  + 4,9 

Q: Statistik Austria.  1) Laut ESVG 1995.  2) Referenzjahr 2005, berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen. • Rückfragen: Martin.Keppelmueller@ 
wifo.ac.at 

 

Staatshaushalt 
Übersicht 34: Staatsquoten 

 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 
 In % des Bruttoinlandsproduktes 

              
Staatsausgaben   51,3   50,7   51,3   53,8   50,0   49,1   48,6   49,3   52,6   52,8   50,8   51,6   51,2 
Abgabenquote Staat und EU   46,8   45,3   45,2   44,6   43,6   43,0   43,2   44,2   44,1   43,8   43,9   44,6   45,4 
Finanzierungssaldo1)   0,0  – 0,7  – 1,5  – 4,4  – 1,7  – 1,5  – 0,9  – 0,9  – 4,1  – 4,5  – 2,5  – 2,6  – 1,5 
Schuldenstand   66,8   66,2   65,3   64,7   64,2   62,3   60,2   63,8   69,2   72,5   73,1   74,4   74,5 
Q: Statistik Austria, Stand 23. April 2014.  1) Einschließlich Saldo der Währungstauschverträge. • Rückfragen: Andrea.Sutrich@wifo.ac.at 
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Soziale Sicherheit 
Übersicht 35: Pensionen nach Pensionsversicherungsträgern  

 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2008 2009 2010 2011 2012 2013 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in € 

             
Bestand insgesamt 2.152,8 2.188,8 2.219,5 2.248,7 2.273,2 2.298,7 930  941  967  987  1.023  1.052 

Unselbständige 1.806,2 1.840,3 1.869,3 1.896,8 1.919,9 1.945,3 946  957  982  1.001  1.038  1.066 
Arbeiter  1.024,3 1.038,3 1.048,9 1.058,4 1.065,1 1.072,3 739  746  764  780  807  828 
Angestellte 742,8 763,1 781,8 800,2 817,0 835,5 1.221  1.234  1.265  1.285  1.328  1.362 

Selbständige 346,6 348,5 350,3 352,0 353,3 353,4 846  860  886  908  944  976 
Gewerbliche Wirtschaft 162,3 164,3 166,3 168,4 170,5 173,1 1.070  1.088  1.121  1.146  1.189  1.223 
Bauern 184,3 184,2 184,0 183,5 182,8 180,2 650  657  673  689  715  738 

             
Neuzuerkennungen insgesamt 118,0 126,9 121,2 123,2 122,1 121,3 950  1.001  1.029  1.027  1.038  1.089 

Unselbständige 102,1 109,7 104,7 106,3 104,1 105,5 951  1.004  1.031  1.029  1.042  1.092 
Arbeiter  57,6 61,8 58,4 59,0 57,4 56,9 723  773  790  798  798  831 
Angestellte 42,7 46,0 44,6 45,5 45,1 47,0 1.249  1.304  1.338  1.318  1.340  1.398 

Selbständige 15,9 17,2 16,5 16,9 18,0 0,0 954  983  1.015  1.011  1.020  1.070 
Gewerbliche Wirtschaft 8,6 9,2 9,0 9,3 10,5 10,1 1.177  1.209  1.236  1.216  1.193  1.236 
Bauern 7,2 8,0 7,5 7,6 7,4 5,7 675  724  751  761  776  777 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. Ohne Notariat. • Rückfragen: Silvia.Haas@wifo.ac.at 
 
Übersicht 36: Pensionen nach Pensionsarten 

 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2008 2009 2010 2011 2012 2013 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in € 

             
Bestand insgesamt 2.152,8 2.188,8 2.219,5 2.248,7 2.273,2 2.298,7 930 941 967 987 1.023 1.052 

Direktpensionen 1.635,6 1.671,9 1.704,0 1.735,4 1.762,5 1.790,5 1.040 1.052 1.079 1.100 1.138 1.169 
Invaliditätspensionen1) 205,2 206,8 209,4 211,1 208,3 204,1 1.009 999 1.016 1.028 1.054 1.074 
Alle Alterspensionen2)3) 1.430,4 1.465,1 1.494,5 1.524,3 1.554,2 1.586,4 1.045 1.059 1.088 1.109 1.149 1.181 

Normale Alterspensionen 1.324,8 1.356,1 1.379,5 1.404,3 1.436,8 1.468,7 994 1.007 1.032 1.053 1.097 1.132 
Vorzeitige Alterspensionen 105,6 109,0 115,0 120,0 117,4 117,7 1.684 1.714 1.766 1.774 1.788 1.803 

Lange Versicherungsdauer 32,8 24,2 18,3 14,8 10,7 7,7 1.369 1.363 1.393 1.401 1.405 1.491 
Geminderte Arbeitsfähigkeit 2,0 0,6 – – – – 1.357 1.346 – – – – 
Korridorpensionen 5,2 7,6 10,4 12,8 14,2 15,0 1.370 1.354 1.386 1.399 1.430 1.467 
Langzeitversicherte4) 64,3 74,9 84,0 89,1 88,8 90,5 1.885 1.872 1.900 1.897 1.897 1.891 
Schwerarbeitspensionen 1,3 1,8 2,4 3,2 3,7 4,5 1.432 1.488 1.555 1.589 1.639 1.685 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 468,7 467,9 466,4 464,5 462,2 460,0 609 613 625 635 657 673 
Waisenpensionen 48,5 49,0 49,2 48,9 48,5 48,2 308 309 316 321 333 343 

             
Neuzuerkennungen insgesamt 118,0 126,9 121,2 123,2 122,1 121,3 950 1.001 1.029 1.027 1.038 1.089 

Direktpensionen 88,7 96,2 91,5 93,1 91,4 91,1 1.098 1.148 1.183 1.177 1.190 1.251 
Invaliditätspensionen1) 29,9 29,9 28,5 28,3 27,2 23,9 914 922 960 986 1.010 1.018 
Alle Alterspensionen2)3) 58,8 66,3 63,1 64,8 64,3 67,3 1.192 1.250 1.283 1.261 1.266 1.333 

Normale Alterspensionen 25,8 27,1 25,6 26,9 27,9 28,9 681 712 725 738 797 847 
Vorzeitige Alterspensionen 33,0 39,2 37,5 37,9 36,3 38,4 1.592 1.620 1.665 1.632 1.627 1.700 

Lange Versicherungsdauer 10,0 8,3 7,1 7,5 6,7 5,6 1.198 1.187 1.221 1.245 1.292 1.346 
Geminderte Arbeitsfähigkeit 0,0 – – – – – 51 – – – – – 
Korridorpensionen 2,6 3,8 4,6 5,3 5,7 5,8 1.321 1.322 1.382 1.393 1.395 1.475 
Langzeitversicherte4) 19,5 26,6 25,1 24,0 22,8 25,6 1.838 1.798 1.843 1.808 1.783 1.828 
Schwerarbeitspensionen 0,9 0,6 0,7 1,1 1,1 1,4 1.427 1.599 1.642 1.604 1.622 1.733 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 23,8 25,0 24,1 24,6 25,2 24,7 583 607 625 630 657 673 
Waisenpensionen 5,4 5,6 5,6 5,5 5,5 5,5 238 249 258 258 263 271 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. Ohne Notariat.  1) Vor dem 60. bzw. 65. Lebensjahr.  2) Einschließlich Invaliditätspen-
sionen (Berufsunfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeitspensionen) ab dem 60. bzw. 65. Lebensjahr.  3) Einschließlich Knappschaftssold.  4) "Hacklerregelung". 
• Rückfragen: Silvia.Haas@wifo.ac.at 
 
Übersicht 37: Durchschnittsalter bei Neuzuerkennung von Pensionen in Jahren 

 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2008 2009 2010 2011 2012 2013 
 Männer Frauen 

             
Alle Pensionsversicherungsträger, Direktpensionen 58,9 59,1 59,1 59,2 59,4 59,6 57,1 57,1 57,1 57,3 57,4 57,5 

Invaliditätspensionen 53,7 53,6 53,5 53,7 53,8 53,5 50,1 50,0 49,9 50,1 50,3 49,7 
Alle Alterspensionen 62,7 62,6 62,6 62,7 62,9 62,8 59,5 59,3 59,3 59,4 59,3 59,2 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. Alle Pensionsversicherungsträger. • Rückfragen: Silvia.Haas@wifo.ac.at 
 
Übersicht 38: Beiträge des Bundes zur Pensionsversicherung 

 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2008 2009 2010 2011 2012 2013 
 Mio. € In % des Pensionsaufwandes 

             
Unselbständige 2.982,3 3.900,5 4.166,7 4.276,8 4.822,0 4.957,8 13,1 16,3 16,7 16,6 17,8 17,6 
Gewerbliche Wirtschaft 773,9 813,0 1.061,0 1.049,3 1.125,9 1.045,5 33,6 33,5 41,8 39,9 40,7 36,2 
Bauern 1.147,7 1.214,4 1.253,8 1.277,2 1.343,2 1.387,8 81,9 83,6 83,9 83,2 84,2 84,8 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.• Rückfragen: Silvia.Haas@wifo.ac.at 
 

Umwelt 
Übersicht 39: Energiebedingte CO2-Emissionen 

 CO2-Emissionen Emissionsintensität 
 1990 2000 2005 2007 2008 2009 2010 2011 2010 
 Mio. t kg je BIP1) t pro Kopf  

           
OECD 11.150,7 12.625,1 13.024,0 13.120,2 12.788,8 12.021,1 12.510,0 12.340,8 0,33 9,95 

USA 4.868,7 5.698,2 5.771,7 5.762,7 5.586,8 5.184,9 5.429,4 5.287,2 0,40 16,94 
EU 27 4.052,5 3.833,8 3.970,8 3.932,4 3.860,7 3.560,3 3.667,5 3.542,7 0,25 7,04 

Deutschland 949,7 825,0 800,2 787,3 794,2 737,0 769,0 747,6 0,26 9,14 
Österreich 56,4 61,7 74,7 70,0 70,6 64,2 70,1 68,5 0,23 8,13 
Frankreich 352,6 378,7 388,3 373,1 370,1 349,4 356,7 328,3 0,17 5,04 
Italien 397,4 426,0 460,8 447,3 435,1 389,4 398,5 393,0 0,24 6,47 
Polen 342,1 290,9 292,9 303,7 298,8 287,4 305,6 300,0 0,43 7,79 
Tschechien 155,1 121,9 119,6 122,0 117,3 110,1 114,4 112,7 0,45 10,73 

China 2.244,9 3.310,1 5.403,1 6.316,4 6.490,0 6.793,0 7.252,6 7.954,6 0,80 5,92 
Q: IEA.  1) Zu Preisen von 2005, auf Dollarbasis, kaufkraftbereinigt. • Rückfragen: Katharina.Koeberl@wifo.ac.at 
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Übersicht 40: Umweltrelevante Steuern im Sinne der VGR 
 2000 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 
 Mio. € 

          
Umweltsteuereinnahmen insgesamt 5.463 6.954 6.906 7.139 7.300 7.163 7.346 7.956 8.098 

Energiesteuern1) 3.288 4.350 4.221 4.453 4.603 4.456 4.580 5.004 5.012 
Transportsteuern2) 1.651 2.024 2.076 2.065 2.059 2.060 2.112 2.284 2.413 
Ressourcensteuern3) 453 535 536 549 574 590 603 616 629 
Umweltverschmutzungssteuern4) 71 46 72 72 64 57 51 53 43 

          
 Anteile der Umweltsteuern in % 

          
An den Steuereinnahmen insgesamt 
(einschließlich Sozialabgaben) 6,0 6,7 6,4 6,2 6,0 6,1 6,1 6,3 6,1 
Am BIP (nominell) 2,6 2,9 2,7 2,6 2,6 2,6 2,6 2,6 2,6 
Q: Bundesrechnungsabschluss, Statistik Austria, WIFO-Datenbank, WIFO-Berechnungen.  1) Mineralölsteuer, Energieabgabe.  2) Kfz-Steuer, Kfz-Zulas-
sungssteuer, Motorbezogene Versicherungssteuer, Normverbrauchsabgabe, Straßenbenützungsbeitrag.  3) Grundsteuer, Jagd- und Fischereiabgabe, 
Abgabe gemäß Wiener Baumschutzgesetz, Landschaftsschutz- und Naturschutzabgabe.  4) Altlastenbeitrag, Deponiestandortabgabe. • Rückfragen: 
Katharina.Koeberl@wifo.ac.at  

Entwicklung in den Bundesländern 
Übersicht 41: Bruttowertschöpfung 

 2009 2010 2011 2012 2013 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

      
Wien  – 3,0  + 2,0  + 1,8  + 0,6  + 0,4 
Niederösterreich  – 5,2  + 1,6  + 3,2  + 1,3  + 0,2 
Burgenland  – 1,3  + 2,1  + 1,6  + 1,6  + 1,7 
Steiermark  – 5,4  + 1,9  + 3,5  + 1,1  + 0,9 
Kärnten  – 6,0  + 2,1  + 4,2  + 0,2  + 0,1 
Oberösterreich  – 5,4  + 2,1  + 5,3  + 0,8  + 0,9 
Salzburg  – 4,3  + 2,5  + 3,2  + 1,0  + 0,0 
Tirol  – 2,8  + 1,0  + 2,6  + 1,6  + 0,6 
Vorarlberg  – 4,2  + 2,2  + 4,6  + 1,5  + 1,2 
      
Österreich  – 4,3  + 1,9  + 3,2  + 1,0  + 0,5 
Q: WIFO-Berechnungen, vorläufige Schätzwerte, Datenbasis: ÖNACE 2008, Stand Mai 2014. • Rückfragen: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at   
Übersicht 42: Tourismus 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Dezem-

ber 
Jänner Februar März April Mai 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Übernachtungen              
Wien  + 5,0  + 7,6  + 3,7  + 1,8  + 1,5  + 7,4  + 2,7  + 6,5  + 10,1  + 2,6  – 2,4  + 14,8  + 2,9 
Niederösterreich  + 3,2  + 0,7  – 3,0  – 4,5  – 2,9  – 2,4  – 0,7  – 3,5  + 0,1  + 0,5  – 2,5  + 4,7  + 2,6 
Burgenland  + 0,8  + 0,2  – 2,9  – 3,3  – 4,8  – 1,5  – 0,9  + 0,5  + 1,6  + 8,6  – 10,4  + 14,9  – 4,1 
Steiermark  + 1,8  + 1,7  + 1,3  – 4,0  + 4,1  + 2,7  – 1,8  + 4,4  + 1,6  + 0,1  – 7,7  + 14,7  – 0,2 
Kärnten  + 1,2  + 1,7  – 0,9  – 6,5  – 0,4  + 1,0  – 3,5  + 4,9  – 2,6  – 8,4  + 2,4  + 20,4  – 10,6 
Oberösterreich  + 3,4  + 3,9  – 2,2  – 7,8  – 0,1  – 1,2  – 5,6  + 0,4  – 2,1  – 6,6  – 7,8  + 5,1  – 2,3 
Salzburg  + 0,3  + 5,4  + 2,2  – 11,1  + 3,3  + 4,6  – 6,9  + 6,4  – 3,5  – 8,7  – 8,2  + 30,0  – 13,0 
Tirol  – 0,2  + 3,8  + 1,7  – 13,4  + 2,7  + 4,0  – 8,5  + 5,0  – 5,4  – 11,8  – 7,5  + 37,6  – 16,2 
Vorarlberg  – 2,4  + 6,6  + 3,0  – 16,3  + 3,6  + 5,2  – 8,8  + 8,9  – 4,2  – 12,5  – 8,9  + 21,0  – 16,2 
              
Österreich  + 0,9  + 4,0  + 1,2  – 8,0  + 1,7  + 3,5  – 6,5  + 5,1  – 3,1  – 8,9  – 6,9  + 22,4  – 6,9 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at  
Übersicht 43: Abgesetzte Produktion der Sachgütererzeugung 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März April 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Wien  + 11,9  – 3,8  – 2,9  + 2,4  – 0,3  – 5,4  – 2,7  – 9,7  – 3,0  – 6,7  + 2,5  – 3,8  – 12,7 
Niederösterreich  + 15,9  + 3,5  – 3,3  – 0,9  – 7,1  – 2,9  – 3,1  – 9,1  + 1,8  – 6,1  – 2,5  – 1,0  + 2,8 
Burgenland  + 13,0  + 4,3  + 11,7  + 11,7  + 11,8  + 15,2  + 9,8  + 13,2  + 23,2  + 9,8  + 9,6  + 9,9  + 4,0 
Steiermark  + 12,9  + 0,3  + 3,2  + 1,4  + 2,7  + 5,4  + 0,8  – 0,1  + 5,1  – 0,9  + 7,1  – 3,1  + 4,1 
Kärnten  + 6,2  – 2,8  – 1,5  – 2,7  – 1,5  + 3,2  + 1,4  – 1,5  + 9,5  – 1,5  + 0,8  + 4,7  + 5,2 
Oberösterreich  + 12,1  + 2,7  + 1,3  + 2,2  + 3,5  + 2,4  + 2,1  – 1,5  + 8,5  + 1,7  + 1,2  + 3,2  – 2,5 
Salzburg  + 7,8  + 2,2  – 2,2  – 1,6  – 2,4  – 2,1  – 2,7  – 7,6  + 2,1  – 5,5  – 3,4  + 0,4  – 0,2 
Tirol  + 7,5  – 1,0  – 1,6  – 2,3  – 1,3  – 0,7  – 1,9  – 6,2  + 5,8  – 3,8  – 6,5  + 4,1  – 1,1 
Vorarlberg  + 7,7  + 2,0  + 1,9  + 0,2  + 5,0  + 3,0  + 19,1  + 1,9  + 10,2  + 30,8  + 18,7  + 9,6  + 10,0 
              
Österreich  + 11,8  + 1,3  – 0,1  + 0,7  – 0,1  + 0,9  + 0,8  – 3,9  + 5,2  – 0,4  + 1,8  + 1,1  + 0,1 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at  
Übersicht 44: Abgesetzte Produktion im Bauwesen 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März April 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Wien  + 11,9  + 2,0  – 0,3  – 6,5  + 2,5  – 1,0  – 9,4  – 5,9  + 7,6  – 2,8  – 22,8  – 0,2  – 5,9 
Niederösterreich  + 7,5  + 6,2  – 2,9  – 1,6  – 4,9  – 2,8  – 12,4  – 2,5  – 3,9  – 12,8  – 20,7  – 4,6  – 12,4 
Burgenland  + 4,7  + 7,5  + 4,1  + 0,7  + 4,5  + 9,7  – 12,8  + 7,5  + 16,3  – 12,5  – 21,7  – 4,9  – 8,2 
Steiermark  + 7,3  + 8,4  + 1,4  – 1,5  + 0,8  + 4,7  + 5,2  – 0,9  + 11,0  + 0,2  – 3,0  + 16,2  – 1,1 
Kärnten  + 12,3  – 2,7  – 2,4  – 3,7  + 0,1  + 5,6  + 9,6  – 4,7  + 12,8  + 22,2  – 1,7  + 10,2  – 2,4 
Oberösterreich  + 9,0  + 6,7  + 1,9  + 0,9  + 1,9  + 5,6  + 5,5  – 1,2  + 9,1  + 3,3  – 5,4  + 16,2  + 2,9 
Salzburg  + 11,0  + 4,2  – 5,0  – 3,9  – 12,8  + 1,5  – 4,4  + 4,7  + 3,3  – 1,2  – 4,1  – 6,9  – 8,4 
Tirol  + 9,2  + 5,0  + 0,4  – 3,1  + 0,5  + 0,4  – 7,4  – 5,2  + 3,6  – 8,2  – 11,4  – 3,2  – 6,3 
Vorarlberg  + 5,4  + 16,6  + 2,7  + 4,4  + 3,2  + 7,6  + 12,4  + 1,9  + 3,3  + 38,8  + 3,3  + 1,8  – 3,3 
              
Österreich  + 9,3  + 5,3  – 0,2  – 2,2  – 0,4  + 2,2  – 2,6  – 2,2  + 5,9  – 0,3  – 12,5  + 4,5  – 4,4 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
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Übersicht 45: Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Jänner Februar März April Mai Juni 
 In 1.000 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1)             
Wien   761   771   777   786   779   771   785   767   769   777   783   784   787 
Niederösterreich   554   561   562   575   560   549   571   543   545   558   567   570   574 
Burgenland   91   94   94   99   94   91   98   90   90   94   97   98   99 
Steiermark   462   468   469   481   469   461   475   457   459   467   471   474   480 
Kärnten   200   201   200   210   196   191   201   189   190   194   197   201   206 
Oberösterreich   589   597   602   614   603   593   608   588   590   600   606   607   612 
Salzburg   232   236   237   241   235   240   234   240   242   237   230   233   238 
Tirol   292   297   303   308   302   312   297   313   316   306   292   295   305 
Vorarlberg   143   145   147   149   147   151   147   151   152   150   146   147   149 
              
Österreich   3.323   3.370   3.392   3.463   3.385   3.358   3.416   3.337   3.353   3.384   3.389   3.410   3.450 
              
Arbeitslose              
Wien   79   83   90   88   97   105   98   108   106   102   99   97   99 
Niederösterreich   42   44   49   45   52   61   47   66   64   54   48   46   47 
Burgenland   8   8   9   8   10   12   8   13   13   10   8   8   8 
Steiermark   32   35   39   34   42   49   37   53   51   43   39   37   35 
Kärnten   20   21   23   19   26   30   21   32   31   27   24   21   19 
Oberösterreich   27   29   33   30   36   43   33   47   45   37   34   32   32 
Salzburg   11   12   13   11   15   15   15   16   15   14   17   15   12 
Tirol   19   19   21   17   26   23   24   24   22   23   28   26   19 
Vorarlberg   9   9   9   9   10   10   10   10   10   9   10   10   9 
              
Österreich   247   261   287   260   315   349   293   370   357   319   308   291   282 
              

 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)             
Wien  + 13,8  + 9,9  + 5,7  + 7,3  + 4,7  + 7,4  + 5,3  + 6,4  + 7,3  + 8,6  + 6,3  + 3,5  + 6,0 
Niederösterreich  + 9,6  + 7,5  + 0,3  – 1,5  – 2,3  + 3,0  + 3,8  + 0,6  + 1,6  + 6,7  + 3,3  + 2,5  + 5,5 
Burgenland  + 2,0  + 2,3  + 1,0  + 1,1  + 1,0  + 2,3  + 1,5  + 2,1  + 1,9  + 2,8  + 1,8  + 1,2  + 1,5 
Steiermark  + 10,4  + 5,8  + 1,5  + 1,0  + 2,2  + 5,0  + 4,3  + 3,6  + 4,7  + 6,6  + 3,7  + 2,9  + 6,4 
Kärnten  + 2,7  + 1,5  – 1,3  – 1,5  – 1,1  – 0,2  – 0,6  – 0,7  – 0,7  + 0,8  – 0,4  – 1,2  – 0,2 
Oberösterreich  + 13,0  + 8,3  + 4,4  + 4,1  + 4,4  + 6,2  + 4,9  + 5,4  + 6,0  + 7,4  + 4,5  + 3,6  + 6,7 
Salzburg  + 3,9  + 4,4  + 1,2  + 1,0  + 0,3  + 0,0  + 1,2  + 0,8  + 2,2  – 2,9  + 1,7  + 0,2  + 1,7 
Tirol  + 4,6  + 5,2  + 6,3  + 5,7  + 6,5  + 2,4  + 3,0  + 5,5  + 6,6  – 4,8  + 3,9  + 1,5  + 3,7 
Vorarlberg  + 3,3  + 2,2  + 2,1  + 2,1  + 2,4  + 2,7  + 2,8  + 3,0  + 3,3  + 1,7  + 2,8  + 2,4  + 3,0 
              
Österreich  + 63,3  + 47,2  + 21,2  + 19,2  + 18,2  + 28,7  + 26,2  + 26,5  + 32,9  + 26,8  + 27,7  + 16,6  + 34,3 
              
Arbeitslose              
Wien  + 5,0  + 3,9  + 7,2  + 8,7  + 10,6  + 12,3  + 16,1  + 10,8  + 12,4  + 13,7  + 14,8  + 16,0  + 17,5 
Niederösterreich  – 1,4  + 2,8  + 4,5  + 5,0  + 5,8  + 3,9  + 5,6  + 4,9  + 4,2  + 2,6  + 5,4  + 5,5  + 6,0 
Burgenland  – 0,1  + 0,5  + 0,9  + 1,1  + 1,1  + 0,4  + 0,9  + 0,5  + 0,7  + 0,1  + 0,9  + 0,9  + 1,0 
Steiermark  – 2,5  + 2,7  + 3,6  + 3,9  + 3,8  + 2,6  + 3,8  + 3,2  + 3,2  + 1,3  + 3,5  + 4,2  + 3,7 
Kärnten  – 0,1  + 0,7  + 2,5  + 2,6  + 2,3  + 1,4  + 1,7  + 2,0  + 2,0  + 0,1  + 1,4  + 1,9  + 1,9 
Oberösterreich  – 2,6  + 2,0  + 4,3  + 4,7  + 5,0  + 4,2  + 5,3  + 5,0  + 4,0  + 3,7  + 5,2  + 5,2  + 5,5 
Salzburg  – 0,2  + 0,7  + 1,2  + 1,5  + 1,3  + 1,7  + 1,6  + 1,6  + 1,3  + 2,2  + 1,6  + 1,9  + 1,4 
Tirol  – 0,4  + 0,6  + 1,9  + 2,6  + 2,8  + 3,4  + 1,9  + 2,9  + 2,2  + 4,9  + 1,4  + 2,7  + 1,7 
Vorarlberg  – 1,6  + 0,1  + 0,5  + 0,5  + 0,7  + 0,6  + 0,5  + 0,7  + 0,4  + 0,6  + 0,2  + 0,6  + 0,6 
              
Österreich  – 4,1  + 13,9  + 26,6  + 30,4  + 33,4  + 30,3  + 37,6  + 31,4  + 30,3  + 29,1  + 34,4  + 39,0  + 39,3 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Perso-
nen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener. • Rückfragen: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
 

Übersicht 46: Arbeitslosenquote 
 2011 2012 2013 2013 2014 2014 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Jänner Februar März April Mai Juni 
 In % der unselbständigen Erwerbspersonen 

              
Wien   9,2   9,5   10,2   9,9   10,9   11,8   11,0   12,2   12,0   11,4   11,0   10,8   11,0 
Niederösterreich   6,8   7,1   7,8   7,0   8,3   9,7   7,5   10,5   10,1   8,6   7,7   7,3   7,4 
Burgenland   7,5   7,8   8,5   7,0   9,3   11,4   7,4   12,5   12,2   9,5   7,7   7,2   7,3 
Steiermark   6,4   6,8   7,4   6,4   8,0   9,4   7,0   10,2   9,8   8,2   7,4   7,0   6,7 
Kärnten   8,9   9,1   10,2   8,0   11,5   13,2   9,4   14,2   13,7   11,8   10,6   9,2   8,3 
Oberösterreich   4,2   4,5   5,1   4,6   5,5   6,6   5,0   7,3   6,9   5,7   5,2   4,9   4,8 
Salzburg   4,5   4,7   5,1   4,3   5,8   5,8   5,7   6,2   5,8   5,5   6,6   5,8   4,8 
Tirol   5,9   5,9   6,4   5,1   7,7   6,6   7,4   6,8   6,3   6,8   8,6   7,8   5,7 
Vorarlberg   5,6   5,6   5,8   5,4   6,3   5,9   6,0   6,2   5,9   5,7   6,4   6,0   5,5 
              
Österreich   6,7   7,0   7,6   6,8   8,3   9,2   7,7   9,7   9,4   8,4   8,1   7,7   7,4 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: 
Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
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Flexicurity – ein an seiner Umsetzung scheiterndes Konzept 
Flexicurity wird als "integrierte Strategie zur gleichzeitigen Stärkung von Flexibilität und Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt" von der EU 
wie von der wirtschaftspolitischen Diskussion als Instrument zur Überwindung der gegenwärtigen Arbeitsmarktschwäche gesehen. 
In der Praxis wurde "Flexicurity" zumeist in der Form einseitiger Deregulierung der Zeitverträge realisiert, ohne die soziale Absiche-
rung der davon Betroffenen zu verbessern. Es entstanden duale Arbeitsmärkte, die primär zur Substitution permanenter durch 
Zeitverträge führten und auf Beschäftigung, Produktivität und Ausbildung eher negativ wirkten. Statt als Sprungbrett für den Ein-
stieg in den Arbeitsmarkt zu dienen, diskriminieren sie Jugendliche massiv. Österreich folgte dem Trend zur Flexicurity nur einge-
schränkt; die Unterschiede in der Regulierung von permanenten und Zeitverträgen sowie der Dualisierungsgrad sind geringer als 
in anderen OECD-Ländern.  

Flexicurity – A Concept Doomed to Failure 
Flexicurity, an "integrated strategy to simultaneously strengthen flexibility and security in the labour market", is perceived both by 
the European Union and in economic policy discussion as a tool to overcome current weaknesses in the labour market. In actual 
practice, flexicurity was typically implemented in the form of deregulating temporary employment contracts without improving 
the social security situation of those affected by such contracts. The result was dual labour markets which chiefly substituted per-
manent employment contracts by temporary ones and had a rather negative effect on employment, productivity and training. 
Instead of offering a launch pad for entry into the labour market they act as a barrier for the young. Austria was rather lukewarm 
in following the trend towards flexicurity; here the differences in the regulations governing permanent and temporary contracts 
are fewer and the dualisation rate is lower than in other OECD countries.  
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Flexicurity ist ein politisches Konzept, das weder theoretisch klar definiert noch in ein-
heitlicher Form realisiert ist. Nach der wenig konkreten Definition der EU ist Flexicurity 
"eine integrierte Strategie zur gleichzeitigen Stärkung von Flexibilität und Sicherheit 
auf dem Arbeitsmarkt. Sie soll den Bedarf der Arbeitgeber an flexiblen Arbeitskräften 
mit den Anforderungen der Arbeitnehmer an die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes ver-
einen, sodass diese keine langen Phasen der Arbeitslosigkeit fürchten müssen" (Eu-
ropäische Kommission, o. J.). Die Wohlfahrtsverluste, die den Arbeitskräften durch 
geringeren Kündigungsschutz entstehen, sollen durch andere, sicherheitschaffende 
Maßnahmen kompensiert werden (Origo  Pagani, 2009). Die Europäische Sozial-
agenda, die im Dezember 2000 vom Europäischen Rat in Nizza angenommen wur-
de, deklarierte Flexicurity zu einem Baustein des europäischen Sozialmodells und als 
wesentlichen Bestandteil des Lissabon-Prozesses; sie ist explizit in die Strategie Europa 
2020 integriert. Zielsetzungen sollen effiziente und schnelle Übergänge in der Karriere 
eines Beschäftigten zwischen unterschiedlichen beruflichen Kompetenz- und Le-
bensbereichen und der Erwerb der dafür erforderlichen Kompetenzen sein1). 

Tatsächlich könnte Flexicurity  richtig implementiert  mancherlei Vorteile bieten: 
Höhere Mobilität kann die Allokation verbessern, vor allem junge Arbeitskräfte wie 
Unternehmen mit hochwertiger Produktion können den für ihre Qualifikationen und 
Bedürfnisse geeigneten Arbeitsplatz leichter finden bzw. besetzen; die Wettbewerbs-
                                                           
1)  Siehe auch die Mitteilung der Europäischen Kommission (2007) sowie die Schlussfolgerungen des Rates 
(Rat der Europäischen Union, 2007) über die gemeinsamen Grundsätze für den Flexicurity-Ansatz, die ent-
sprechend den unterschiedlichen nationalen Kulturen der Mitgliedsländer zu implementieren sind. 
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fähigkeit kann gesteigert und die Arbeitslosigkeit gesenkt werden. Dem stehen aller-
dings auch beträchtliche Nachteile gegenüber: Erstens kann man angesichts der 
hohen psychologischen Belastung durch Arbeitslosigkeit nicht eine einfache (und 
billige) Substitution von Arbeitsplatzsicherheit durch soziale Absicherung annehmen. 
Zweitens kann es, entgegen der oben angeführten Definition der EU, nicht um die 
"Absicherung des speziellen Arbeitsplatzes" gehen (safety from dismissal), sondern 
bloß um die Sicherheit der Beschäftigung als solcher (employability), verbunden mit 
entsprechender finanzieller Absicherung. Drittens kann bei hoher Mobilität die all-
gemeine wie die unternehmensspezifische Humankapitalbildung beeinträchtigt 
werden, da die Unternehmen die Kosten einer Ausbildung scheuen, wenn sie damit 
rechnen müssen, dass die Arbeitskräfte nach deren Abschluss zur Konkurrenz wech-
seln. Viertens besteht die Gefahr überhöhter Mobilität mit entsprechend hohen 
Transaktionskosten (Suche, Einschulung usw.). Vor allem aber hat Flexicurity, in der 
Form wie sie zumeist umgesetzt wird, die Entstehung von dualen Arbeitsmärkten zur 
Folge, sodass es fünftens bestimmter Charakteristika des Arbeitsmarktes und der Re-
gulierung bedarf, um die Vorteile der Flexicurity wirksam werden zu lassen. Insofern 
wird sie zumeist bloß als Second-best-Lösung (gegenüber einer vollen Liberalisierung 
mit breiter sozialer Absicherung) angesehen, und es gilt als fraglich, ob die Vorteile 
der höheren Flexibilität die Kosten rechtfertigen. 

Im Folgenden werden zunächst die Bedeutung der Regulierung des Arbeitsmarktes 
und die daraus resultierenden Wirkungen auf Beschäftigung, Produktivität und Ar-
beitsplatz- bzw. Lebenszufriedenheit herausgearbeitet. Dabei wird besonderes Ge-
wicht auf die Unterscheidung zwischen den potentiell positiven Folgen bei generel-
ler Deregulierung sowie innovativer sozialer Absicherung und den eher negativen 
bei der üblichen Umsetzung gelegt. Der zweite Abschnitt beschreibt die negativen 
Folgen der üblichen Realisierung von Flexicurity auf Arbeitsplatz- und Lebenszufrie-
denheit, der dritte skizziert die Erfahrungen im Pionierland Dänemark. Abschließend 
wird die Regulierung des österreichischen Arbeitsmarktes generell sowie vor allem im 
Hinblick auf das Ausmaß seiner Dualität untersucht. 

Die Arbeit zeigt, dass die praktische Umsetzung des grundsätzlich interessanten theo-
retischen Konzepts der Flexicurity in Form einer einseitigen Deregulierung der Zeitver-
träge mit kaum verbesserter sozialer Absicherung keines ihrer Ziele erreichen konnte. 
Es entstanden duale Arbeitsmärkte mit strikter Insider-Outsider-Trennung und negati-
ven Folgen für Beschäftigung, Produktivität, Ausbildung und Lebenszufriedenheit. Die 
erhoffte Sprungbrettfunktion für (jugendliche) Neueinsteiger blieb weitgehend aus. 
In Österreich wurde die Regulierung von permanenten und Zeitverträgen nur einge-
schränkt differenziert; die Dualisierung des Arbeitsmarktes ist demgemäß bloß 
schwach ausgeprägt, und ihre problematischen Folgen sind eher gering.  

1. Unterschiedliche Folgen der Regulierung auf einheitlichen und dualen Arbeitsmärkten 
Angesichts der vielfach kommunizierten Vorteile der Flexicurity, vor allem der Hoff-
nung auf Erhöhung der Beschäftigungssicherheit und Verringerung der Arbeitslosig-
keit, und entsprechend dem weltweiten Deregulierungstrend wurde der Arbeits-
markt in den meisten OECD-Ländern zumindest partiell dereguliert. Das Ausmaß der 
Regulierung (Employment Protection Legislation  EPL) wird zumeist mit dem Regulie-
rungsindex der OECD (2013A, S. 76) gemessen, der 21 Komponenten betreffend Kos-
ten und Komplexität des Verfahrens bei Kündigungen erfasst, getrennt nach perma-
nenten, befristeten Verträgen und Leiharbeit. Die einzelnen Komponenten werden 
aggregiert und in Form eines sechsstufigen Notensystems dargestellt. Übersicht 1 
zeigt das gegenwärtige Niveau der Regulierung und die Regulierungsdifferenz zwi-
schen permanenten und Zeitverträgen ("Dualität") für einige Länder, an denen das 
Problem der Flexicurity untersucht werden kann. 

Wie Übersicht 2 zeigt, erfolgte der überwiegende Teil der Deregulierung des Ar-
beitsmarktes bereits vor der finanzkrisenbedingten Zunahme der Arbeitslosigkeit. An-
gesichts des Widerstandes der geschützten Insider wurde anstelle einer generellen 
Deregulierung vielfach eine auf Zeitverträge beschränkte als der politisch am ehes-
ten gangbare Weg einer Erhöhung der Flexibilität gesehen: Nach dem sechsstufigen 
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Regulierungsindex der OECD wurde die Regulierung der Zeitverträge zwischen 1985 
und 2008 in den meisten Ländern um mindestens 1 Punkt gelockert, die der regulä-
ren hingegen bloß um etwa 1/3 Punkt. Dabei entstanden recht unterschiedliche 
Kombinationen von Deregulierung regulärer und temporärer Arbeitsverträge, der 
Erleichterung von Leiharbeit, der sozialen Absicherung und der aktiven Arbeits-
marktpolitik (Jahn et al., 2012, van Vliet  Nijboer, 2012). Seit 2008 hingegen blieb die 
Regulierung in den meisten Ländern unverändert; wenn überhaupt kam es zu einer 
leichten Angleichung der Regulierung von regulären und Zeitverträgen. Die soziale 
Absicherung wurde hingegen  Flexicurity-widrig  überall tendenziell eingeschränkt 
(siehe dazu Kapitel 1.4). 

  

Übersicht 1: Regulierungsdichte auf dem Arbeitsmarkt 2013 
     
 Unbefristete Verträge Befristete Verträge "Dualität" 
 (1) (2) (3) = (1)  (2) 

  OECD-Regulierungsindex EPL 
     
Österreich 2,4 1,7 0,7 
Deutschland 3,0 0,7 2,3 
Dänemark 2,3 2,3 0,0 
Niederlande 3,0 1,0 2,0 
Schweden 2,5 0,7 1,8 
OECD 2,2 1,6 0,6 

Q: OECD (2013A), S. 84, S. 88. 1 . . . schwache Regulierung, . . ., 6 . . . starke Regulierung. 
  
  

Übersicht 2: Regulierung des Arbeitsmarktes 
        
 Permanente Verträge Befristete Verträge Regulierungsdifferenz 
 1985/2008 2008/2013 1985/2008 2008/2013 1985/2008 2008/2013 

  Veränderung des OECD-Regulierungsindex EPL 
        
Österreich  – 0,5   0   0   0  – 0,5   0 
Deutschland  + 0,4   0  – 2,5   +  – 2,9   + 
Dänemark  – 0,1  + 0,1  – 1,6   0  – 1,5  + 0,1 
Niederlande  – 0,4   0  – 1,2   0  – 0,8   0 
Schweden   0   0  – 3,2   0  – 3,2   0 
EU 141)  – 0,3   –  – 1,1   +  – 0,8   + 

Q: van Vliet  Nijboer (2012), OECD (2013A).  1) Österreich, Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, 
Deutschland, Griechenland, Irland, Italien, Niederlande, Portugal, Spanien, Schweden, Großbritannien. 
  

Mit der asymmetrischen Regulierung wurden duale Arbeitsmärkte geschaffen, deren 
Teile voneinander weitgehend abgeschottet sind. Die von der Flexicurity erwarteten 
Vorteile blieben weitgehend aus: Statt als Einstiegshilfe in den Arbeitsmarkt zu wirken 
und die Arbeitslosigkeit zu senken, kam es primär zur Substitution permanenter durch 
Zeitarbeitsplätze. Auf den ersten Blick mag der Anteil der Zeitverträge mit etwa 9% in 
Dänemark, 10% in Österreich, 15% in Deutschland, 17% in Schweden und 18% in den 
Niederlanden gering erscheinen (OECD, 2013A, S. 98); in der Gruppe der 15- bis 24-
Jährigen machte er jedoch in Deutschland mehr als die Hälfte, in Österreich ein Drit-
tel und in Dänemark immerhin ein Viertel aus. 

Abgesehen davon, dass die übliche Form der Deregulierung nicht zwangsläufig eine 
Erhöhung der Gesamtbeschäftigung sichert, müssen auch die Folgen auf die Be-
schäftigungsstruktur, die Produktivität, die Ausbildungsintensität und letztlich auch 
die Lebensqualität berücksichtigt werden (Europäisches Parlament, 2013)2). Im All-
gemeinen sind duale Arbeitsmärkte in allen diesen Punkten ineffizient. Sogar Leihar-
beit erweist sich in gewissem Umfang als besser geeignet, die mit Flexicurity ange-
strebten Ziele mit geringeren unerwünschten Nebenwirkungen zu erzielen, als die iso-

                                                           
2)  "The European Parliament could insist on avoiding labour market segmentation emphasising policy priori-
ties such as appropriate initial and continuous training policies, particularly vocational training and educa-
tion as well as lifelong learning, in addition to other policies to ease labour market segmentation, which is 
particularly detrimental to young people's labour market careers" (Europäisches Parlament, 2013, S. 95). 
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lierte Deregulierung temporärer Verträge. Dementsprechend wird die gegenwärtige 
Form der Flexicurity  einseitige Deregulierung der Zeitverträge  zunehmend in Fra-
ge gestellt. Bentolila et al. (2012) sehen in ihr eine Second-best-Lösung (gegenüber 
einer vollen Liberalisierung), Jahn et al. (2012) halten es für fraglich, ob die Vorteile 
der höheren Flexibilität die Kosten rechtfertigen, und verschiedene Initiativen zielen 
darauf ab, die Regulierungsunterschiede zwischen permanenten und temporären 
Verträgen zugunsten eines einheitlichen Vertrages zu beseitigen, der einen mit der 
Beschäftigungsdauer steigenden Abfertigungsanspruch vorsieht (Blanchard  Tirole, 
2003, Cahuc  Kramarz, 2005, und Chéron, 2007, für Frankreich; Andrés et al., 2009, 
für Spanien; Dolado et al., 2002, nach OECD, 2013A); Flexicurity würde dann besser 
funktionieren. 

1.1 Flexicurity und Beschäftigung 
Die Wirkung der üblichen Arbeitsmarktregulierung (EPL) ist aus theoretischer Sicht 
schon wegen der unterschiedlichen Regulierungsformen unbestimmt (Bertola, 1990). 
Betriebswirtschaftlich optimal reagieren die Unternehmen auf Regulierung sowohl 
mit einer Verringerung der Schaffung wie der Vernichtung von Arbeitsplätzen, was 
die Nettowirkung auf die Beschäftigung einschränkt. Empirische Studien zeigen zu-
meist mäßig beschäftigungssenkende Folgen strikter Regulierung (Di Tella  
McCulloch, 2005, Bentolila  Bertola, 1990, Scarpetta, 1996, Elmeskov et al., 1998, 
Jahn et al., 2012) bzw. eine gewisse Steigerung der Arbeitslosigkeit (Amable et al., 
2011). Junge Arbeitsuchende werden gegenüber älteren, erfahrenen Beschäftigten 
(incumbents) diskriminiert, die zumeist stärker geschützt sind (Kugler et al., 2005, 
Bassanini  Duval, 2006, Europäisches Parlament, 2013). 

Die Mobilität der Arbeitskräfte wird durch Regulierung zwar grundsätzlich beschränkt 
und verteuert, doch ist zu berücksichtigen, dass die Kosten der Personalfluktuation U-
förmig verlaufen (Hirsch  Mueller, 2012): Häufiger Arbeitsplatzwechsel lässt die Trans-
aktions- und Einschulungskosten steigen, seltener Wechsel verschlechtert die Alloka-
tion. Wie Bassanini  Garnero (2013) anhand der Daten für 23 Branchen in 24 OECD-
Ländern für die Periode 2000/2007 zeigen, ist die Häufigkeit des Arbeitsplatzwechsels 
innerhalb der jeweiligen Branche ("within-industry job-to-job transition") umso gerin-
ger, je restriktiver die Regulierung (EPL) ist; vor allem betrifft das den Wechsel zu per-
manenten Arbeitsplätzen. Insofern hält Regulierung die Mobilitätskosten eher niedrig: 
Der Wechsel innerhalb der jeweiligen Branche führt zu geringer Vernichtung von 
Humankapital; ein Wechsel in andere Branchen lässt zwar Allokationsverluste entste-
hen, doch erfolgt er eher selten. 

Flexible Arbeitsmärkte mit symmetrischer Regulierung aller Vertragstypen könnten 
somit zu höherer Beschäftigung mit einem marktbestimmten Anteil befristeter Ver-
träge führen (Kahn, 2007, Jahn et al., 2012). Arbeitskräfte wie Unternehmen könnten 
je nach ihren Bedürfnissen frei zwischen unbefristeten und befristeten Verträgen 
wählen. Die Löhne der befristeten Verträge wären in diesem Fall (anders als bei 
asymmetrischer Regulierung) allerdings höher als für unbefristete, um dem höheren 
Risiko der Arbeitskräfte wie der größeren Flexibilität der Unternehmen Rechnung zu 
tragen (Green  Heywood, 2011); tatsächlich sind die Löhne für befristete Verträge 
jedoch in den Ländern mit ausgeprägt dualem Arbeitsmarkt niedriger (Booth et al., 
2002; Inanc, 2010, zitiert nach Europäisches Parlament, 2013, S. 59)3). 

Die positiven Wirkungen höherer Mobilität fehlen bei einseitiger Liberalisierung tem-
porärer Verträge. Permanente werden bloß zu temporären Verträgen umgeschich-
tet, die bereits Beschäftigten zulasten der Arbeitsplatzsuchenden begünstigt4) und 
die Position der Arbeitskräfte generell verschlechtert. Die Umschichtung diskriminiert 

                                                           
3)  In Großbritannien, dessen Arbeitsmarkt besonders wenig reguliert ist, sind die Löhne der Zeitarbeitskräfte 
tatsächlich höher als die der permanenten Arbeitskräfte (Green  Heywood, 2011, S. 119). 
4)  Wie Kugler et al. (2005) und Balakrishnan  Berger (2009) zeigen, ist die hohe Arbeitslosigkeit in Spanien vor 
allem auf die regulierungsbedingte Dualität des Arbeitsmarktes zurückzuführen; der Anteil der Zeitverträge 
stieg von einem Zehntel zu Beginn der Deregulierung (1984) auf ein Drittel in den frühen 1990er-Jahren. 
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überdies massiv zulasten der Jungen5): Dieckhoff  Steiber (2012) zeigen anhand der 
Daten für 19 EU-Länder für die Periode 1992/2007, dass eine Erhöhung des sechsstu-
figen OECD-Regulierungsindex (EPL) um eine Einheit die Beschäftigungsquote der 
50- bis 55-Jährigen um 1,3 Prozentpunkte erhöhte, die der 25- bis 29-Jährigen hinge-
gen um 2,6 Prozentpunkte senkte. Zwar finden junge Arbeitskräfte rascher einen Ar-
beitsplatz in Form von Zeit- und Leiharbeit, doch mit geringem Schutz (Boeri, 2011). 
Sie müssen vielfach Stellen annehmen, für die sie überqualifiziert sind (Verhaest  
Omey, 2009), und die Bezahlung ist nicht höher, sondern geringer als in regulären 
Verträgen (Hagen, 2001). Junge Arbeitsuchende müssen diese Verträge akzeptie-
ren, weil sie dadurch  angesichts der Folgen für eine künftige Beschäftigung  noch 
immer besser gestellt sind als durch Arbeitslosigkeit (Baert et al., 2012) und temporä-
re Arbeitsplätze auch eher finden6); sie nehmen dafür in Kauf, dass sie dabei kaum 
unternehmensspezifische Ausbildung erhalten (Berton et al., 2009, Berton  Garibaldi, 
2012). 

Die Folgen für die Ausbildung sind vor allem deswegen problematisch, weil Zeitver-
träge, entgegen den Absichten der Europäischen Kommission7), keineswegs das er-
wartete Sprungbrett für einen regulären, also zeitlich unbegrenzten Vertrag bieten. 
Das ist bestenfalls in einigen Ländern, in geringem Ausmaß und unter günstigen Vor-
aussetzungen der Fall (Bruno et al., 2012). Abgesehen von der Art des Arbeitsmarkt-
regimes (Righi  Sciulli, 2009, Garrouste  Loi, 2011, Caroleo  Pastore, 2007) bzw. der 
Regulierung(sdifferenzen) zwischen den Vertragsarten (Gagliarducci, 2005) kommt 
es vor allem auf die Unterstützung durch die Arbeitsmarktbehörden (Nunziata  
Staffolani, 2007) und auf das Ausmaß aktiver Arbeitsmarktpolitik an (Brauns et al., 
1999, Scherer, 2004). Am ehesten lässt sich eine gewisse Sprungbrettfunktion in den 
nordeuropäischen Ländern finden (z. B. Schweden; Holmlund  Storrie, 2002), in de-
nen das Instrument nicht bloß zur rascheren Beschäftigung der Schulabgänger 
dient, sondern als ein breit eingesetztes Maßnahmenpaket der Arbeitsmarktpolitik 
fungiert, aber auch in den Niederlanden (Zijl et al., 2004) oder in Deutschland 
(Hagen, 2001). In Frankreich (Blanchard  Landier, 2002) und Spanien (Dolado et al., 
2002) fehlt jeder Ansatz einer Sprungbrettfunktion  ganz im Gegenteil: Die Zeitar-
beitskräfte sind in aufeinander folgenden Kurzarbeitsperioden unqualifizierter Arbeit 
(Barbieri  Scherer, 2009) gefangen, mit deren Dauer die Chance auf einen perma-
nenten Arbeitsplatz sogar sinkt (García-Pérez  Muñoz-Bullon, 2007)  die Insider 
bleiben Insider und die Outsider Outsider. In den südeuropäischen Ländern (Quintini 
et al., 2007) brachte die Dualisierung weder eine Verringerung der Arbeitslosigkeit 
noch eine raschere Beschäftigung der Schulabgänger. Sie erhöhte zwar die Flexibili-
tät des Arbeitsmarktes, doch zulasten der Jungen, der Frauen und der Ausbildung. 

1.2 Flexicurity und Produktivität 
Generell tendiert Arbeitsmarktregulierung  vor allem Beschränkung der Kündigun-
gen  dazu, die Produktivität zu senken (Jahn et al., 2012, S. 120). Die Arbeitsproduk-
tivität sinkt infolge der beschränkten Mobilität und der verzögerten Anpassung der 
Beschäftigung (Blanchard  Wolfers, 2000)8); zusätzlich sinkt aber auch die totale 
Faktorproduktivität (Autor et al., 2007, Bassanini et al., 2009, van Schaick  van de 
Klundert, 2013), da die Unternehmen, vor allem solche in allokationsintensiven Sekto-
ren, die Investitionen einschränken; Unternehmen mit Finanzierungsbeschränkungen 

                                                           
5)  Das ist vor allem deswegen problematisch, weil die Jugenderfahrungen die Lebenseinstellung bestimmen: 
Jugendliche, die in einer Rezession arbeitslos aufgewachsen sind, glauben mehr an Glück als an Leistung, 
sind für Umverteilung und Interventionen, aber vertrauen weniger auf öffentliche Einrichtungen (Giuliano  
Spilimbergo, 2009). 
6)  Berton  Garibaldi (2012) für Italien, de Graaf-Zijl et al. (2012) für die Niederlande und Bover  Gomez 
(2004) für Spanien; hingegen ist ein analoger Effekt in Frankreich (Blanchard  Landier, 2002) oder den USA 
(Hotchkiss, 1999) nicht festzustellen. 
7)  "Flexicurity lässt sich definieren als integrierte Strategie zur gleichzeitigen Stärkung von Flexibilität und Si-
cherheit auf dem Arbeitsmarkt. Bei der Flexibilität zum einen geht es um erfolgreiche "Übergänge" im Laufe 
des Lebens: von der Schule ins Arbeitsleben, von einer Arbeitsstelle zur anderen, zwischen Arbeitslosigkeit 
oder Nichterwerbstätigkeit und Beschäftigung sowie von der Berufstätigkeit in den Ruhestand" (Europäische 
Kommission, 2007). 
8)  Die Verteilung wird allerdings gleichmäßiger (Jahn et al., 2012). 
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sind davon besonders betroffen (Cingano et al., 2010). Dementsprechend tendiert 
generelle Deregulierung dazu, die Produktivität zu erhöhen, vor allem in den alloka-
tionsintensiven Branchen, ohne allerdings die Löhne nennenswert zu beeinflussen 
(Boeri, 2011, OECD, 2012), was die Gewinne steigen lässt. Eine auf die Deregulierung 
von Zeitverträgen beschränkte Liberalisierung hingegen senkt die Produktivität 
(Bassanini et al., 2009), vor allem wenn der Anteil der Zeitverträge ein bestimmtes 
Ausmaß übersteigt (Hirsch  Mueller, 2012). Dolado  Stucchi (2008) zeigen, wie die 
spanischen Reformen, die die Nutzung temporärer Verträge erleichterten, Allokation 
und Produktivität jedoch verschlechterten. Das hängt neben den oben angeführten 
Gründen einerseits damit zusammen, dass betriebliche wie überbetriebliche Ausbil-
dung vernachlässigt wurde (Brunello, 2006), andererseits dass dadurch Niedriglohn-
branchen relativ bessergestellt wurden und Produktivitätsfallen entstanden. 

1.3 Flexicurity und Volatilität 
Flexicurity soll den Arbeitsmarkt flexibler machen, einerseits um durch leichteren 
Wechsel des Arbeitsplatzes das Matching (Abgleich von Arbeitsplatzanforderungen 
und Qualifikation) und die Allokation zu verbessern, andererseits um das Arbeits-
platzangebot der Unternehmen zu stimulieren, die befürchten, neu aufgenommene 
Arbeitskräfte bei schwächerer Nachfrage nur schwer wieder kündigen zu können. 
Grundsätzlich steigert somit höhere Flexibilität Beschäftigung wie Produktivität. Wenn 
sie ein bestimmtes Ausmaß übersteigt, kehrt sich das allerdings um: Da die Unter-
nehmen Ausbildungskosten scheuen, wenn sie damit rechnen müssen, dass die Ar-
beitskräfte nach der Ausbildung zur Konkurrenz wechseln, sinkt die Produktivität. Das 
gesamtwirtschaftlich optimale Ausmaß an Volatilität liegt daher unter der betriebs-
wirtschaftlich optimalen; empirisch ist es allerdings nicht einfach zu quantifizieren. 

Duale Arbeitsmärkte erhöhen die Volatilität (Saint-Paul, 1996), und zwar aus mehre-
ren Gründen. Erstens steigt der Anteil der Zeitverträge, da befristete Arbeitsplätze 
einfacher zu finden sind und der Zwang für die Arbeitsuchenden größer ist, diese 
auch zu akzeptieren (Berton  Garibaldi, 2012); zweitens erhöhen Zeitverträge als 
solche die Volatilität, weil sie regelmäßig auslaufen. Drittens steigt die konjunkturbe-
dingte Volatilität: Strikte Regulierung erschwert Kündigungen und verstetigt dadurch 
die Beschäftigung, wie Messina  Vallanti (2007) anhand der Daten für 14 europäi-
sche Länder zeigen; zugleich verringert strikte Regulierung allerdings auch die Struk-
turanpassung, die zur Überwindung der Konjunkturschwäche erforderlich ist. 

Wie sehr das Ausmaß der Dualität des Arbeitsmarktes die Konjunktureinflüsse ver-
stärkt, zeigt ein Vergleich der Entwicklung in Frankreich und Spanien. Beide Länder 
haben ähnliche Arbeitsmarktinstitutionen, und die Arbeitslosenquote lag vor der Re-
zession gleichermaßen bei etwa 8%, stieg dann aber in Frankreich auf 10% und in 
Spanien auf 23%. Fast die Hälfte des Unterschiedes führen Bentolila et al. (2012) auf 
die größere Regulierungsdifferenz zwischen permanenten und Zeitverträgen (Kosten 
einer Kündigung) sowie auf die laxere Handhabung der Zeitvertragsregulierung in 
Spanien zurück. Costain et al. (2010) wie Messina  Vallanti (2007) schätzen, dass die 
Arbeitslosenquote auf den bestehenden dualen Arbeitsmärkten um fast ein Viertel 
stärker schwankt als auf einem Markt mit einem einheitlichen Arbeitsvertragstyp. In-
sofern trugen die asymmetrische Deregulierung des Arbeitsmarktes und die daraus 
resultierende rasche Zunahme der Zeitverträge zur derzeit hohen Arbeitslosenquote 
erheblich bei. Jahn  Bentzen (2010) gehen von einem gewissen Selbstregelungs-
mechanismus aus: Da Arbeitslose bei günstiger Konjunkturlage eher glauben wür-
den, rasch einen permanenten Arbeitsplatz zu finden, enge sich der Markt für Zeit-
verträge im Aufschwung automatisch ein. Das setzt allerdings nicht bloß einen kräf-
tigen Aufschwung voraus, sondern zugleich auch eine deutlich niedrigere Arbeitslo-
senquote, als sie derzeit in den meisten Ländern besteht. Da sich überdies einmal 
entstandene Institutionen tendenziell verfestigen, sollte man eher auf regulatorische 
Beschränkungen von Zeitverträgen setzen als auf vermutete automatische Aus-
gleichskräfte. 

1.4 Flexicurity und soziale Absicherung 
Für die zweite Säule der Flexicurity, die soziale Absicherung, fehlt es nicht bloß an in-
ternational vergleichbarer empirischer Evidenz, selbst das Konzept  Art und Umfang 
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der Kompensation  wird unzureichend diskutiert. Grundsätzlich sollte die negative 
Wirkung des verringerten Kündigungsschutzes auf die Arbeitsplatzsicherheit durch 
andere Maßnahmen kompensiert werden. Dass das mit finanziellen Mitteln kaum 
möglich ist, zeigen die Studien über Lebenszufriedenheit: Die Ersatzrate müsste ein 
Vielfaches des Einkommensverlustes ausmachen, um die psychologischen Folgen 
des Arbeitsplatzverlustes zu kompensieren (Blanchflower  Oswald, 2004, Boarini 
et al., 2012). Das Problem wird dadurch verschärft, dass selbst die generelle Verunsi-
cherung schon vor der Finanzmarktkrise erheblich zugenommen hat (Tichy, 2005), 
was Soziologie und Politologie schon sehr viel früher thematisierten als die Volkswirt-
schaftslehre9). Corneo (2014) illustriert das Verunsicherungspotential, das aus der zu-
nehmenden und zunehmend dauerhaften Arbeitslosigkeit resultiert: Nur 2% der 1935 
Geborenen machten bis zu ihrem 40. Lebensjahr die Erfahrung einer einjährigen Ar-
beitslosigkeit; unter den 1963 Geborenen waren es bereits 28%. Die Unsicherheit wird 
darüber hinaus immer intensiver wahrgenommen (Slovic, 1999). Unter diesen Voraus-
setzungen kann man nicht von einer einfachen und unproblematischen Substitution 
von Kündigungsschutz durch finanzielle Absicherung ausgehen. Es bedarf darüber 
hinausgehender Elemente, vor allem die Institutionen des Arbeitsmarktes betreffend; 
aktive Arbeitsmarktpolitik und das in Österreich und Deutschland jüngst verwendete 
Instrument der Kurzarbeit können als Beispiele angeführt werden; mehr dieser Art 
wäre erforderlich. 

  

Übersicht 3: Finanzielle Unterstützung der Arbeitslosen 
      
 Bruttoersatzrate1) Nettoersatzrate2) 
 1985 2007 1985 2007 

 In % In % 
      
Österreich 29,4 31,6 65,0 61,3 
Deutschland 28,3 23,7 66,5 65,6 
Dänemark 53,1 47,7 75,7 57,9 
Niederlande 54,6 33,9 86,9 70,1 
Schweden 27,9 32,4 82,2 64,3 
EU 143) 29,8 32,8 63,3 59,5 

Q: van Vliet  Nijboer (2012).  1) Bruttoeinkommen aus Arbeitslosenunterstützung in % des zuvor erzielten 
Bruttoerwerbseinkommens; ungewichteter Durchschnitt verschiedener Kombinationen von Erwerbsein-
kommen, Beschäftigungsepisoden und Haushaltstypen.  2) Nettoeinkommen aus Arbeitslosenunterstüt-
zung in % des Nettoerwerbseinkommens; ungewichteter Durchschnitt der Ersatzrate für zwei Haushaltsty-
pen (Single, Alleinverdiener mit zwei Kindern).  3) Österreich, Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, 
Deutschland, Griechenland, Irland, Italien, Niederlande, Portugal, Spanien, Schweden, Großbritannien. 
  

Entgegen dem Konzept der Flexicurity wurde der finanzielle Teil der sozialen Absiche-
rung parallel zum Abbau des Kündigungsschutzes sogar verringert. Die diesbezügli-
che empirische Evidenz ist allerdings dürftig. van Vliet  Nijboer (2012) bieten zumin-
dest grobe Ansatzpunkte für einen internationalen Vergleich der Arbeitslosenunter-
stützung (Übersicht 3). Die Bruttoersatzrate ergibt sich in ihrer Schätzung als 
ungewichteter Durchschnitt der Ersatzrate in verschiedenen Betroffenheitstypen 
(Einkommensniveau, Familienstand, Dauer usw.); die Nettoersatzrate, die auch Be-
steuerung, Familienleistungen usw. erfasst, bezieht sich auf einen durchschnittlichen 
Arbeiter zu Beginn der Arbeitslosigkeitsepisode. Obwohl die beiden Maßzahlen nicht 
streng vergleichbar sind und bloß die Periode vor der Finanzmarktkrise betreffen, 
zeigen sie doch zweierlei: erstens dass die Bruttoersatzrate überall erheblich höher ist 
als die Nettoersatzrate und dass sich beide über die Zeit vielfach in unterschiedliche 
Richtung bewegen; zweitens dass die Implementierung der Flexicurity sehr einseitig 
erfolgte. Die Arbeitsmärkte wurden, wie Übersicht 2 zeigt, in der Periode 1985/2008 
erheblich dereguliert, vor allem hinsichtlich der Zeitverträge, schwächer für reguläre 
Verträge. Die finanzielle Absicherung der Arbeitslosen wurde hingegen selbst in Dä-
nemark und den Niederlanden, den zwei Ländern mit ausgebautem Flexicurity-
System eingeschränkt; insofern darf man die generelle Deregulierung in dieser Peri-

                                                           
9)  Luhmann (1988) spricht vom "Verlust des Systemvertrauens", Habermas (1985) von der "neuen Unüber-
sichtlichkeit", Beck (1986) von der "Risikogesellschaft". 



FLEXICURITY  
 

544 WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(8), S. 537-553 WIFO 

ode nicht als Flexicurity maskieren. In Österreich, wo die Deregulierung eher 
schwach, und in Deutschland, wo sie markant ausgeprägt war, war allerdings bloß 
ein mäßiger Sozialabbau zu verzeichnen. Entgegen mancher Evidenz dürfte sich in 
den hier untersuchten Ländern seither wenig geändert haben: Das Niveau von Re-
gulierung und sozialer Absicherung änderte sich in der Finanzmarktkrise kaum; die 
auffälligste Anpassung war die Unterstützung von Kurzarbeit in Österreich, Deutsch-
land und den Niederlanden (Europäisches Beschäftigungsobservatorium, 2011). 

Österreichs Ausgaben für arbeitsmarktpolitische Absicherung i. w. S. erreichen gera-
de den EU-Durchschnitt; in den Niederlanden und vor allem in Dänemark sind sie 
deutlich höher, in Deutschland erheblich niedriger. Das österreichische Ergebnis 
spiegelt zum Teil die niedrigere Arbeitslosenquote, die geringere Aufwendungen für 
Unterstützungszahlungen erfordert, zum Teil aber auch die mäßigen Ausgaben für 
aktive Arbeitsmarktpolitik, die durch höhere Aufwendungen für Frühpensionen nicht 
kompensiert werden. 

Als ein relativ neues und vermutlich wirkungsvolles Instrument der sozialen Absiche-
rung durch Verringerung der Arbeitsplatzunsicherheit in Österreich muss die Kurzar-
beitsunterstützung durch die öffentliche Hand erwähnt werden. Sie beruht auf einer 
Einigung zwischen Gewerkschaft, jeweiligem Fachverband, AMS und Betriebsrat, in 
der die wesentlichen Details ausverhandelt werden. Da Kurzarbeit mit Lohnkürzun-
gen verbunden ist, müssen die betroffenen Arbeitskräfte zustimmen. Die Höhe der 
Kurzarbeitsunterstützung entspricht mindestens dem fiktiven Arbeitslosengeld für die 
ausgefallenen Stunden. Berücksichtigt werden darin der Wochen- bzw. der Monats-
verdienst, der Alleinverdienerabsetzbetrag und die Zahl der Kinder, für die Familien-
beihilfe bezogen wird. Die Kurzarbeit ist stets befristet, kann in begründeten Fällen 
aber verlängert werden. 

1.5 Flexicurity und Leiharbeit 
Gegenüber Zeitverträgen hat Leiharbeit einige Vorteile: Die Wahrscheinlichkeit einer 
Ausbildung der Beschäftigten ist größer (Autor, 2001, Bassanini  Brunello, 2007): In 
Skandinavien haben etwa die Hälfte der Leiharbeitskräfte eine abgeschlossene se-
kundäre Ausbildung, in Südeuropa und den Niederlanden immerhin ein Drittel (CIETT, 
2012). Ein relativ großer Teil der Leiharbeitskräfte hat einen permanenten Vertrag 
(Übersicht 4) und erhält damit zumeist auch dann eine gewisse Bezahlung, wenn sie 
gerade nicht "verliehen" sind. Leiharbeit bietet auch eher als Zeitverträge ein 
Sprungbrett in permanente Beschäftigung (Jahn  Rosholm, 2012). Wegen der ten-
denziell besseren Aus- und Weiterbildung und der höheren Flexibilität steigert Leihar-
beit, im Gegensatz zu Zeitarbeit, die Produktivität zumindest auf kurze und mittlere 
Sicht; für einen längeren Horizont gilt das allerdings nicht, weil weniger Humankapital 
gebildet wird als auf Dauerarbeitsplätzen. Insofern finden Hirsch  Mueller (2012) für 
Deutschland einen U-förmigen Verlauf: Ein zu niedriger wie ein zu hoher Anteil der 
Leiharbeit senkt die Produktivität. Unter den Bedingungen wie in Deutschland wäre 
ein Anteil von rund einem Zehntel produktivitätsoptimal. Tatsächlich ist der Anteil al-
lerdings viel geringer. 
  

Übersicht 4: Anteil der Leiharbeitskräfte an der Gesamtbeschäftigung 2006/2010 
     
 Permanente Verträge Befristete Verträge Summe 
 In % 
     
Österreich  1,6 0,2 1,8 
Deutschland 1,6 0,7 2,3 
Dänemark 0,9 0,4 1,3 
Niederlande 0,5 3,0 3,5 
Schweden 0,7 0,4 1,1 

Q: OECD (2013A), S. 89f. 
  

Wie Leiharbeit auf die Gesamtbeschäftigung wirkt, ist unklar. Sicherlich dient sie in 
erheblichem Maße dem Ausgleich konjunkturbedingter Schwankungen (CIETT, 
2012). Verglichen mit einer Situation, in der die Unternehmen aufgrund überwiegend 
permanenter Anstellungsverhältnisse und zur Wahrung des betrieblichen Humanka-
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pitals ihre Beschäftigten im Abschwung nicht entlassen, wirkt die "Alternative" Leih-
arbeit eher negativ auf die Gesamtbeschäftigung. Verzichten die Unternehmen im 
Aufschwung hingegen auf die Einstellung zusätzlichen Fixpersonals aus Sorge, diese 
im Abschwung nicht oder nur zu hohen Kosten entlassen zu können, dann wirkt die 
Möglichkeit auf Leiharbeit auszuweichen beschäftigungssteigernd. 

Probleme mit Leiharbeit können sich ergeben, wenn sie zu locker geregelt ist, sodass 
die Unternehmen permanente Arbeitsplätze durch dauerhafte Leiharbeit ersetzen. 
Vor allem in Deutschland, wo die Leiharbeitskräfte deutlich länger im jeweiligen Un-
ternehmen tätig sind als in den meisten anderen Ländern (CIETT, 2012), dürfte das 
der Fall sein. Insofern darf die Leiharbeit nicht lockerer geregelt sein als permanente 
Verträge; vor allem muss die Zeitdauer des jeweiligen Einsatzes begrenzt sein, und 
Kettenverträge sollten unterbunden werden. 

1.6 Zusammenfassung 
Das Konzept der Flexicurity geht von einer Substituierbarkeit zwischen Arbeitsplatzsi-
cherheit und sozialer Absicherung aus. Abgesehen davon, dass die Verringerung 
der Arbeitsplatzsicherheit finanziell kaum kompensiert werden kann und daher durch 
andere Instrumente ergänzt werden muss, entsprach auch die Realisierung keines-
wegs dem Konzept: Statt mit einer Zunahme war die Deregulierung des Arbeitsmark-
tes mit einer Abnahme der finanziellen sozialen Absicherung verbunden, und die 
überproportionale Deregulierung der Zeitverträge ließ duale Arbeitsmärkte entste-
hen. In dieser Form der Umsetzung bewirkt Flexicurity primär eine Substitution von 
permanenten durch Zeitverträge, und die erhofften Vorteile verkehren sich in Nach-
teile für Beschäftigung und Produktivität; die Sprungbrettfunktion für Jugendliche 
bleibt aus. 

Aus den Charakteristika der Flexicurity ergibt sich einerseits, dass sie mit dualen Ar-
beitsmärkten unvereinbar ist (d. h. dass unter diesen Voraussetzungen die Nachteile 
bei weitem überwiegen), andererseits dass Flexicurity mit symmetrischer (De-)Regu-
lierung und entsprechender (über das Finanzielle hinausgehender) sozialer Absiche-
rung zwar als Instrument der Ordnungspolitik zu empfehlen ist, als Instrument zur Be-
kämpfung von Arbeitslosigkeit in Krisen aber ungeeignet ist. Beide Erkenntnisse wur-
den in der Vergangenheit fast überall ignoriert. 

2. Arbeitsplatz- und Lebenszufriedenheit auf dualen Arbeitsmärkten 
Wie die Literaturübersicht zeigt, fördert Flexicurity in Form einer Bevorzugung von 
Zeitverträgen das Entstehen dualer Arbeitsmärkte und erreicht keines ihrer Ziele: kei-
ne Ausweitung der Beschäftigung, sondern Substitution permanenter durch Zeitar-
beitsplätze, keine Einstiegshilfe in dauerhafte Beschäftigung, aber Senkung der Pro-
duktivität und Verstärkung der konjunkturellbedingten Schwankungen der Arbeitslo-
sigkeit. Wie steht es aber um ihre Wirkung auf die Lebenszufriedenheit? Das Konzept 
der Flexicurity geht ja davon aus, dass die lockerere Regulierung durch höhere sozia-
le Sicherheit kompensiert werden kann. 

Die Folgen der Strenge sowie der Art und des Ausmaßes verschiedener Formen der 
Regulierung wie auch der Flexicurity auf die Arbeitsplatz- und Lebenszufriedenheit 
waren lange umstritten; striktere Regulierung als solche erhöht nach manchen Stu-
dien die Lebenszufriedenheit, nach anderen senkt sie sie. Gleichermaßen differieren 
frühere Studien über die Wirkung von unterschiedlichen Formen der Regulierung auf 
Arbeitsplatz- und Lebenszufriedenheit; Survey-Artikel sprechen von inkonsistenter und 
unklarer Evidenz (De Cuyper et al., 2008, Jahn et al., 2012). Ein Teil der Studien findet 
 erwartungsgemäß , dass sich Beschäftigte mit permanentem Vertrag sicherer füh-
len (Clark  Postel-Vinay, 2005) bzw. dass Zeitverträge die Zufriedenheit markant sen-
ken (Clark  Oswald, 1996, Origo  Pagani, 2009). Andere Studien hingegen finden 
keine zufriedenheitsmindernde Wirkung von Zeitverträgen (Bardasi  Francesconi, 
2004, de Graaf-Zijl et al., 2012, Green  Heywood, 2011), nicht zuletzt weil manche 
die geringere Zufriedenheit der Zeitarbeitskräfte mit deren geringerer Qualifikation 
erklären. Wie Sverke  Hellgren  Näswall (2006) und Knabe  Rätzel (2011) zeigen, 
hängt die Zufriedenheit eng mit der Arbeitsplatzsicherheit zusammen; das hilft je-



FLEXICURITY  
 

546 WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(8), S. 537-553 WIFO 

doch insofern kaum weiter, weil es auf die wahrgenommene Arbeitsplatzsicherheit 
ankommt (Origo  Pagani, 2009, Jahn et al., 2012, Chadi  Hetschko, 2013), die von 
der tatsächlichen deutlich abweichen kann (Origo  Pagani, 2009, Tichy, 2014). 

Inzwischen hat sich allerdings gezeigt, dass die Frage nach dem Zusammenhang 
zwischen Flexicurity und Zufriedenheit differenzierter gestellt werden muss: Es kommt 
erstens nicht bloß auf die Regulierung, sondern auf die Relation von Regulierung 
(Kündigungsbeschränkungen) zu sozialer Absicherung (Arbeitslosenunterstützung 
usw.) an, zweitens auf den betrachteten Zeithorizont und drittens auf die Art der Re-
gulierung. 

Die Relation von Kündigungsbeschränkungen zu Arbeitslosenunterstützung ist inso-
fern relevant, als beide zum Schutz der Arbeitskräfte vor Arbeitslosigkeit beitragen. 
Wie Clark  Postel-Vinay (2005) für 12 europäische Länder und Trevisan (2007) für 
Spanien zeigen, trägt die Höhe der Arbeitslosenunterstützung zum Sicherheitsgefühl 
durchaus bei; da aber in Ländern mit strikten Kündigungsbeschränkungen die Ar-
beitslosenunterstützung zumeist eher niedrig ist (Boeri et al., 2003), ist dort die Zufrie-
denheit trotz der strikteren Kündigungsbeschränkungen geringer. Maßgebend für 
die geringere Zufriedenheit ist somit nicht die Regulierung, sondern die mangelnde 
finanzielle Absicherung der Arbeitslosen. 

Der Zeithorizont der jeweiligen Untersuchung ist insofern relevant, als das Finden ei-
nes (neuen) Arbeitsplatzes die Zufriedenheit sofort steigen lässt (Chadi  Hetschko, 
2013); dieser "Honeymoon-Hangover"-Effekt (Boswell et al., 2005) klingt gemäß dem 
Adaptationseffekt allerdings rasch ab. Da in Ländern mit einem hohen Anteil von 
Zeitverträgen und Leiharbeit infolge der kurzen Laufzeit der Verträge Arbeitsplatz-
wechsel sehr viel häufiger stattfinden als in Ländern mit dominierenden Dauerar-
beitsverhältnissen, hat dort der Honeymoon-Effekt größere Bedeutung; dementspre-
chend ist dort der Anteil von Beschäftigten, die zumindest kurzfristig zufrieden sind, 
höher. 

Die wohl wichtigste Erklärung der unterschiedlichen Ergebnisse zur Arbeitsplatzzufrie-
denheit ist jedoch der je nach Regulierung unterschiedliche Charakter der Zeitver-
träge. In Ländern mit einheitlichen Vorschriften für unbegrenzte wie für Zeitverträge 
können wie erwähnt Arbeitgeber wie Arbeitskräfte die für ihre jeweiligen Bedürfnisse 
geeignete Form wählen. In diesem Fall, der etwa für die USA und Großbritannien mit 
ihrem wenig regulierten Arbeitsmarkt zutreffen dürfte, sind Arbeitskräfte mit Zeitver-
trägen keineswegs unzufriedener; sie haben diese Form bewusst gewählt, etwa weil 
sie in ihren Lebensplan besser passt oder wegen der höheren Bezahlung. Ganz an-
ders auf dualen Arbeitsmärkten, also bei deregulierter Zeitarbeit: Dort gelingt es den 
Arbeitgebern, die für sie günstigeren Zeitverträge durchzusetzen, solange es ein 
Überangebot an Arbeitskräften gibt. Den Arbeitskräften bleibt keine Wahlmöglich-
keit; sie müssen die in diesem Fall stets auch finanziell weniger günstigen Verträge 
akzeptieren und sind natürlich weniger zufrieden. 

3. Erfahrungen mit Flexicurity in Dänemark 
Die an sich sehr weitgehend realisierte Flexicurity in Dänemark ist aus zwei Gründen 
als Referenzmodell wenig geeignet: Erstens wurde Flexicurity dort nicht als (ablauf-
politisches) Instrument zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit geschaffen, sondern hat 
sich in einem langen Prozess der Sozialpartnerverhandlungen als ordnungspolitische 
Institution entwickelt (Burroni  Keune, 2011). Man bezeichnet Flexicurity in Dänemark 
als "Golden Triangle"10). Neben liberaler Arbeitsmarktpolitik und großzügiger Arbeits-
losenunterstützung gehört zu diesem Konzept als unverzichtbare dritte Komponente 
eine aktive Arbeitsmarktpolitik. Charakteristisch ist nicht bloß, dass die dänische Ar-
beitsmarktregulierung im europäischen Vergleich relativ liberal ist, sondern vor allem 
dass die Zeitverträge nicht weniger strikt reguliert sind als permanente Arbeitsver-

                                                           
10)  http://denmark.dk/en/society/welfare/flexicurity/. 
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hältnisse; die Regulierungsunterschiede ("Dualität"; Übersicht 1) sind deutlich kleiner 
als in den europäischen Vergleichsländern. 

Zweitens eignet sich Dänemark deswegen kaum als Referenzmodell, weil der 
Flexicurity-Ansatz mit steigender Arbeitslosigkeit auch dort eher eingeschränkt als 
ausgeweitet wurde. Die Regulierungsdifferenz zwischen regulären und Zeitverträgen 
wurde eher größer und die Ersatzrate brutto wie netto verringert. Allerdings gehört 
die Bruttoersatzrate nach den Schätzungen von van Vliet  Nijboer (2012) nach wie 
vor zu den höchsten in Europa, wenn auch die (durchschnittliche) Nettoersatzrate 
wegen des progressiven Charakters des Unterstützungssystems11) viel niedriger aus-
fällt (Übersicht 3)12). Die Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik wurden in Dänemark 
mit steigender Arbeitslosigkeit allerdings ausgeweitet (van Vliet  Nijboer, 2012, 
S. 11). 

Die liberale Regulierung des dänischen Arbeitsmarktes schlug sich in einer höheren 
Mobilität nieder: Rund ein Viertel der außerhalb des öffentlichen Dienstes Beschäftig-
ten wechselt jährlich den Arbeitsplatz13); das geht vermutlich über das optimale 
Maß hinaus und dämpft die Produktivität14). Dass die höhere Volatilität nicht die Un-
sicherheit erhöht und die Zufriedenheit der Arbeitskräfte dämpft, ist der großzügigen 
Arbeitslosenunterstützung und der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu danken. In diesem 
Zusammenhang kann nicht auf das dänische Modell der Arbeitslosenversicherung 
eingegangen werden, die grundsätzlich freiwillig ist und von den Sozialpartnern or-
ganisiert wird15). Arbeitslose der untersten Lohngruppen erhalten bis zu 90% des letz-
ten Einkommens; die höchstmögliche Bezugsdauer wurde allerdings schrittweise von 
vier auf zwei Jahre verkürzt. Wer keine Berechtigung zum Bezug von Arbeitslosengeld 
aus der freiwilligen Arbeitslosenversicherung hat, kann jedoch ersatzweise von der 
jeweiligen Gemeinde eine recht hohe, bedarfsgesteuerte Sozialhilfe beziehen. Da 
der Kompensationsgrad der Arbeitslosenversicherung wie der Sozialhilfe gerade für 
jene sehr hoch ist, die das größte Arbeitsplatzrisiko tragen, ergibt sich eine entspre-
chend höhere Einkommenssicherheit. 

Die aktive Arbeitsmarktpolitik, die dritte Säule der dänischen Flexicurity, wird von der 
politischen wie auch von der wissenschaftlichen Flexicurity-Literatur gerne überse-
hen. Dänemark gibt dafür etwa 1½% seines BIP aus. Nach Ablauf des ersten Jahres 
der Arbeitslosigkeit müssen Arbeitslose und Arbeitsagentur aktive Maßnahmen er-
greifen, den unter 30-Jährigen soll bereits nach spätestens sechs Monaten ein Akti-
vierungsangebot gemacht werden. Bei Verweigerung kann das örtliche Jobcenter 
Sanktionen setzen. 

Grundsätzlich hat sich der gewählte Ansatz in Dänemark bewährt. Lebens- und Ar-
beitszufriedenheit halten europäische Spitzenwerte: Auf einer vierstufigen Skala er-
reicht die Arbeitszufriedenheit in Dänemark mit 3,39 den höchsten Wert unter 31 eu-
ropäischen Ländern, vor Großbritannien, Norwegen, der Schweiz sowie an fünfter 
Stelle Österreich mit 3,26 (Hanglberger, 2010). Die aktive Arbeitsmarktpolitik wird als 
erfolgreich beurteilt (Blache, 2008), wenn auch Andersen  Svarer (2012) den Ertrag 
relativ zum Aufwand in Frage stellen. 

Verglichen mit Österreich (siehe Kapitel 4) ist das dänische System jedoch nicht aus-
geprägt erfolgreicher. Die Arbeitslosenquote ist in Österreich deutlich niedriger (5% 

                                                           
11)  Für den Umfang des Arbeitslosengeldes gilt eine Obergrenze. Je höher das Einkommen, desto geringer 
fällt daher die Lohnkompensation aus. Für gut verdienende Arbeiter bzw. Arbeiterinnen mit Fachausbildung 
oder Ingenieur bzw. Ingenieurinnen beträgt das Arbeitslosengeld in der Regel weniger als 60% des letzten 
Einkommens. Da die Gruppen mit dem niedrigsten Einkommen das höchste Arbeitslosigkeitsrisiko tragen, 
sieht man es in Dänemark für angemessen an, dass diese Gruppen im Falle des Arbeitsplatzverlustes auch 
die höchste Lohnkompensation erhalten. 
12)  Dabei ist allerdings zu beachten, dass van Vliet  Nijboer (2012) die im Folgenden erwähnte bedarfsge-
steuerte Sozialhilfe nicht berücksichtigen (können). 
13)  http://denmark.dk/en/society/welfare/flexicurity/. 
14)  Siehe dazu Kapitel 1.3. 
15)  Dänemark sah nie eine gesetzliche Sozialversicherung vor, sondern ursprünglich rein private Vorsorgeein-
richtungen der Gewerkschaften und Berufsverbände. Erst im Jahr 1969 wurden diese einer begrenzten staat-
lichen Aufsicht unterworfen. 80% der Erwerbstätigen sind Mitglied in einer der über 30 (zumeist gewerk-
schaftsnahen) Arbeitslosenkassen. 
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gegenüber 7%), ebenso die Jugendarbeitslosenquote (9% gegenüber 13%), die Ar-
beitslosenquote der Älteren hingegen trotz Frühpensionierungen höher (25% gegen-
über 19%). Die Mobilität der Arbeitskräfte ist in Österreich erheblich geringer: Bloß 
etwa 6% der Unselbständigen wechseln pro Jahr den Arbeitsplatz, verglichen mit 
24% in Dänemark; der Anteil der Beschäftigten, die an einen Wechsel des Arbeits-
platzes denken, ist in Dänemark viermal zu hoch wie in Österreich. Das Korrelat der 
geringeren Mobilität in Österreich sind eine längere Beschäftigungsdauer und besse-
re Aufstiegschancen im Betrieb (13% gegenüber 3%). Vor allem im Produktionsbe-
reich ist in Österreich die Arbeitsproduktivität höher, und der Strukturwandel in Rich-
tung Hochlohnbranchen ist rascher (OECD, 2013B). 

Die Länderprüfung der OECD (2014) bestätigt Dänemarks günstige Position nach 
den meisten Dimensionen der Wohlfahrt. Allerdings habe die trotz hoher Forschungs- 
und Entwicklungsausgaben innovationsbedingt schwache Entwicklung der Produkti-
vität die Einkommenslücke zu den führenden OECD-Ländern in letzter Zeit steigen 
lassen. Maßgebend dafür sei der geringe Anteil hochqualifizierter Arbeitskräfte im 
privaten Sektor, offenbar Folge der aus der hohen Mobilität resultierenden Ausbil-
dungsprobleme. Auch kritisiert die OECD, dass die Beschäftigungsquote zwar hoch 
sei, die Anreize für Nichtbeschäftigte einen Arbeitsplatz anzunehmen jedoch gering 
wären; allerdings hätten die schrittweise Verkürzung der Dauer der Arbeitslosenun-
terstützung von vier auf zwei Jahre zwischen 2013 und 2017 sowie verschiedene Ein-
gliederungsprogramme inzwischen teilweise Abhilfe geschaffen. 

Insgesamt erscheint der dänische Flexicurity-Ansatz der Arbeitsmarktpolitik dem ös-
terreichischen jedenfalls nicht auffallend überlegen; allerdings wird im Folgenden 
gezeigt, dass sich der österreichische Ansatz vom dänischen weniger unterscheidet 
als von anderen europäischen, insbesondere vom deutschen. 

4. Regulierung und dualer Arbeitsmarkt in Österreich 
Wie die meisten anderen kennt auch der österreichische Arbeitsmarkt unterschiedli-
che Regulierungen für permanente, befristete und Leiharbeitsverträge. Im OECD-
Vergleich erscheint die Regulierung jeweils mittelstark (Übersicht 5). Bezüglich der 
Regulierung individueller Kündigungen sowie befristeter Verträge hält Österreich den 
9. Rang unter 23 OECD-Ländern, hinsichtlich kollektiver Kündigungen (infolge der 
Voranmeldungspflicht) Rang 11, hinsichtlich Leiharbeit Rang 16, was dem OECD-
Durchschnitt entspricht. Der jeweils mittlere Rang in Bezug auf die Regulierung per-
manenter wie befristeter Verträge verschleiert allerdings, dass die "Dualität", die Dif-
ferenz zwischen den Regulierungen beider Vertragsarten, in Österreich zwar stärker 
ausgeprägt ist als in Dänemark, aber schwächer als in vergleichbaren Ländern 
(Übersicht 5): Gemäß der sechsstufigen Notenskala der OECD erreicht Österreich 
hinsichtlich der Regulierung der individuellen Kündigung permanenter Verträge wie 
befristeter Verträge die relativ guten Noten von 2,4 und 1,7. Das weist auf eine rela-
tiv zu europäischen Vergleichsländern liberale Regulierung hin; obwohl befristete 
Verträge lockerer reguliert sind als permanente, ist die "Dualität" markant schwächer 
ausgeprägt als etwa in Deutschland16). Daher sind auch schwächere Verzerrungen 
als in Deutschland oder in den Niederlanden zu erwarten, wenngleich stärkere als in 
Dänemark oder Finnland. Die OECD (2013B, S. 84) betont dementsprechend, Öster-
reich habe "one of the most flexible employment protection legislations in Europe". 

Im Einzelnen ist die Regulierung von kollektiven Kündigungen und Leiharbeit in Öster-
reich relativ zu den Vergleichsländern eher strikt, hinsichtlich "notice and severance 
pay" sowie "procedural inconvenience" individueller Kündigungen hingegen relativ 
locker. Dänemark hingegen, das Bezugsland betreffend Flexicurity, reguliert "notice 
and severance pay" sowie Zeitverträge streng, "difficulty of dismissal" hingegen lo-
cker; insgesamt sind permanente Verträge in Österreich etwa in gleichem Maße ge-

                                                           
16)  Das gilt auch, wenn man die Regulierung der kollektiven Kündigungen einbezieht (Spalte (8) in Über-
sicht 5). 
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regelt wie in Dänemark, Zeitverträge hingegen merklich lockerer. Die Ähnlichkeit der 
Position laut OECD-Regulierungsindex (EPL) und Dualitätsmaß ergibt sich somit aus 
recht unterschiedlichen Komponenten. 

  

Übersicht 5: Arbeitsmarktregulierung 2013 im Detail 
           
 Permanente Verträge Befristete 

Verträge 
"Dualität" Leiharbeit 

 Notice and 
severance 

pay 

Procedural 
incon-

venience 

Difficulty of 
dismissal 

EPL Collective 
dismissal 

Gesamtnote 

 (1) (2) (3) (4) = (1) + (2) 
+ (3) 

(5)  (6) = (4) + (5) (7) (8) = (6)  (7) (9) 

 OECD-Regulierungsindex EPL 
          
Österreich 0,9 2,5 3,0 2,0 3,2 2,4 1,7 0,7 2,5 
Deutschland 1,8 3,5 2,8 2,7 3,8 3,0 0,7 2,3 2,7 
Dänemark 2,1 3,0 1,2 2,0 2,9 2,3 2,3 0,0 1,2 
Niederlande 1,7 4,0 2,8 2,9 3,2 3,0 1,0 2,0 1,5 
Schweden 1,6 3,0 3,0 2,5 2,8 2,5 0,7 1,8 1,7 
Finnland 1,1 2,8 3,4 2,4 1,8 2,1 2,0 0,1 1,9 
Norwegen 1,0 2,5 3,2 2,2 2,8 2,3 3,5  – 1,2 3,3 

Q: OECD (2013A), S. 78-90. 1 . . . schwache Regulierung, . . ., 6 . . . starke Regulierung. 
  

Dass Zeitverträge in Österreich deutlich weniger reguliert sind als permanente, Leih-
verträge hingegen sogar strikter  damit aber auch strenger als Zeitverträge , ist 
angesichts der relativ zu Leihverträgen größeren Problematik der Zeitverträge eine 
wenig vorteilhafte Lösung. Wie oben erwähnt und von einem Großteil der Literatur 
gefordert, wäre eine einheitliche Regulierung aller Formen von Arbeitsverträgen vor-
teilhaft oder jedenfalls ein Gefälle der Regulierungsstrenge von Zeit- über Leih- zu 
permanenten Verträgen. Insofern ist es problematisch, dass die Zahl der Zeitverträge 
in Österreich höher ist als die der Leiharbeitsverhältnisse: 2012 arbeiteten etwa 9½% 
der österreichischen Beschäftigten unter dieser Vertragsform (Europäische Kommis-
sion, 2014), somit mehr als 340.000 Personen. Leiharbeit hingegen leisteten knapp 
80.000 Arbeitskräfte, weniger als 2½% der Beschäftigten insgesamt, davon 23.000 
ausländische Arbeitskräfte (Bundesarbeitskammer, 2013). Im internationalen Ver-
gleich sind das eher niedrige Werte; sie gewinnen jedoch an Dramatik, wenn man 
Altersverteilung und Dynamik berücksichtigt: Von den 15- bis 24-Jährigen sind nach 
Eurostat (2011, S. 27) in Österreich 35% im Weg von Zeitverträgen beschäftigt, mehr 
als in Dänemark (22%), aber erheblich weniger als in Deutschland (53%)17). Zwischen 
2002 und 2012 erhöhte sich der Anteil der Arbeitskräfte mit Zeitverträgen gemäß 
OECD18) in Österreich von 7,4% auf 9,3% und in Deutschland von 12,0% auf 13,9% (in 
Dänemark sank er dagegen von 10,2% auf 8,5%); der Anteil der Leiharbeit stieg in 
Österreich gemäß Bundesarbeitskammer (2013) zwischen 2009 und 2012 um mehr 
als ein Drittel von 1,7% auf 2,3%. 

Insgesamt sind die Verzerrungen durch asymmetrische Regulierung des Arbeitsmark-
tes in Österreich geringer als in den meisten anderen Ländern. Das traditionelle Mo-
dell des Dauerarbeitsplatzes konnte hier besser verteidigt werden: Die Beschäfti-
gungsverhältnisse dauern hier selbst statistisch überdurchschnittlich lang (OECD, 
2013B, S. 84f), tatsächlich wegen der Kündigungen mit Einstellungszusagen zum Teil 
noch länger (Huber  Smeral, 2006, Stiglbauer, 2006)19). In der jüngsten Rezession 
blieben die Kündigungen unterdurchschnittlich (Altomonte et al., 2012), weil man 
sich auf Kurzarbeit stützte. Bloß Unternehmen mit junger und/oder weniger qualifizier-
ter Belegschaft bauten Personal ab; kleine und mittlere Unternehmen vermieden 
Kündigungen mittels Kurzarbeit und Arbeitsstiftungen (Hölzl, 2012, zitiert nach OECD, 
2013B, S. 83). Insofern überrascht auch wenig, dass die Zufriedenheit mit den Ar-

                                                           
17)  Anders als in Österreich ist es daher dort gerechtfertigt, von einer  mit mäßig oder nicht honorierten Zeit-
verträgen bezahlten  "Generation Praktikum" zu sprechen. 
18)  http://stats.oecd.org/Index.aspx?DataSetCode=TEMP_I. 
19)  Indiz dafür ist, dass 10% der österreichischen Unternehmen für 50% des "labour turnover" sorgen 
(Pichelmann  Hofer, 1999). 
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beitsbedingungen hoch ist (Eurofund, 2012). Allerdings ist das Bild des österreichi-
schen Arbeitsmarktes, wie wohl auch anderswo, dadurch geschönt, dass ein Teil der 
Arbeitslosen in eine problematische Pseudo-Selbständigkeit gedrängt wurde. 

5. Zusammenfassung 
Flexicurity wird als "integrierte Strategie zur gleichzeitigen Stärkung von Flexibilität und 
Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt" von der EU wie in der wirtschaftspolitischen Diskus-
sion als Instrument zur Überwindung der gegenwärtigen Arbeitsmarktschwäche ge-
sehen; dabei wird auf den angeblichen Erfolg dieses Instruments in Dänemark ver-
wiesen. Tatsächlich dient dieses Konzept relativ geringer Arbeitsmarktregulierung 
und hoher sozialer Absicherung in Dänemark als ordnungspolitischer Rahmen, wurde 
jedoch nie als (ablaufpolitisches) Instrument zum Abbau der Arbeitslosigkeit einge-
setzt. Vielmehr wurde mit steigender Arbeitslosigkeit die soziale Absicherung sogar 
eingeschränkt. In den anderen OECD-Ländern wurde "Flexicurity" in der Form einsei-
tiger Deregulierung der Zeitverträge realisiert, ohne die soziale Absicherung der da-
von Betroffenen zu verbessern. Dadurch entstanden duale Arbeitsmärkte, die primär 
zur Substitution permanenter durch Zeitverträge führten und auf Beschäftigung, Pro-
duktivität und Ausbildung eher negativ wirkten. Statt als Sprungbrett für den Einstieg 
in den Arbeitsmarkt zu wirken, diskriminieren sie Jugendliche massiv.  

Der Versuch, durch Deregulierung von Zeitverträgen den Einstieg in den Arbeits-
markt zu erleichtern und Arbeitslosigkeit abzubauen, ist ein grundsätzlich falscher 
und kontraproduktiver Ansatz. Zeitverträge müssten eher strikter reguliert werden als 
permanente; sofern eine weitere Flexibilisierung des Arbeitsmarktes für notwendig 
gehalten wird, ist Leiharbeit wohl ein weniger ungünstiger Ansatz. Doch auch sie 
darf nicht lockerer reguliert werden als permanente Verträge. 
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1. Theoretische Ansätze zum Zusammenhang zwischen Lohnverhandlungssystemen und 
makroökonomischer Performance 

Ein Zusammenhang zwischen sozialpartnerschaftlicher Intensität eines Lohnverhand-
lungssystems und makropolitischen Kennzahlen lässt sich aus einer Reihe von Litera-
tursträngen und Theoriegebäuden ableiten1). Verschiedene Ansätze innerhalb der 
Theorie industrieller Beziehungen (z. B. Flanagan, 1999, Aidt  Tzannatos, 2008) legen 
etwa nahe, dass ein hoher Grad an Zentralisierung bzw. an Koordination von Lohn-
verhandlungen, wie er Sozialpartnerschaften zugeschrieben wird, tendenziell mit 
niedrigerer Arbeitslosigkeit, höherer Reallohnflexibilität sowie geringerer Lohnsprei-
zung verbunden ist. Eine wichtige Ursache dafür liegt in der Fähigkeit sozialpartner-
schaftlicher Strukturen, negative Spillover-Effekte von Lohnsteigerungen in einer 
Branche auf Arbeitskräfte anderer Branchen, welche z. B. durch die Verteuerung 
von Gütern und Leistungen ausgelöst werden, zu internalisieren (Calmfors, 1993). 

Im Gegensatz dazu implizieren die Arbeiten von Olson (1965, 1982, 1995A, 1995B), 
dass umfassende Verbände ("encompassing coalitions")  wie dies Sozialpartner-

                                                           
1)  Ausführlicher befassen sich mit den verschiedenen Ansätzen und dem empirischen Gehalt der einzelnen 
Ansätze Leibrecht  Rocha-Akis (2014) und die dort zitierte Literatur. 
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schaften sind  in ihrer makroökonomischen Performance (zumindest) mittel- bis 
langfristig einem System mit Dominanz von Marktkräften (d. h. mit Dominanz von de-
zentralen Lohnverhandlungen) unterlegen sind. Für umfassende Verbände, die ei-
nen Großteil der Bevölkerung umfassen bzw. organisieren, besteht zwar ein geringe-
rer Anreiz zu rein umverteilend wirkenden Maßnahmen als für reine Verteilungskoali-
tionen ("distributional coalitions"). Nach Olson sind umfassende Verbände aber 
durch Schwerfälligkeit in den Entscheidungsstrukturen charakterisiert, und zudem 
werden auch umfassende Verbände langfristig von Partikularinteressen durchsetzt. 
Volkswirtschaften werden daher bei erheblichem Einfluss von umfassenden Verbän-
den in wirtschaftspolitischen Entscheidungen de facto ebenso in einem sklerotischen 
Zustand enden wie bei Dominanz reiner Verteilungskoalitionen. 

Entsprechend einer Kernannahme von Olson tragen Individuen ohne das Vorhan-
densein von gruppenspezifischen Vorteilen oder von Zwang (z. B. eine Pflichtmit-
gliedschaft im Verband) nicht freiwillig zur Erstellung öffentlicher Güter bei wie etwa 
eine niedrige Inflation und niedrige Arbeitslosigkeit aufgrund von Lohnmoderation 
(vgl. auch Pies, 1997, Höpner, 2007). Dass Individuen Präferenzen für Maßnahmen 
entwickeln können, welche die gesamtstaatliche Wohlfahrt auch auf Kosten der in-
dividuellen Wohlfahrt erhöhen, steht im Zentrum des Sozialkapitalansatzes. 

"Sozialkapital" steht für eine Ausdehnung des Kapitalbegriffs auf Normen und soziale 
Netzwerke, welche Koordination und Kooperationen zwischen Individuen erleichtern 
(Dasgupta, 2003). Eine zentrale Bedingung für das Vorhandensein bzw. das Entste-
hen von Sozialkapital ist das Vertrauen der wirtschaftlichen Akteure in das Verhalten 
der jeweils anderen (z. B. Putnam, 1993). Jene Verbände, die auf einem Vertrauens-
verhältnis bzw. auf der Kooperation und Koordination von eher unterschiedlichen 
Akteuren (z. B. nach Schicht, Beruf oder ethnischer Zugehörigkeit) basieren, signali-
sieren ein hohes allgemeines Vertrauensverhältnis in einer Volkswirtschaft und reprä-
sentieren brückenbauendes Sozialkapital ("bridging social capital"). Ein hohes Aus-
maß an brückenbauendem Sozialkapital impliziert niedrigere Transaktionskosten 
(z. B. Vertragserstellungs- und Vertragsdurchsetzungskosten, Kontrollkosten), was sich 
wiederum in einer vergleichsweise guten makroökonomischen Performance nieder-
schlägt (vgl. Knack, 2001, 2003). Werden sozialpartnerschaftliche Lohnverhandlungs-
systeme als umfassende Verbände aufgefasst, die auf dem Vertrauensverhältnis 
bzw. auf der Kooperation und Koordination von sehr unterschiedlichen Parteien ba-
sieren, dann sind sie Ausdruck eines hohen Ausmaßes an "bridging social capital" in 
einer Volkswirtschaft. Eine hohe sozialpartnerschaftliche Intensität in der Lohnfindung 
in einem Land sollte dementsprechend positiv mit der Wahrscheinlichkeit einer gu-
ten makroökonomischen Performance in diesem Land korreliert sein. 

Eine positive Wirkung von sozialpartnerschaftlichen Lohnverhandlungssystemen auf 
die makroökonomische Performance eines Landes lässt sich auch aus dem Kapita-
lismus-Variationen-Ansatz ableiten ("varietes of capitalism"; Hall  Soskice, 2001). Die-
ser Ansatz rückt das Unternehmensverhalten in den Mittelpunkt der Analyse und 
streicht die Bedeutung institutioneller Komplementaritäten für den Erfolg von Volks-
wirtschaften hervor. Sozialpartnerschaftliche Lohnverhandlungssysteme sind in Volks-
wirtschaften, in denen sich die Organisation von Unternehmen insgesamt an ein ko-
ordiniertes Vorgehen zur Überwindung von Informationsasymmetrien adaptiert hat 
("coordinated market economies"), dezentralen Lohnverhandlungssystemen überle-
gen. In einer liberalen Marktökonomie ("liberal market economies"), in der Unter-
nehmen in vielen Bereichen dem Wettbewerb ausgesetzt sind, müssen sich diese re-
lativ schnell an Veränderungen der Rahmenbedingungen anpassen. Die Unterneh-
men werden daher auch ihre Organisation und ihre Interaktionsweise mit anderen 
Akteuren an diese Anforderung anpassen. Gemäß dem Ansatz von Hall  Soskice 
sollte in diesem Fall auch der Arbeitsmarkt eher dem freien Spiel der Marktkräfte 
überlassen werden. Eine schnelle Anpassung von Beschäftigtenzahl (also eine hohe 
externe Flexibilität) und Lohnhöhe ist in einem solchen Umfeld für eine effiziente Be-
triebsführung notwendig. Dezentrale Lohnverhandlungen sind demzufolge koordi-
nierten Lohnverhandlungssystemen vorzuziehen. 
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2. Sozialpartnerschaftliche Intensität von Lohnverhandlungen im europäischen Vergleich 
Sozialpartnerschaften zeichnen sich durch ein koordiniertes Vorgehen von sowohl 
Arbeitgeber- als auch Arbeitnehmervertretern in Lohnverhandlungen aus. Verhand-
lungen über Entgelt- und Arbeitsbedingungen haben dabei zentralen Stellenwert. 
Darüber hinaus können aber auch z. B. Zusatzpensionsversicherungen, Schadener-
satzregelungen im Falle eines Unfalls, Ausgleichszahlungen bei arbeitsbedingten Er-
krankungen oder organisatorische Regelungen im Zusammenhang mit Weiterbil-
dungsmaßnahmen vereinbart werden. Das Ergebnis der Verhandlungen wird typi-
scherweise in gesetzlich bindenden Verträgen (z. B. Kollektivvertrag, Tarifvertrag, Ge-
samtarbeitsvertrag) festgelegt.  

Basierend auf dem ICTWSS-Datensatz2) von Visser (2013) werden in Leibrecht  
Rocha-Akis (2014) 16 europäische Länder über den Zeitraum von 1990 bis 2011 hin-
sichtlich einer Reihe von Ausprägungen verglichen, die auf den Lohnverhandlungs-
prozess Einfluss nehmen können. Die analysierten Länder sind Österreich (AT), Belgien 
(BE), Dänemark (DK), Finnland (FI), Frankreich (FR), Deutschland (DE), Griechenland 
(GR), Irland (IE), Italien (IT), Niederlande (NL), Norwegen (NO), Portugal (PT), Spanien 
(ES), Schweden (SE), Schweiz (CH) und Großbritannien (UK).  

Die "sozialpartnerschaftliche Intensität" des Lohnverhandlungssystems eines Landes 
wird anhand von zwei grundlegenden institutionellen Merkmalen erfasst: einerseits 
dem Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände, andererseits dem Koordinations-
grad von Gewerkschaften3). In einem Lohnverhandlungssystem mit hoher sozialpart-
nerschaftlicher Intensität sind beide Dimensionen stark ausgeprägt. Umgekehrt wei-
sen Länder mit relativ geringer Ausprägung beider Merkmale eine niedrige sozial-
partnerschaftliche Intensität des Lohnverhandlungssystems auf. Länder können aber 
auch nur in einer Dimension eine relativ stark ausgeprägte sozialpartnerschaftliche 
Struktur aufweisen.  

Diese Klassifikation anhand zweier Dimensionen wird aus verschiedenen Gründen 
gewählt: Erstens bietet der ICTWSS-Datensatz keine eigenständige Korporatismus-
variable, welche als Indikator für die sozialpartnerschaftliche Intensität herangezo-
gen werden könnte; zweitens wird so die Arbeitgeberseite explizit berücksichtigt, 
was in vielen gängigen Korporatismusindizes nicht der Fall ist (vgl. dazu auch Flana-
gan, 1999); drittens kann damit der Abdeckungsgrad von kollektiven Lohnverhand-
lungen implizit berücksichtigt werden, da er eng mit dem Organisationsgrad der Ar-
beitgeberverbände zusammenhängt. Ein hoher Abdeckungsgrad wiederum ist 
maßgeblich für die Entfaltung makroökonomischer Wirkungen von Lohnverhand-
lungssystemen (vgl. Traxler  Brandl, 2009). Übersicht 1 zeigt die resultierende Eintei-
lung der Länder in vier Gruppen. 

  

Übersicht 1: Länderkategorisierung nach wesentlichen Ausprägungen von 
Korporatismus 
     
  Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände 
  Hoch Niedrig 
     

Koordinationsgrad von 
Gewerkschaften 

Hoch Gruppe I 
BE, DK, SE, NO, AT, NL 

Gruppe II 
DE, IE 

Niedrig Gruppe III 
FI, FR, ES, PT 

Gruppe IV 
GR, IT, CH, UK 

Q: Leibrecht  Rocha-Akis (2014). Einteilung in "hoch" und "niedrig" auf Basis des Medians der jeweiligen 
Ausprägung. 
  

                                                           
2)  "Institutional Characteristics of Trade Unions, Wage Setting, State Intervention and Social Pacts". 
3)  Ersterer wird gemessen am Anteil der Arbeitskräfte in Unternehmen, die Mitglied eines Arbeitgeberver-
bandes sind. Der Koordinationsgrad von Gewerkschaften ist ein Index, der Informationen über die Konzent-
ration bzw. die Fragmentierung der Gewerkschaften sowie über das Konkurrenzverhältnis und die Kompe-
tenzverteilung unter Gewerkschaftsbünden, Teilgewerkschaften und betrieblicher Interessenvertretung zu-
sammenfasst. 
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Zur Gruppe I gehören Länder, die sowohl einen hohen Arbeitgeberorganisations-
grad als auch ein hohes Maß an Koordination innerhalb und zwischen den Gewerk-
schaften aufweisen ("sozialpartnerschaftliche Gruppe"). In diesen Ländern ist daher 
mit relativ hoher Partizipation von Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbänden im wirt-
schaftspolitischen Prozess zu rechnen. Dies trifft auf Belgien, Dänemark, Schweden, 
Norwegen, Österreich und die Niederlande zu. Die Gruppe II umfasst mit Deutsch-
land und Irland Länder, in denen der Koordinationsgrad der Gewerkschaften hoch, 
aber der Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände relativ gering ist. Die Grup-
pe III besteht aus Finnland, Frankreich, Spanien und Portugal; der Organisationsgrad 
der Arbeitgeberverbände ist hier zwar hoch, der Koordinationsgrad der Gewerk-
schaften aber relativ schwach ausgeprägt. Die Gruppe IV ist durch niedrige Werte 
in beiden Dimensionen charakterisiert. Sie besteht aus Griechenland, Italien, der 
Schweiz und Großbritannien.  

Österreich weist sowohl in Bezug auf den Organisationsgrad der Arbeitgeberver-
bände als auch hinsichtlich des Koordinationsgrads von Gewerkschaften im Länder-
vergleich den höchsten Wert auf. Der hohe Organisationsgrad der Arbeitgeberver-
bände von nahezu 100% resultiert aus der Pflichtmitgliedschaft in der Wirtschafts-
kammer Österreich, welche gleichzeitig auch wesentlicher Arbeitgeberverband ist. 
Auf Arbeitnehmerseite zeichnet sich Österreich dadurch aus, dass es nur einen einzi-
gen Gewerkschaftsbund gibt, in dem alle Gewerkschaften Mitglied sind. Zudem ver-
leiht die Kooperation zwischen der gesetzlichen Interessenvertretung durch die Ar-
beiterkammern und der freiwilligen Interessenvertretung durch die Gewerkschaften 
und die Betriebsräte der Arbeitnehmerseite in Österreich signifikantes politisches 
Gewicht. 

3. Sozialpartnerschaftliche Intensität und makroökonomische Performance 
Die Abbildungen 1 bis 8 geben einen Überblick über die Entwicklung wesentlicher 
makropolitischer Kennzahlen in den vier Ländergruppen4). Die Länder der sozialpart-
nerschaftlichen Gruppe (Gruppe I) verzeichneten im Durchschnitt der Jahre 
1990/2007 mit 5,7% die niedrigste Arbeitslosenquote (Abbildung 1). Auch die 
Schweiz, ein Land mit geringer sozialpartnerschaftlicher Intensität (bzw. mit niedriger 
kollektivvertraglicher Abdeckungsquote und niedrigem Koordinationsgrad der Ge-
werkschaften) weist eine niedrige durchschnittliche Arbeitslosigkeit auf. Neben der 
sozialpartnerschaftlichen Intensität ist somit eine Vielzahl anderer Faktoren für die 
Höhe der Arbeitslosigkeit in einem Land relevant. Die Länder in Gruppe I wären bei 
einer reinen Länderreihung der Arbeitslosenquote führend. Nur drei Länder weisen 
eine niedrigere durchschnittliche Arbeitslosenquote auf als Belgien, das Land mit der 
höchsten Arbeitslosigkeit in Gruppe I. In der Periode 2008/2012 lag der Durchschnitt 
der Gruppe I aufgrund des relativ starken Rückganges der Arbeitslosenquote in 
Norwegen mit 5,4% sogar unter dem Vorkrisenniveau. Die Länder mit der höchsten 
Arbeitslosenquote im Zeitraum 2008/2012 (Spanien 19,2%, Irland 12,3%, Griechenland 
14,4%) gehören jeweils einer Gruppe an, in der entweder die Arbeitgeber- oder die 
Arbeitnehmerseite oder beide Seiten einen relativ niedrigen Koordinationsgrad auf-
weisen. 

Die Arbeitslosenquote der Jugendlichen (15- bis 24-Jährige) ist im Allgemeinen höher 
als die anderer Gruppen, da jüngere Arbeitskräfte u. a. aufgrund mangelnder Erfah-
rung und Vernetzung meist größere Schwierigkeiten haben, eine Arbeitsstelle zu fin-
den oder zu behalten. Die Arbeitslosenquote bezieht sich allerdings nur auf jene 
Gruppe von Jugendlichen, die dem Erwerbsprozess zur Verfügung stehen. Jugendli-
che, die nicht Teil der Erwerbsbevölkerung sind, etwa weil sie einem Studium oder 
einer anderen Ausbildung nachgehen und dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung 
stehen, werden nicht erfasst. Abbildung 2 zeigt daher als alternatives Maß der Ju-
gendarbeitslosigkeit die Zahl der arbeitslosen 15- bis 24-Jährigen in Prozent der Ge-

                                                           
4)  Die vorliegende deskriptive Analyse kann freilich keine kausalen Beziehungen isolieren. Dies ist bei der In-
terpretation der Abbildungen zu beachten.  
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samtbevölkerung dieser Altersgruppe, die das Ausmaß der tatsächlichen Betroffen-
heit von Arbeitslosigkeit deutlicher macht. Offenbar konnte die Jugendarbeitslosig-
keit in den Ländern der Gruppen I und II sowohl längerfristig als auch in der Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise eher niedrig gehalten werden. Die Länder mit niedriger 
Jugendarbeitslosigkeit zeichnen sich durch ein duales Berufsbildungssystem aus, das 
zudem eine breite Akzeptanz in der Gesellschaft genießt. Im dualen Bildungssystem 
wird das Lernen im Betrieb mit dem Lernen in der Schule kombiniert. Ein solches Sys-
tem geht mit einer engen Kooperation von Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbän-
den einher5).  

  

Abbildung 1: Arbeitslosenquote 

Durchschnitt 1990/2007 in % 

 

Durchschnitt 2008/2012 in % 

 

Q: AMECO, WIFO-Berechnungen. Ø . . . mit dem nominellen BIP gewichteter Durchschnitt. 
  

Wieweit das Erwerbspotential genutzt wird, hängt wesentlich von der Arbeitsmarkt-
partizipation der Älteren ab. Die durchschnittliche Beschäftigungsquote der 55- bis 
64-Jährigen war in der sozialpartnerschaftlichen Ländergruppe im Zeitraum 
1990/2007 am höchsten und auch in den Jahren 2008/2012 hoch. Die Streuung ist 
allerdings in dieser Gruppe groß (Belgien 1990/2007: 25,4%, 2008/2012: 37,1%, 
Schweden 66,2% bzw. 71,1%). In den nordischen Ländern Schweden, Norwegen und 
Dänemark, aber auch der Schweiz können Ältere relativ lang im Erwerbsleben ge-

                                                           
5)  ILO (2012) und Busemeyer  Trampusch (2011) bieten eine Beschreibung der unterschiedlichen Lehrausbil-
dungssysteme sowie detaillierte Ländervergleiche bezüglich dualer Berufsbildungssysteme und institutioneller 
Rahmenbedingungen. 
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halten werden6). Belgien, Italien und Österreich hingegen gehören zu den Ländern, 
in denen relativ wenige Personen in dieser Altersgruppe beschäftigt waren: Im 
Durchschnitt der Jahre 1990/2007 lag die Beschäftigungsquote bei höchstens 30%. 
Im Durchschnitt 2008/2012 war die Quote in Österreich und Italien u. a. aufgrund der 
Einschränkung der vorzeitigen Übertrittsmöglichkeiten in die Pension sowie der An-
hebung des Pensionsantrittsalters zwar um mehr als 11 Prozentpunkte bzw. mehr als 
7 Prozentpunkte höher, blieb aber weiterhin deutlich unter dem Gruppendurch-
schnitt. 

  

Abbildung 2: Arbeitslosigkeit unter der jungen Bevölkerung 

Arbeitslose 15- bis 24-Jährige in % der Bevölkerung derselben Altersgruppe 

Durchschnitt 1992/2007 

 

Durchschnitt 2008/2012 

 

Q: Eurostat, WIFO-Berechnungen. Ø . . . mit dem nominellen BIP gewichteter Durchschnitt. 
  

Neben der Beschäftigungsentwicklung spielt die Entwicklung von Löhnen und Ein-
kommen bzw. deren Verteilung eine wichtige Rolle für eine Beurteilung der Arbeits-
marktperformance eines Landes. Der Anteil der Vollzeit-Niedriglohnbeschäftigten an 
der Gesamtbeschäftigung im Produktions- und Dienstleistungsbereich7) kann als 
Maß für die Ungleichheit in der unteren Hälfte der Lohnverteilung herangezogen 
werden, wobei als Niedriglohnschwelle der OECD-Standard von zwei Dritteln des 
Medians des Bruttostundenlohnes verwendet wird8). Im Durchschnitt war die Niedrig-

                                                           
6)  Einen aktuellen Literaturüberblick über die Anreize zur Weiterbeschäftigung und die Erwerbsbeteiligung 
älterer Beschäftigter bieten Mayrhuber  Rocha-Akis (2013). 
7)  Unternehmen mit weniger als 10 Beschäftigten wurden in der Erhebung nicht erfasst, ebenso Lehrlinge, 
Selbständige, freie Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen sowie Mithelfende; Daten stehen nur für 2006 und 
2010 zur Verfügung. 
8)  Einschließlich Mehr- und Überstunden; die Niedriglohnschwelle lag in Österreich 2010 bei 8,64 € brutto pro 
Stunde (Eurostat, 2012). 

6,3
5,2

9,7 9,5

0

2

4

6

8

10

12

14

16

18

20

AT NL NO DK BE SE Ø DE IE Ø PT FR FI ES Ø CH UK GR IT Ø

6,9
5,4

11,4

9,4

0

2

4

6

8

10

12

14

16

18

20

AT NL NO DK BE SE Ø DE IE Ø PT FR FI ES Ø CH UK GR IT Ø

 Gruppe I Gruppe II Gruppe III Gruppe IV 

 Gruppe I Gruppe II Gruppe III Gruppe IV 



SOZIALPARTNERSCHAFT   
 

WIFO WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(8), S. 555-567 561 

lohnbeschäftigungsquote demnach in der sozialpartnerschaftlichen Gruppe niedri-
ger als in den anderen Gruppen. Sie lag im Durchschnitt der Jahre 2006 und 20109) 
in Norwegen, Schweden, Dänemark und Belgien zwischen 6% und 8%. In den Nie-
derlanden und in Österreich umfasste sie jedoch rund 15% der Beschäftigten. Die re-
lativ niedrige Arbeitslosenquote in Österreich und den Niederlanden (Abbildung 1) 
geht demnach mit einer relativ hohen Beschäftigung im Niedriglohnsektor einher. 
Ausgeprägter war diese Kombination in Deutschland, insbesondere in den Krisenjah-
ren: Einer Arbeitslosenquote von 6,8% (2008/2012) stand eine Niedriglohnbeschäfti-
gungsquote von 20,2% (Durchschnitt 2006, 2010) gegenüber. Der Anstieg der Nied-
riglohnbeschäftigung in Deutschland wird mitunter auf die Abnahme der Tarifbin-
dung zurückgeführt (Kalina  Weinkopf, 2008).  

  

Abbildung 3: Beschäftigungsquote der Älteren 

Beschäftigte 55- bis 64-Jährige in % der Bevölkerung derselben Altersgruppe 

Durchschnitt 1990/2007 

 

Durchschnitt 2008/2012 

 

Q: Eurostat, WIFO-Berechnungen. Ø . . . mit dem nominellen BIP gewichteter Durchschnitt. 
  

Das Ausmaß der Beschäftigung im Niedriglohnsektor hängt mit der Gewerkschafts-
dichte zusammen. Wie eine Gliederung der Länder nach hoher und niedriger Ge-
werkschaftsdichte zeigt (wobei letztere zusätzlich nach dem Koordinationsgrad der 
Gewerkschaften unterteilt wird), geht eine hohe Gewerkschaftsdichte mit einem 
niedrigeren Anteil an Niedriglohnbeschäftigung einher. In Ländern mit hoher Ge-
werkschaftsdichte wird eine Politik der Lohnkompression bzw. der geringen Lohnun-
gleichheiten als Strategie verstanden, die Produktivität zu steigern und das Wachs-

                                                           
9)  Daten liegen lediglich für diese zwei Jahre vor. 
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tum zu fördern, da dadurch ineffiziente Unternehmen oder Branchen aus dem Markt 
verdrängt werden (Checchi  Visser  van de Werfhorst, 2007). Eine starke Segmen-
tierung innerhalb der Gewerkschaft in unterschiedliche Berufsgruppen und Bildungs-
niveaus wie etwa in Schweden (Kjellberg, 2013) scheint damit nicht im Widerspruch 
zu einer relativ komprimierten Lohnstruktur zu stehen. 

  

Abbildung 4: Niedriglohnbeschäftigung 

Anteil der Vollzeit-Niedriglohnbeschäftigten an der Gesamtbeschäftigung im Produktions- 
und Dienstleistungsbereich in %, Durchschnitt 2006 und 2010 

 

Alternative Länderkategorisierung 

 

Q: Eurostat, WIFO-Berechnungen. Ø . . . mit dem nominellen BIP gewichteter Durchschnitt. A . . . Länder mit 
hoher Gewerkschaftsdichte, B . . . Länder mit niedriger Gewerkschaftsdichte und hohem Organisations-
grad der Arbeitgeberverbände, C . . . Länder mit niedriger Gewerkschaftsdichte und niedrigem Organisa-
tionsgrad der Arbeitgeberverbände. 
  

Einer Zunahme der Ungleichheit der individuellen Arbeitseinkommen durch die Aus-
weitung von Niedriglohnbeschäftigung kann durch Umverteilung über das Steuer- 
und Transfersystem teilweise entgegengewirkt werden. Zudem spielen Haushalts-
merkmale (Größe des Haushaltes, Einkommen aller Haushaltsmitglieder usw.) eine 
entscheidende Rolle für den individuellen Wohlstand. Gemessen an den Haushalts-
einkommensquintilen war die Einkommensverteilung in der sozialpartnerschaftlichen 
Gruppe gleichmäßiger als in den anderen Gruppen (Abbildung 5)10): Die Einkom-
men der 20% der Bevölkerung mit dem höchsten verfügbaren Haushaltsäquivalenz-
einkommen (P80) waren 1995/2007 im Durchschnitt 3,7-mal und 2008/2012 3,8-mal 
so hoch wie die der 20% der Bevölkerung mit dem niedrigsten verfügbaren Haus-

                                                           
10)  Zur Umverteilung in Österreich siehe Guger et al. (2009). 
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haltsäquivalenzeinkommen (P20)11). Die entsprechenden Werte lagen in der Grup-
pe IV in beiden Zeitabschnitten bei 5,3. 

  

Abbildung 5: Einkommensquintilverhältnis (P80/P20) 

Einkommen der 20% der Bevölkerung mit dem höchsten verfügbaren Haushaltsäquivalenz-
einkommen (P80) in Relation zum Einkommen der 20% der Bevölkerung mit dem niedrigsten 
verfügbaren Haushaltsäquivalenzeinkommen (P20) 

Durchschnitt 1995/2007 

 

Durchschnitt 2008/2011 

 

Q: Eurostat, WIFO-Berechnungen. Ø . . . mit dem nominellen BIP gewichteter Durchschnitt. 
  

Heterogen entwickelten sich im Durchschnitt der Jahre 1991/2007 in den vier Län-
dergruppen, aber auch innerhalb der sozialpartnerschaftlichen Gruppe die Brutto-
löhne (Abbildung 6). In der sozialpartnerschaftlichen Gruppe stiegen die Reallöhne 
in den drei skandinavischen Ländern Schweden, Dänemark und Norwegen um 1,7% 
bis 2,6% p. a., in den anderen Ländern um 1% bis 1,2%. Im Durchschnitt erhöhten sie 
sich in der sozialpartnerschaftlichen Gruppe 1991/2007 am stärksten. Besonders nied-
rige Reallohnzuwächse verzeichneten in diesem Zeitraum Spanien (+0,5%), Deutsch-
land (+0,5%) und Italien (+0,1%). 2008/2012 stiegen die Reallöhne in allen Ländern im 
Durchschnitt wesentlich schwächer. Die Reallohnverluste in Griechenland (3,1%), 
Großbritannien (0,9%) und Portugal (0,5%) resultierten u. a. aus den Lohnkürzungen 
im öffentlichen Sektor sowie dem Einfrieren der Nominallöhne (Bach  Bordogna, 

                                                           
11)  Das verfügbare Haushaltsäquivalenzeinkommen ist das Gesamteinkommen eines Haushaltes nach Steu-
ern und Transfers, dividiert durch ein Äquivalenzmaß (bzw. einen Faktor), das von der Zahl der Personen im 
Haushalt und deren Alter abhängt. 
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2013). Die höchsten Reallohnsteigerungen waren 2008/2012 in Norwegen (+2,3%), 
Irland (+1,3%) und Frankreich (+1,0%) zu beobachten. 

  

Abbildung 6: Reallöhne 

Durchschnittliche jährliche Veränderung 1991/2007 in % 

 

Durchschnittliche jährliche Veränderung 2008/2012 in % 

 

Q: AMECO, WIFO-Berechnungen. Nominelle Arbeitnehmerentgelte pro Kopf, deflationiert mit dem Har-
monisierten Verbraucherpreisindex. Ø . . . mit dem nominellen BIP gewichteter Durchschnitt. 
  

Wenngleich einander die Länder der sozialpartnerschaftlichen Gruppe aufgrund ih-
rer formalen Verbandsstrukturen ähneln, weichen, wie insbesondere die Ergebnisse 
zur Niedriglohnbeschäftigung und Lohnentwicklung zeigen, die Ziele ihrer Lohnpolitik 
voneinander ab. Traxler (2005) unterscheidet zwischen "moderierungsorientierter" 
und "verteilungsorientierter" Lohnkoordination. Die moderierungsorientierte Lohnpoli-
tik strebt primär Lohnabschlüsse an, die die Wettbewerbsfähigkeit in den exponier-
ten Sektoren nicht gefährden. Im Vordergrund steht der Vergleich der Lohnstückkos-
ten mit im Ausland konkurrierenden Unternehmen. Diese Strategie zielt darauf ab, 
das Wachstum und die Beschäftigung durch Exportsteigerungen anzukurbeln. Die 
verteilungsorientierte Lohnpolitik hingegen folgt dem Prinzip einer solidarischen 
Lohnpolitik. Demnach sollen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit ähnlichen 
Aufgaben unabhängig von der Ertragslage der Unternehmen ähnlich entlohnt wer-
den. Eine solidarische Lohnsetzung wird z. B im Rehn-Meidner-Modell vertreten, das 
die lohnpolitischen Entscheidungsprozesse in den nordischen Ländern seit den 
1960er-Jahren in unterschiedlichem Ausmaß geprägt hat (Erixon, 2010). Demnach 
gilt es, eine Kombination aus höchstmöglicher Beschäftigung, hohem Wirtschafts-
wachstum und fairer Entlohnung zu erreichen. Lohnunterschiede sollten lediglich Un-
terschiede zwischen Qualifikation und Fähigkeiten der Beschäftigten sowie den Ar-
beitsbedingungen widerspiegeln. Unternehmen, die unter einer solidarischen Lohn-
politik nicht rentabel produzieren können, werden aus dem Markt gedrängt. Um zu 
verhindern, dass die Arbeitslosigkeit durch diesen Rationalisierungsprozess steigt, 
kommt der aktiven Arbeitsmarktpolitik und der Investition in das Humankapital eine 
zentrale Rolle zu. 

Ein Vergleich, wieweit die Lohnsteigerungen in den einzelnen Ländern am Produktivi-
tätswachstum ausgerichtet waren und für die Beschäftigten den Anstieg der Ver-
braucherpreise wettmachten, liefert Hinweise zur Bedeutung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit in Lohnverhandlungen. Gemessen an der Differenz zwischen 
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der jährlichen Nominallohnveränderung und der Summe aus jährlichen Preis- und 
Produktivitätsveränderung12) ergaben sich in der sozialpartnerschaftlichen Gruppe 
nur in den skandinavischen Ländern im Zeitraum 1996/2007 Nominallohnsteigerun-
gen, die den Anstieg von Verbraucherpreisen und Arbeitsproduktivität übertrafen, 
sodass der lohnpolitische Verhandlungsspielraum (Schulten, 2012) ausgeschöpft 
wurde. In den Niederlanden, in Belgien, Österreich und Deutschland war die Diffe-
renz negativ.  

 

Abbildung 7: Differenz zwischen der Nominallohnveränderung und der Summe aus 
Preis- und Produktivitätsveränderung 

Durchschnitt 1996/2007, in Prozentpunkten 

 

Durchschnitt 2008/2012, in Prozentpunkten 

 

Q: AMECO, WIFO-Berechnungen. Ø . . . mit dem nominellen BIP gewichteter Durchschnitt. 
 

In der längerfristigen Betrachtung (1990/2007) ergibt sich für drei der vier Gruppen 
eine ähnliche durchschnittliche Wachstumsrate des realen Bruttoinlandsproduktes. 
Das wesentlich höhere durchschnittliche Wirtschaftswachstum in der Gruppe II geht 
aber auf das nicht nachhaltig hohe Wachstum in Irland zurück. Ohne jene Länder, 
die von der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise besonders betroffen sind lag die mittle-
re Wachstumsrate in Deutschland (1,9%), Frankreich (2,0%), Italien (1,5%) und der 
Schweiz (1,6%) deutlich unter jener von Dänemark (2,2%), dem Land mit der niedrigs-
ten durchschnittlichen Wachstumsrate in der sozialpartnerschaftlichen Gruppe. Im 

                                                           
12)  Die Nominallöhne werden anhand der nominellen Arbeitnehmerentgelte (brutto) pro Kopf berechnet, 
die Arbeitsproduktivität als reales Bruttoinlandsprodukt je erwerbstätige Arbeitskraft. Für die Preisentwicklung 
wird der harmonisierte Verbraucherpreisindex herangezogen. 
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Durchschnitt der Jahre 2008/2012 wiesen hingegen nur 6 der 16 Länder eine positive 
Veränderungsrate des BIP auf. Mit Ausnahme von Dänemark wuchs die Wirtschaft in 
allen Ländern der sozialpartnerschaftlichen Gruppe.  

 

Abbildung 8: Wachstum des realen Bruttoinlandproduktes 

Durchschnittliche jährliche Veränderung 1990/2007 in % 

 

Durchschnittliche jährliche Veränderung 2008/2012 in % 

 

Q: IWF, World Economic Outlook Database, April 2013; WIFO-Berechnungen. Ø . . . mit dem nominellen BIP 
gewichteter Durchschnitt. 

4. Schlussfolgerung 
Volkswirtschaften mit hoher sozialpartnerschaftlicher Intensität des Lohnverhand-
lungssystems weisen, wie die Untersuchung zeigt, eine überdurchschnittliche makro-
ökonomische Performance auf. Dies gilt auch für die Zeit seit Ausbruch der Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise 2008. Innerhalb einer Ländergruppe mit hoher sozialpart-
nerschaftlicher Intensität unterscheiden sich die makroökonomischen Kennzahlen 
aber teilweise deutlich (z. B. Niedriglohnbeschäftigung, Jugendarbeitslosigkeit). Dies 
weist auf unterschiedliche Ziele der sozialpartnerschaftlichen Lohnpolitik hin. Die 
Schweiz, für die weder die Arbeitgeber- noch die Arbeitnehmerseite als hoch koor-
diniert bzw. organisiert eingestuft wird, weist in vielen Bereichen eine ähnliche mak-
roökonomische Performance auf wie Länder in der Gruppe mit hoher sozialpartner-
schaftlicher Intensität. In diesem Sinne ist die vorliegende deskriptive Darstellung kon-
sistent mit aus der Literatur bekannten Zusammenhängen: Sozialpartnerschaftliche 
Strukturen funktionieren nicht nur sehr unterschiedlich, sie sind auch nicht die einzige 
erfolgversprechende institutionelle Ausgestaltung von Lohnverhandlungssystemen. 
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rung. Insbesondere die Entwicklung der Löhne und der Niedriglohnbeschäf-
tigung divergiert aber zwischen Ländern mit sozialpartnerschaftlich organi-
sierten Lohnverhandlungen erheblich. 

 Einleitung und Problemstellung 

 Korporatistische Strukturen im europäischen Vergleich 
Zentralisierung der kollektiven Lohnverhandlungen – Koordinationsmodus der 
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dichte – Organisationsgrad der Arbeitgeber 
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Leichter Rückgang der Cash-Flow-Quote. Die Ertragskraft der österreichischen Sachgütererzeugung 2013 
Im Jahresdurchschnitt 2013 lag die Cash-Flow-Umsatz-Relation in der österreichischen Sachgütererzeugung nach aktuellen Schät-
zungen mit 9,0% deutlich unter dem langjährigen Durchschnitt von 9,6%. Die reale Wertschöpfung der Sachgütererzeugung 
wuchs 2013 wie im Vorjahr um nur 1,2%. Die damit seit zwei Jahren anhaltende Wachstumsschwäche dürfte die Entwicklung der 
Ertragskraft leicht gedämpft haben: Die Cash-Flow-Umsatz-Relation sank gemäß der Schätzung mit einem dynamischen panel-
ökonometrischen Modell für die Branchen der Sachgütererzeugung um 0,2 Prozentpunkte. 

Slight Reduction in Cash-Flow-to-Sales Ratio. Profitability of Austrian Manufacturing in 2013 
In 2013, the cash-flow-to-sales ratio of the Austrian manufacturing sector reached an estimated 9.0 percent, a value significantly 
below the long-run average of 9.6 percent. The persistently muted performance of the manufacturing sector has affected the 
cash-flow-to-sales ratio, which declined substantially in the aftermath of the financial crisis. The sector's real value added growth 
amounted to a mere 1.2 percent in 2012 and 2013. According to the estimates of a dynamic panel-econometric model at indus-
try level, the cash-flow-to-sales ratio in manufacturing declined slightly against 2012 (2012: 9.2 percent). 
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2008 und 2009 wurde die österreichische Sachgütererzeugung von der weltweiten 
Wirtschaftskrise erfasst. Standen die Jahre 2010 und 2011 im Zeichen der Konjunktur-
erholung, so flachte die Dynamik 2013 wieder spürbar ab. Das österreichische BIP 
wuchs 2013 um nur 0,4%. Dies war die schwächste Entwicklung seit der Rezession 
2008/09, als die gesamtwirtschaftliche Produktion um 3,8% geschrumpft war. Sowohl 
das Investitionsvolumen als auch der Konsum der privaten Haushalte verringerten 
sich 2013 in realer Rechnung. Die reale Wertschöpfung der Sachgütererzeugung 
stieg 2012 und 2013 im Vorjahresvergleich um jeweils nur 1,2%. Daraus ergibt sich für 
das Jahr 2013 eine im langfristigen Vergleich geringe Verbesserung der Stundenpro-
duktivität um etwa 2,4%. 2013 waren die realen Bruttoanlageinvestitionen rückläufig 
(2013 0,9%, 2012 +1,6%). Insbesondere die Ausrüstungsinvestitionen sanken (3,1%) 
nach einem Anstieg im Jahr 2012 von 2,1% (Scheiblecker et al., 2014). 

Für die weitere Einschätzung der Entwicklung der österreichischen Sachgütererzeu-
gung im Jahr 2013 wird zudem auf die Indikatoren des WIFO-Konjunkturtests zurück-
gegriffen. Ab Ende 2008 spiegelte der Konjunkturtest den Einbruch aufgrund der Fi-
nanzmarktkrise auch in der Produktion wider. Die Konjunktureinschätzungen der Un-
ternehmen verschlechterten sich bis Mitte 2009 (Abbildung 1). 2010 und 2011 entwi-
ckelte sich die Produktion infolge der Erholung der Weltkonjunktur relativ dynamisch. 
Allerdings trüben sich Konjunktureinschätzungen der Unternehmen seit Mitte 2011 
ein. Ein ähnliches Bild zeichnet der Vertrauensindikator der Europäischen Kommission 
(Abbildung 2) für die Jahre 2011 bis 2013 für die EU 28 insgesamt und für Deutsch-
land. 2012 und 2013 schätzten die deutschen Unternehmen die Konjunktur optimisti-
scher ein als jene in Österreich.  
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Abbildung 1: Konjunkturbeurteilung der Unternehmen in der Sachgütererzeugung  

Salden aus positiven und negativen Einschätzungen in % aller Meldungen  

 

Q: WIFO-Konjunkturtest. 
  
  

Abbildung 2: Der Vertrauensindikator für die EU, Deutschland und Österreich 

 

Q: Joint Harmonised EU Programme of Business and Consumer Surveys. 
  

Auch die Kosten der Sachgütererzeuger entwickelten sich gedämpft. Im Gefolge 
der verhaltenen Weltkonjunktur 2013 sanken die Industrierohstoffpreise zum zweiten 
Mal in Folge beträchtlich (2013 5,8%, 2012 8,9%). Der Zinssatz für Unternehmen war 
mit 2,2% im Jahr 2013 niedriger als 2012 (2,4%), was sich in einer leichten Erhöhung 
des Kreditvolumens niederschlug (Scheiblecker et al., 2014). Der real-effektive 
Wechselkursindex stieg im Vorjahresvergleich um 2,7%, die Lohnstückkosten erhöh-
ten sich um 1,9%. Dieses gemischte Bild einer Dämpfung von Energie- und Kreditfi-
nanzierungskosten einerseits und eines Anstieges von Lohnstückkosten und Wechsel-
kursen andererseits dürfte zu einer stabilen Entwicklung der Erträge der Sachgüterer-
zeugung beitragen (Übersicht 1). 
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Daten und Definitionen 

Die Cash-Flow-Quote ist ein Indikator für die Fähigkeit von Unternehmen, aus den 
eigenen Umsatzerlösen Investitionen zu finanzieren, Schulden zu tilgen, Ertrags-
steuern zu entrichten oder Gewinne auszuschütten. Sie spiegelt die Selbstfinanzie-
rungskraft eines Unternehmens wider. Die Eigenkapitalausstattung ist über die reine 
Haftungsfunktion hinaus vor allem wegen ihrer Vertrauenswirkung bei Kunden und 
Lieferanten in Bezug auf die künftige Zahlungsfähigkeit sowie die Autonomie der 
Unternehmen in der Abwicklung risikoreicher Finanzierungsvorhaben von Bedeu-
tung. 
Der Cash-Flow eines Unternehmens entspricht dem in einer Periode aus eigener 
Kraft erwirtschafteten Überschuss der Einnahmen über die Ausgaben. In Abgren-
zung zur Außenfinanzierung (durch Beteiligungskapital, Fremdkapital oder Subven-
tionen) sowie zur Finanzierung aus Vermögensumschichtungen (Veräußerungen, 
Lagerabbau usw.) als weiterem Bestandteil der Innenfinanzierung beruht die 
Selbstfinanzierung i. w. S. auf drei Elementen: zurückbehaltenen erwirtschafteten 
Gewinnen (Selbstfinanzierung i. e. S.), erwirtschafteten Gegenwerten von Ab-
schreibungen und erwirtschafteten Rückstellungsgegenwerten mit Verpflichtungs-
charakter gegenüber Dritten (Schäfer, 1998).  
Die Cash-Flow-Umsatz-Relation (Cash-Flow-Quote) wird als Anteil des Cash-Flows 
an den Umsatzerlösen gemessen. Der Cash-Flow wird dafür folgendermaßen defi-
niert: 

 Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 
+ Normalabschreibungen auf das Anlagevermögen 
+ Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere des Umlaufvermögens 
[± Dotierung und Auflösung von langfristigen Rückstellungen] 
[± Dotierung und Auflösung von Sozialkapital] 
= Cash-Flow 

Die Bilanzdatenbank der KMU Forschung Austria 
Die Datenbasis ist die Bilanzdatenbank der KMU Forschung Austria, die aus einem 
Pool von jährlich mehr als 100.000 Bilanzen österreichischer Unternehmen besteht. 
Die Branchenzuordnung erfolgt primär nach ÖNACE 2008. Diese statistische Glie-
derung bietet die Vorteile eines hohen Detaillierungsgrades sowie der internatio-
nalen Vergleichbarkeit. Durch die Analyse von Bilanz (Vermögens- und Kapital-
struktur) und Gewinn- und Verlustrechnungen (Leistungs-, Kosten- und Ergebnis-
struktur) wird die Auswertung zahlreicher Kennzahlen ermöglicht. 

Korrigierter Cash-Flow 
Die im Folgenden verwendete Definition der Ertragskraft ist der "korrigierte Cash-
Flow". Dazu wird der buchmäßige Cash-Flow in Relation zur Betriebsleistung ge-
setzt. Der buchmäßige Cash-Flow ergibt sich aus der Summe Ergebnis der ge-
wöhnlichen Geschäftstätigkeit und Abschreibungen. "Korrigiert" wird die Quote 
durch die Berücksichtigung eines kalkulatorischen Unternehmerentgelts, das zur 
Vergleichbarkeit der Kennzahl über Rechtsformen hinweg beitragen soll. Perso-
nengesellschaften und Einzelunternehmen verbuchen für die Mitarbeit des Unter-
nehmers kein als Aufwand abzugsfähiges Gehalt, Kapitalgesellschaften verbu-
chen aber entsprechende Beträge als Aufwand. Als kalkulatorischer Unternehmer-
lohn wird für Personengesellschaften und Einzelunternehmen das Mindestgehalt 
von leitenden Angestellten angesetzt, die gleichwertige Tätigkeiten erfüllen. Die 
Betriebsleistung errechnet sich als "bereinigter" Umsatz aus den Umsatzerlösen ab-
züglich der Erlösschmälerungen, die um aktivierte Eigenleistungen und Bestands-
veränderungen bereinigt werden. 
Für die Berechnung des Medians, des arithmetischen Mittels und der Standardab-
weichung werden gewichtete und ungewichtete Cash-Flow-Quoten verwendet. 
Die Gewichtung basiert auf impliziten Gewichten: Die untersuchten Unternehmen 
werden als ein Unternehmen betrachtet, sämtliche Bilanzen werden zu einer Bilanz 
auf Branchenebene konsolidiert, aus der die betrachteten Kennzahlen errechnet 
werden. Dadurch erhalten größere Unternehmen durch ihren absoluten Bilanzwert 
ein höheres Gewicht als kleinere Unternehmen. 
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Übersicht 1: Die Kostenentwicklung in der Sachgütererzeugung 
  

Industrierohstoffpreise 
auf Euro-Basis 

Lohnstückkosten Zinssatz für 
Kredite an 

Unter-
nehmen 

Real-effektiver 
Wechselkursindex 

1990 = 100 Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

in % 

2000 = 100 Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

in % 

In % I. Quartal 
1999 = 100 

Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

in % 
  
2002 94,1  – 7,6 100,2  + 0,8 5,2 94,5  + 0,5 
2003 91,3  – 2,9 102,1  + 1,9 4,2 97,8  + 3,4 
2004 103,8  + 13,6 99,8  – 2,3 3,7 98,7  + 0,9 
2005 118,8  + 14,5 98,1  – 1,7 3,5 97,4  – 1,3 
2006 155,7  + 31,1 94,8  – 3,3 4,1 96,7  – 0,7 
2007 165,0  + 5,9 92,6  – 2,3 5,1 97,2  + 0,5 
2008 160,9  – 2,5 97,6  + 5,4 5,5 97,3  + 0,1 
2009 126,3  – 21,5 108,0  + 10,7 2,8 97,8  + 0,5 
2010 194,0  + 53,5 100,5  – 6,9 2,4 94,9  – 3,0 
2011 210,9  + 8,7 97,5  – 3,0 2,9 95,5  + 0,6 
2012 192,2  – 8,9 100,4  + 3,0 2,4 94,0  – 1,6 
2013 181,1  – 5,8 102,3  + 1,9 2,2 95,8  + 2,0 

Q: WIFO, OeNB, HWWI. 
  

Die Ertragslage der Sachgütererzeugung ist eingebettet in dieses Konjunkturbild. Da 
über ihre Entwicklung keine Frühindikatoren vorliegen und Bilanzdaten erst mit Ver-
zögerung verfügbar gemacht werden, wird eine "Prognose" der Cash-Flow-Quote 
2013 erstellt. Basis der Schätzung sind Kennzahlen aus der Bilanzdatenbank der KMU 
Forschung Austria.  

1. Die Prognose der Cash-Flow-Umsatz-Relation auf Branchenebene 
Die Analyse der Ertragskraft der Sachgütererzeugung erscheint jährlich in den WIFO-
Monatsberichten. Im vorliegenden Bericht werden erstmals Indikatoren aus der Bi-
lanzdatenbank der KMU Forschung Austria zur Entwicklung der Cash-Flow-Quote 
verwendet. Dies steigert die Datenqualität gegenüber den bislang verwendeten 
Näherungswerten der Ertragskraft auf Branchenebene, die mithilfe der BACH-
Datenbank errechnet wurden (Friesenbichler, 2009). Zudem wurde die Branchen-
klassifikation umgestellt, die Daten zur Cash-Flow-Umsatz-Relation stehen nun in der 
Gliederung der Wirtschaftsklassifikation der EU nach Branchen (NACE Rev. 2) auf 
Zweistellerebene zur Verfügung. Ein Vergleich der Ergebnisse mit vorangegangenen 
Berichten ist aufgrund dieser statistischen Änderungen nicht möglich.  

Wegen der Umstellung von NACE Rev 1.1 auf NACE Rev. 2 basiert die Prognose auf 
relativ kurzen Zeitreihen, da die verwendeten Kennzahlen erst ab 2000 vorliegen. Im 
Datensatz sind die Branchen Tabakverarbeitung (NACE 12), Kokerei und Mineralöl-
verarbeitung (NACE 19) und Sonstiger Fahrzeugbau (NACE 30) nicht besetzt, sodass 
für die ökonometrischen Schätzungen nur 21 der 24 Branchen berücksichtigt werden 
konnten. Die ökonometrische Schätzung für das Jahr 2013 stützt sich auf Daten der 
Periode 2000 bis 2012. 

  

Übersicht 2: Schätzgleichungen zur Prognose der Cash-Flow-Umsatz-Relation  
   

 1tilog  
tiI  2

tiI   1tiSD log  
 

Koeffizient 0,312 0,14  – 0,03 0,16 
z-Wert 7,45*** 1,85*  – 0,92 2,72*** 

Q: WIFO-Berechnungen.  . . . Cash-Flow-Quote, I . . . Konjunkturindikator, SD . . . Standardabweichung, 
I . . . Branche, t . . . Zeit, * . . . signifikant auf einem Niveau von 10%, *** . . . signifikant auf einem Niveau von 
1%. Zahl der Beobachtungen: 231. 
  

 

Schätzungen für das Jahr 
2013 zeigen eine leichte Ver-
schlechterung der durch-
schnittlichen Cash-Flow-
Umsatz-Relation der österrei-
chischen Sachgütererzeu-
gung auf 9,0% (2012: 9,2%).  
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Das panelökonometrische Modell zur Cash-Flow-Prognose 

Die Prognose der Cash-Flow-Entwicklung auf Branchenebene verwendet einen 
panelökonometrischen Ansatz. Durch die gemeinsame Betrachtung von Bran-
chendaten kann trotz eher kurzer Zeitreihen eine relativ zuverlässige ökonometri-
sche Schätzung der Cash-Flow-Quote gewonnen werden. Die geschätzte Spezifi-
kation folgt der industrieökonomischen Literatur und geht davon aus, dass die Er-
tragskraft und damit auch die Selbstfinanzierungskraft von Unternehmen im Zeit-
verlauf persistente Unterschiede aufweist (Mueller, 1990, Aiginger  Pfaffermayr, 
1997, Peneder  Pfaffermayr, 2003). Da die Branchen in der Sachgütererzeugung 
darüber hinaus durch Eintrittsbarrieren und versunkene Investitionen charakterisiert 
sind, wird ein Ausgleich der Ertragskraft über die Branchen hinweg langsamer er-
folgen. Leider stehen keine branchenspezifischen Strukturdaten zur Erklärung der 
Cash-Flow-Quote zur Verfügung. Der Branchenstruktur wird durch fixe Branchenef-
fekte Rechnung getragen. Das ökonometrische Modell enthält zudem die um eine 
Periode verzögerte Cash-Flow-Quote, um die partielle Anpassung an externe 
Schocks abzubilden.  
Die zentrale erklärende Variable ist ein synthetischer Konjunkturindikator auf der 
Branchenebene  1, titi II  auf Basis der subjektiven Einschätzung der Unternehmen 

aus dem WIFO-Konjunkturtest. Der Indikator wird aus den Jahresdurchschnittswer-
ten der Salden aus optimistischen und pessimistischen Angaben (in Prozent aller 
Antworten) zur Beurteilung der aktuellen Auftragsbestände (AB), der Geschäftsla-
ge in den nächsten sechs Monaten (GL) sowie zur Preisentwicklung (PR) nach fol-
gender Formel berechnet (Oppenländer, 1996): 

       2222 3
1
 PRGLABI , 

wobei die einzelnen Indikatoren als Prozentwerte in die Berechnung eingehen. Die 
Saldenreihen weisen einerseits eine hohe Korrelation mit der Entwicklung der Cash-
Flow-Umsatz-Relation sowie mit dem Wachstum der Sachgüterproduktion auf. An-
dererseits bilden sie auch unbeobachtbare Strukturunterschiede sowie Unter-
schiede in der Kostenentwicklung nach Branchen ab. Für die Prognose sollte die-
ser Indikator einen ausreichenden Vorlauf besitzen. Die Korrektur der Werte um 2 
stellt sicher, dass die Werte in der eckigen Klammer stets positiv sind.  
Formal ist das ökonometrische Prognosemodell wie folgt spezifiziert: 

ti
j

jjtititititi SSDII  


 
22

1
014

2
3211 )(loglog , 

 20  ,~ Nti
. 

Neben der verzögerten Cash-Flow-Umsatz-Relation 1ti  und dem synthetischen 

Konjunkturindikator tiI
 sowie dessen quadriertem Term 2

tiI  gehen die verzögerte 

Standardabweichung der Cash-Flow-Umsatz-Relation  1tiSD   und fixe Bran-

cheneffekte jS  in das Prognosemodell ein. 

Die Schätzung des dynamischen Panelmodells verwendet den Ansatz von Kiviet 
(1995). Die Prognose der durchschnittlichen Cash-Flow-Quote für die gesamte 
Sachgütererzeugung ergibt sich als gewichtetes Mittel der Branchenprognosen, 
wobei der Definition der Cash-Flow-Quote entsprechend die Umsatzanteile der 
einzelnen Branchen als Gewichte verwendet werden. Die Umsatzgewichte wer-
den als deterministisch angenommen und für das Jahr 2013 anhand der Verände-
rungsrate der Industrieproduktion zwischen 2012 und 2013 errechnet. 
Die Schätzergebnisse für die Periode 2000 bis 2012 sind in Übersicht 2 ausgewiesen. 
Alle erklärenden Variablen mit Ausnahme des quadrierten Konjunkturindikators, 
aber einschließlich der fixen Brancheneffekte sind signifikant. Der signifikante Pa-
rameter der um eine Periode verzögerten Cash-Flow-Quote impliziert, dass exoge-
ne Einflüsse auf die Ertragsentwicklung, wenn auch mit relativ geringer Persistenz, 
mehrere Perioden nachwirken. Insgesamt zeigt das geschätzte Modell eine hinrei-
chend gute Schätzgüte (Abbildung 3), wobei das 2R  von 0,73 nicht überbewertet 
werden soll  es ist wesentlich von den fixen Brancheneffekten determiniert. 
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Übersicht 3: Die Cash-Flow-Quote in Österreich nach Branchen 
                
 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 20131) 
 Cash-Flow in % des Umsatzes 
     
Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln 5,6 6,4 7,2 7,0 6,4 7,1 7,0 6,9 6,0 7,0 7,2 5,2 5,7 5,9 
Getränkeherstellung 12,7 11,9 10,8 14,2 14,5 12,5 11,1 11,8 10,4 12,7 13,4 11,1 10,2 10,3 
Herstellung von Textilien 8,3 7,4 8,2 8,0 7,8 9,9 8,3 6,2 0,3 3,5 6,7 5,5 4,6 6,2 
Herstellung von Bekleidung 5,9 4,3 5,5 3,8 5,6 2,1 5,3 6,3 6,0 5,5 8,2 6,2 5,6 5,9 
Herstellung von Leder, Lederwaren und Schuhen 4,6 3,8 1,9 3,8 10,1 8,5 8,3 9,1 9,0 10,3 13,6 11,3 6,4 7,3 
Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb- und Korkwaren 
(ohne Möbel) 7,3 5,4 6,1 6,1 7,1 8,6 7,8 7,4 3,3 4,5 7,9 6,4 5,4 5,4 
Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus 14,9 18,2 15,4 14,4 12,4 11,3 10,3 11,9 9,0 13,6 9,5 9,6 10,1 10,6 
Herstellung von Druckerzeugnissen; Vervielfältigung 
von bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern 11,5 10,7 9,3 8,6 9,6 7,7 8,2 8,5 8,4 8,1 9,8 9,2 7,8 7,9 
Herstellung von chemischen Erzeugnissen 15,9 11,8 11,8 9,8 11,2 10,4 12,8 10,6 10,5 12,0 12,1 11,8 11,5 10,5 
Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen 16,1 12,8 31,5 16,7 18,7 12,3 15,0 9,9 6,4 10,9 8,2 12,2 17,2 12,5 
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 9,5 7,5 8,1 8,3 7,4 8,8 8,8 8,6 7,9 8,6 8,6 8,7 8,2 7,4 
Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik, 
Verarbeitung von Steinen und Erden 11,4 10,6 9,9 10,9 10,0 10,7 11,9 12,6 10,5 9,4 9,9 10,3 11,0 10,8 
Metallerzeugung und -bearbeitung 9,0 9,6 8,3 8,2 8,3 10,2 10,4 10,6 10,8 11,0 10,0 9,0 8,3 8,8 
Herstellung von Metallerzeugnissen 10,9 9,7 8,3 8,9 8,4 9,4 10,5 9,0 10,4 9,5 10,2 9,3 9,8 9,3 
Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten, 
elektronischen und optischen Erzeugnissen 13,6 12,7 10,2 12,6 12,6 12,1 10,9 10,3 8,9 9,1 9,9 11,2 11,9 10,5 
Herstellung von elektrischen Ausrüstungen 8,7 7,1 7,2 10,7 9,3 10,3 11,9 8,1 9,3 9,1 10,1 7,4 9,4 8,8 
Maschinenbau 9,4 8,7 8,5 8,3 8,4 9,3 10,8 10,1 10,1 9,5 10,5 10,3 9,2 9,3 
Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 8,6 8,8 9,4 9,2 10,1 11,1 11,5 11,4 5,6 6,6 7,3 8,5 7,6 8,5 
Herstellung von Möbeln 5,6 6,0 5,8 7,5 5,4 5,5 6,0 5,7 5,6 5,5 5,3 5,7 5,5 5,4 
Herstellung von sonstigen Waren 6,4 13,0 16,4 14,9 13,6 14,1 13,8 8,1 6,8 6,4 10,5 9,2 8,8 9,6 
Reparatur und Installation von Maschinen und 
Ausrüstungen 10,1 4,8 5,0 6,8 8,7 5,8 7,1 7,5 7,9 7,5 8,3 6,3 6,2 6,4 
      
Herstellung von Waren insgesamt     

In der Prognose berücksichtigte Branchen  10,3 9,6 9,9 9,9 9,7 10,0 10,4 9,7 8,7 9,4 9,6 9,2 9,2 9,0 
Alle Branchen 9,5 11,0 9,4 9,9 9,6 9,6 10,5 10,6 8,8 8,6 9,7 8,7 8,8 8,7 

Q: Daten der KMU Forschung Austria.  1) Schätzung. 
  

  

Abbildung 3: Prognose und tatsächliche Entwicklung der Cash-Flow-Quote in der 
Sachgütererzeugung  

 

Q: WIFO-Konjunkturtest, WIFO-Berechnungen. 
  

Die aggregierte Cash-Flow-Quote erholte sich nach dem Ausbruch der Finanzmarkt-
krise 2008 kaum (2007: 9,7%, 2008: 8,7%). Der langjährige Durchschnitt von 9,6% wur-
de zwar 2010 erreicht, die Quote sank aber in den Folgejahren wieder auf ein Ni-
veau, das leicht über dem des Krisenjahres 2008 lag. 2011 und 2012 lag sie mit 9,2% 
unter dem langjährigen Durchschnitt. Für 2013 lässt die Schätzung des dynamischen 
panelökonometrischen Modells (siehe Kasten "Das panelökonometrische Modell zur 
Cash-Flow-Prognose") mit 9,0% abermals eine unterdurchschnittliche Cash-Flow-
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Quote erwarten. Die geringe Veränderung gegenüber dem Vorjahr spiegelt den 
wenig dynamischen Konjunkturverlauf im Jahr 2013 wider.  

Gegenüber 2008 erholte sich die Ertragsquote bis 2012 vor allem in der Herstellung 
von Textilien (NACE 13), in der Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb- und Korkwaren 
(ohne Möbel; NACE 16) und der Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen 
(NACE 21), während sie sich in der Herstellung von Leder, Lederwaren und Schuhen 
(NACE 15), in der Metallerzeugung und -bearbeitung (NACE 24) sowie in der Repa-
ratur und Installation von Maschinen und Ausrüstungen (NACE 33) verschlechterte 
(Übersicht 3). 

Die Prognose der Cash-Flow-Quote 2013 zeigt für die meisten Branchen eher geringe 
Veränderungen. Besonders deutlich dürfte sie gestiegen sein in der Herstellung von 
Textilien (+1,6 Prozentpunkte), der Herstellung von Leder, Lederwaren und Schuhen 
sowie in der Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen (jeweils +0,9 Pro-
zentpunkte). Ein Rückgang ergibt sich in der Herstellung von pharmazeutischen Er-
zeugnissen (4,7 Prozentpunkte), in der Herstellung von chemischen Erzeugnissen 
(1,0 Prozentpunkte) und in der Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 
(0,8 Prozentpunkte)1). Die unterschiedliche Ertragsentwicklung der einzelnen Bran-
chen geht über die Angaben der Unternehmen in die Schätzung des synthetischen 
Konjunkturindikators ein. Die heterogenen Wirkungen der Veränderung der Rah-
menbedingungen können eingeschränkt abgebildet werden.  

2. Ausgewählte Branchencharakteristika als Bestimmungsfaktoren der Cash-Flow-Quote 
Neben dem nichtlinearen Einfluss der gesamtwirtschaftlichen Konjunktur (gemessen 
am synthetischen Konjunkturindikator) wird die Entwicklung der Cash-Flow-Quote 
bestimmt durch die Unternehmensgröße, die Branchenheterogenität, die Unter-
nehmensperformance sowie durch versunkene Kosten. Deskriptive Statistiken liefern 
gewichtete und ungewichtete Maßzahlen zur Verteilung der Cash-Flow-Quoten auf 
Branchenebene. Erweitert wird die Betrachtung um Verteilungsmomente. Versunke-
ne Kosten gehen mit dem Näherungswert "Mobilitätsbarrieren" in die Schätzung mit 
ein. 

Übersicht 4 zeigt die ungewichtete und die gewichtete Cash-Flow-Quote, wie sie für 
das Prognosemodell verwendet wurde. Die Gewichtung erfolgt mit dem Umsatz des 
Unternehmens, während bei den ungewichteten Maßzahlen jedes Unternehmen 
unabhängig von der Größe dasselbe Gewicht hat. Das arithmetische Mittel der ge-
wichteten Stichprobe liegt deutlich über jenem der ungewichteten Stichprobe. Grö-
ßere Unternehmen weisen somit im Durchschnitt eine höhere Cash-Flow-Quote auf 
als kleinere Unternehmen. Der Vergleich der Mediane bestätigt dieses Ergebnis. 
Auch andere Quellen zeigen diesen Zusammenhang zwischen Höhe der Cash-Flow-
Quote und der Unternehmensgröße (KMU Forschung Austria, 2012, BMWFJ, 2012, 
S. 46). Zudem liegt die Standardabweichung der ungewichteten Quoten deutlich 
über jener der gewichteten, die Ertragsrate kleinerer Unternehmen ist demnach 
deutlich heterogener als jene größerer Unternehmen. Dieses Bild bleibt auch beste-
hen, wenn der Wert für 2010  ein möglicher Ausreißer  in der Berechnung der 
Standardabweichung nicht berücksichtigt wird.  

Im nächsten Schritt geht auch die gewichtete Standardabweichung der verzöger-
ten Cash-Flow-Quote in die Berechnung ein, um zusätzliche Informationen zu be-
rücksichtigen. Wie die Regression zwischen der Cash-Flow-Quote und dem syntheti-
schen Konjunkturindikator zeigt, wirkt sich die Konjunktur insbesondere auf das arith-
metische Mittel und den Median der Cash-Flow-Quote aus (Übersicht 5). 

Statistisch signifikante Ergebnisse mit einer zufriedenstellenden Erklärungsgüte  2R  
sind nur für das arithmetische Mittel und den Median zu erzielen. Dabei spielt es eine 

                                                           
1)  Die Schätzergebnisse für die einzelnen Branchen sind mit größerer Vorsicht zu interpretieren als die aggre-
gierte Schätzung. 

Größere Unternehmen wie-
sen im Schnitt eine höhere 

Cash-Flow-Quote auf als 
kleinere Unternehmen. Die 

Ertragsquoten kleinerer 
Betriebe sind heterogener. 

Die Konjunktur wirkt auf den 
Mittelwert und Median der 
Cash-Flow-Umsatz-Relation 

und nicht auf deren 
Streuung. 
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geringere Rolle, ob gewichtete oder ungewichtete Maßzahlen verwendet werden. 
Allerdings ist die Varianzerklärung, das 2R , für die Regressionsergebnisse mit 
ungewichteten Maßzahlen höher. Einen deutlich geringeren Erklärungswert hat der 
Konjunkturindikator für die Erklärung der Standardabweichung des Cash-Flows. Die 
Untersuchung von Schiefe und Wölbung der Verteilung brachte kein signifikantes Er-
gebnis. Die Konjunktur beeinflusst somit primär den Lageparameter der Cash-Flow-
Verteilung und hat geringere Auswirkungen auf Streuung und Schiefe der Verteilung.  

  

Übersicht 4: Gewichtete und ungewichtete Cash-Flow-Quote auf Branchenebene  
      

 Mit dem Umsatz gewichtet Ungewichtet 
Zahl der 
Unter-

nehmen 

Durch-
schnitt 

Median Standard-
abwei-
chung 

Durch-
schnitt 

Median Standard-
abwei-
chung 

  
2000 2.132 9,5 9,1 10,7 8,9 7,5 11,7 
2001 2.733 11,0 9,8 9,6 8,0 6,7 12,2 
2002 3.931 9,4 8,5 8,6 8,5 7,2 12,2 
2003 4.463 9,9 9,2 8,1 8,5 7,3 11,0 
2004 4.882 9,6 9,1 8,4 8,4 7,3 15,6 
2005 5.422 9,6 9,2 8,4 8,5 7,1 11,7 
2006 6.505 10,5 9,2 8,4 8,9 7,5 13,9 
2007 7.651 10,6 8,9 9,1 9,2 7,5 12,7 
2008 8.608 8,8 7,5 8,7 8,6 7,0 12,3 
2009 8.829 8,6 7,7 8,6 7,5 6,4 13,5 
2010 8.848 9,7 8,4 9,4 8,7 7,0 36,9* 
2011 8.631 8,7 8,1 8,3 8,4 6,9 11,5 
2012 7.438 8,8 7,8 8,2 8,0 6,7 16,0 
  
Mittelwert 9,6 8,7 8,8 8,5 7,1 12,9 
Standard-
abweichung 0,77 0,71 0,75 0,44 0,33 1,60 

Q: KMU Forschung Austria. * . . . Ausreißer. 
  
  

Übersicht 5: Zusammenhang zwischen verschiedenen Konjunkturindikatoren und 
der Cash-Flow-Umsatz-Relation 
  

Cash-Flow-Umsatz-Relation 
Mit Umsatz gewichtet Ungewichtet 

Durchschnitt Median Standard-
abweichung 

Durchschnitt Median Standard-
abweichung 

  

tiI  1,09* 1,04*  – 0,61 1,06** 1,10*** 0,55 
(0,63) (0,61) (0,49) (0,43) (0,32) (2,90) 

2
tiI   – 0,19  – 0,23 0,36  – 0,32  – 0,33*  – 0,22 

(0,34) (0,33) (0,27) (0,23) (0,17) (1,57) 

1tiI   – 0,37  – 0,60**  – 0,06  – 0,34  – 0,24  – 2,59* 
(0,31) (0,30) (0,24) (0,21) (0,16) (1,44) 

  
Branchen-Dummies Ja Ja Ja Ja Ja Ja 
Zahl der 
Beobachtungen 273 273 273 273 273 273 

2R  0,57 0,58 0,37 0,61 0,73 0,10 

Q: WIFO-Berechnungen. Zwischen dem Konjunkturindikator und der Cash-Flow-Umsatz-Relation besteht 

insbesondere für den Durchschnitt und den Median ein Zusammenhang. Der Zusammenhang mit der 

Standardabweichung ist gering (deutlich sinkendes 2R ). Wie die Koeffizienten zeigen, weist die partielle 

Korrelation in wohlspezifizierten Regressionen sehr ähnliche Dimensionen für das ungewichtete Sample 

und das gewichtete Sample auf. Weitere Momente der Verteilung (Schiefe und Kurtosis) lieferten kein sig-

nifikantes Ergebnis. Damit beeinflusst die Konjunktur in erster Linie den Lageparameter der Verteilung und 

hat den größten Einfluss auf Mittelwert und Median der Verteilung. * . . . signifikant auf einem Niveau von 

10%, ** . . . signifikant auf einem Niveau von 5%, *** . . . signifikant auf einem Niveau von 1%. 
  

Branchenspezifische Faktoren wurden im bisherigen Prognosemodell nur durch 
Dummy-Variable ("fixe Effekte") berücksichtigt. Eine mögliche Erweiterung ist die Be-
rücksichtigung von versunkenen Kosten. Diese wirken gemeinsam mit Konjunktur-
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schwankungen auf die Ertragsrate von Unternehmen. Wie Lambson  Jensen (1995) 
und Gschwandtner  Lambson (2006) zeigen, weist die Ertragsrate von Unternehmen 
in Branchen mit höheren versunkenen Kosten über die Zeit eine höhere Variabilität 
auf als in Branchen mit geringeren versunkenen Kosten. Versunkene Kosten dürften 
somit die kurzfristige Kapazitätsanpassung im Konjunkturablauf erschweren, was grö-
ßere Schwankungen der Ertragsquote nach sich zieht. 

  

Abbildung 4: Marginaler Effekt des Konjunkturindikators auf die Cash-Flow-Quote 
in Abhängigkeit von versunkenen Kosten 

Abhängige Variable: Synthetischer Konjunkturindikator 

Ungewichtete Cash-Flow-Quote 

 

Gewichtete Cash-Flow-Quote 

 

Q: WIFO-Berechnungen, KMU Forschung Austria, WIFO-Konjunkturtest. In Branchen mit geringem Über-
schussarbeitsplatzumschlag (höheren versunkenen Kosten) schwankt die Cash-Flow-Quote stärker als in 
Branchen mit höherer Überschussarbeitsplatzvolatilität (geringeren versunkenen Kosten). 
  

Üblicherweise werden versunkene Kosten durch Indikatoren für den Kapitalstock er-
klärt, können jedoch auch durch Investitionen in unternehmensspezifisches Human-
kapital entstehen. Arbeitskräfte mit unternehmensspezifischem Wissen sichern be-
triebliche Kernkompetenzen und werden über den Konjunkturzyklus eher im Unter-
nehmen gehalten als Personal, das über weniger unternehmens- und branchenspe-
zifisches Wissen verfügt. Ein Näherungswert für spezifisches Wissen bzw. versunkene 
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Kosten auf Branchenebene sind Mobilitätsbarrieren, die durch den Überschussar-
beitsplatzumschlag quantifiziert werden können (Hölzl, 2014). Branchen mit hohen 
Mobilitätsbarrieren weisen einen niedrigen Überschussarbeitsplatzumschlag auf und 
umgekehrt. Ein niedriger Arbeitsplatzumschlag  als Indikator für hohe versunkene 
Kosten  bedeutet damit eine stärkere Konjunkturabhängigkeit der Ertragsquote. 

Die vorliegenden Ergebnisse bestätigen diese Hypothese. Der Einfluss der Konjunktur 
hängt demnach vom Niveau der Mobilitätsbarriere ab. Die Wirkung des Konjunktur-
indikators auf den gewichteten und den ungewichteten Mittelwert der Ertragsquote 
in Abhängigkeit von der Mobilitätsbarriere zeigt Abbildung 4. Niedrige Werte des 
Überschussarbeitsplatzumschlages entsprechen hohen Mobilitätsbarrieren und um-
gekehrt. Die Konjunktur, gemessen am synthetischen Konjunkturindikator, beeinflusst 
nach dieser Schätzung die Cash-Flow-Quote in Branchen mit hohen Mobilitätsbarrie-
ren stark. Der Effekt von Konjunkturschwankungen ist in Branchen mit niedrigen 
Mobilitätsbarrieren sehr viel geringer und statistisch nicht von 0 verschieden. 

Die Konjunktur beeinflusst somit vor allem das Niveau der Cash-Flow-Quote in Bran-
chen mit hohen Mobilitätsbarrieren, die etwa anhand der Kapitalintensität oder der 
Hortung von Arbeitskräften gemessen werden können. 

 

Alternative Schätzmodelle 

Verteilungsmomente 
Die Prognosewerte beziehen sich auf die gewichtete Cash-Flow-Quote. Zusätzlich 
werden im Folgenden Informationen über die Momente der Verteilung genutzt, 
deren Berücksichtigung eine Anpassung der Regressionsgleichung erfordert. Die 
Gleichung nimmt nun folgende Form an: 

ti

j

jjtitititi SIIIM  


 
22

1

013
2

21)( , 

tiM )(  . . . statische Maßzahl der Verteilung (Mittelwert, Median oder Standard-

abweichung) auf Branchenebene. Der Konjunkturindikator auf Branchenebene 
geht auch quadriert  2

itI  und verzögert  1tiI  in die Schätzgleichung ein.  

Mobilitätsbarrieren 
Neben den Verteilungsmomenten wird der Frage nachgegangen, wieweit ver-
sunkene Kosten als Branchencharakteristikum die Ertragsquote beeinflussen. Hölzl 
(2014) folgend wird ein Indikator für Mobilitätsbarrieren verwendet, nämlich der 
Überschussarbeitsplatzumschlag. Dieser Indikator ist definiert als  

 1




tt EE

JDJCJDJC
Ü

0,5
, 

JC . . . Arbeitsplatzschaffung auf Unternehmensebene, JD . . . Arbeitsplatzzerstö-
rung auf Unternehmensebene. Der Zähler gibt an, wieweit der Arbeitsplatzum-
schlag auf Unternehmensebene die Veränderungsrate der Beschäftigung auf 
Branchenebene übersteigt. Dieser Wert wird im Nenner auf Branchenebene mit 
dem Mittelwert der Beschäftigungszahlen gewichtet. Der Indikator misst die Barrie-
re für die kurzfristige Kapazitätsanpassung im Konjunkturablauf. Branchen mit ho-
hen versunkenen Kosten bzw. Mobilitätsbarrieren weisen einen niedrigen Über-
schussarbeitsplatzumschlag auf und umgekehrt. 
Die Regressionsanalyse, die Mobilitätsbarrieren berücksichtigt, wird mit Interakti-
onsvariablen durchgeführt. Das Regressionsmodell lautet 

titititititi ÜIÜI   321 . 

3. Anhang: Die Eigenkapitalquote im internationalen Vergleich 
Die Eigenkapitalquote als Maß für die finanzielle Unabhängigkeit gegenüber Dritten 
wird als Anteil des Eigenkapitals an der Bilanzsumme errechnet. Das Eigenkapital 
umfasst sowohl das bilanzielle Eigenkapital als auch unversteuerte Rücklagen. Die 
Bilanzsumme setzt sich aus Anlagevermögen, Umlaufvermögen und Rechnungsabg-

Die Konjunktur hat einen 
größeren Einfluss auf die Er-
tragskraft in Branchen mit 
höheren versunkenen Kos-
ten. Sind die Mobilitätsbarrie-
ren gering, dann hat die 
Konjunktur kaum Einfluss auf 
die Cash-Flow-Umsatz-
Relation. 
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renzungsposten zusammen. Die Eigenkapitalquote ist  stärker als die Cash-Flow-
Quote  ein Strukturindikator. Sie wird von der unternehmens- und branchenspezifi-
schen Kapitalintensität und dem Risiko bestimmt. Im internationalen Vergleich spielt 
überdies die Nichtneutralität der Finanzierungsformen eine Rolle. Ist die Unterneh-
mensfinanzierung über Bankenkredite wegen der Absetzbarkeit der Zinszahlungen 
für die Unternehmen billiger als der Aufbau von Eigenkapital, dann wird dies Auswir-
kungen auf die Finanzstruktur der Unternehmen haben.  

Die Datengrundlage für die Berechnung der Eigenkapitalquote ist die BACH-
Datenbank (Bank for Accounts of Companies Harmonized). Diese wird seit 1987 von 
der Europäischen Kommission (DG ECFIN) in Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Ausschuss der Bilanzzentralen (European Committee of Central Balance Sheet Of-
fices) erstellt, um Vergleiche zwischen EU-Ländern zu ermöglichen. Derzeit werden 
aggregierte Jahresabschlussdaten für 9 Länder angeboten: Österreich, Belgien, 
Spanien, Frankreich, Deutschland, Italien, Niederlande, Portugal, Polen. Zudem be-
steht eine Gliederung nach 87 Branchen nach NACE rev. 2 (Zweisteller), davon 24 in 
der Sachgütererzeugung, und 3 Größenklassen (Unternehmen mit einem jährlichen 
Umsatz unter 10 Mio. €, von 10 bis 50 Mio. € und über 50 Mio. €). Übersicht 6 zeigt die 
gewichtete Eigenkapitalquote im internationalen Vergleich, Übersicht 7 den Median 
der Eigenkapitalquoten. 

  

Übersicht 6: Internationaler Vergleich der gewichteten Eigenkapitalquote in der 
Sachgütererzeugung 
  

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 
In % 

  
Österreich 38,4 37,7 35,7 35,4 36,7 37,0 38,6 37,1 35,4 36,9 37,1 37,9 37,3 
Belgien 37,0 37,3 36,7 38,5 37,2 40,5 43,1 45,4 44,8 48,0 47,3 49,0 50,6 
Tschechien . . . . . . 49,5 51,0 49,6 51,3 50,8 49,5 51,6 
Deutschland 28,5 29,3 30,7 30,5 30,6 30,1 29,9 30,9 29,7 29,9 31,7 32,0 31,6 
Estland 42,1 41,8 41,1 41,2 40,6 38,9 38,2 37,4 39,1 38,2 41,1 41,6 41,6 
Frankreich 34,8 32,5 32,6 33,6 35,0 37,3 37,0 35,9 33,3 34,3 36,4 36,0 36,4 
Italien . 28,5 28,7 29,1 30,0 30,5 30,4 30,0 32,4 33,7 33,6 33,3 34,2 
Niederlande . . . . . . . . . 51,1 43,6 44,6 46,3 
Polen . . . . . . 49,7 50,4 46,7 49,8 49,9 48,7 51,0 
Portugal 42,2 42,5 42,9 44,4 44,0 44,6 44,8 37,4 36,7 36,0 35,6 34,5 34,5 
  
Durchschnitt 37,2 35,7 35,5 36,1 36,3 37,0 40,1 39,5 38,6 40,9 40,7 40,7 41,5 

Q: BACH-Datenbank (Bank for Accounts of Companies Harmonized). 
  
  

Übersicht 7: Internationaler Vergleich der Eigenkapitalquote in der 
Sachgütererzeugung 
  

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 
In % (Median) 

  
Österreich 25,8 21,8 22,4 22,5 22,4 24,2 25,3 27,1 27,1 28,6 28,9 29,1 29,1 
Belgien 31,5 32,0 32,4 33,3 33,9 34,5 35,3 35,9 36,5 37,2 37,6 37,3 37,6 
Deutschland 17,3 18,6 21,2 23,2 24,7 25,7 26,4 27,0 28,8 31,3 31,7 32,0 33,7 
Estland 28,9 29,4 28,9 28,8 28,5 28,1 27,8 28,8 29,8 29,9 30,7 32,0 33,6 
Frankreich 30,6 31,8 33,4 34,3 34,9 35,6 35,9 36,4 37,5 40,3 40,9 40,6 40,6 
Italien . 22,4 22,5 22,3 22,6 22,8 21,9 21,7 27,0 28,4 27,5 26,7 28,0 
Niederlande . . . . . . . . . 30,5 30,9 33,9 34,8 
Polen . . . . . . 48,2 50,3 50,5 52,7 51,4 50,7 51,8 
Portugal 31,1 32,1 32,4 33,6 35,0 34,9 35,4 23,5 23,8 24,7 24,9 25,4 25,8 

Q: BACH-Datenbank (Bank for Accounts of Companies Harmonized). 
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